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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Belitſch- Bikkerfeld,
witkktenberg- Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen -Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Die Wohnungsnot.
Unter den gemeingefährlichen, kulturwidrigen Auswüchſen

der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung ſteht die Wohnungsnot
in erſter Reihe. Sie gewinnt immer mehr an Ausbreitung, iſt
unter wechſelnden Erſcheinungsformen in der Großſtadt wie
auf dem Lande allgemein anzutreffen. Die unumſchränkte
Monopolherrſchaft des Finanzkapitals über den Grundbeſitz,
die unerſättliche Gier nach möglichſt hoher Grundrente, ſind
die Urſachen der wachſenden Wohnungsnot. Deshalb iſt es
iwwerhalb der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft unmöglich, die Woh
nungsnot endgültig zu beſeitigen, ebenſowenig wie man die
ausbeuteriſche Lohnarbeit aufheben kann, ohne das herrſchende
Syſtem zu ſtürzen. Wohl aber können die allerſchlimmſten Ge
fahren, die hier dem Volke in geſundheitlicher, ſittlicher und
geiſtiger Beziehung drohen, durch eine ehrliche, weitſichtige
Wohnungsreform illuſoriſch gemacht werden. Aufgaben der
Gemeinden und des Staates ſind es, zur Beſſerung der Wohn
verhältniſſe durch praktiſche Leiſtungen und durch geſetzliche
Maßnahmen beizutragen. Die bürgerlichen Wohnungs-
reformer ſind auf ihre Art ſeit Jahrzehnten eifrig bemüht, auf
dieſem Gebiete etwas zu leiſten, ohne daß ſichtbare Fortſchritte
gemacht worden ſind. Die Jntereſſenwirtſchaft der Bourgeoiſie
iſt gerade in der Grundbeſitzfrage am größten, und deshalb läßt
man es bei weitſchweifigen Erhebungen, Reden und Beſchlüſſen
bewenden. So werden auch die beiden Kongreſſe, der preußiſche
Städtetag vom 3.—6. Oktober in Breslau, und der Kongreß für
Wohnungsfürſorge vom 6.--9. Oktober in Leipgzig, die ſich mit
der Wohnungsfrage, beſonders aber mit dem kommenden
Reichswohnungsgeſetz befaſſen werden, ohne große Reſultate
verlaufen. Wir haben in Deutſchland ſchon zu viel Kongreſſe
dieſer Art erlebt, als daß man nicht mit einiger Sicherheit die
meiteren Erfolge derſelben vorausſagen könnte. Die ſchier un
überſehbavre Literatur, die bisher über die Wohnungsreform
durch die verſchiedenen bürgerlichen Jntereſſengruppen produ
ziert worden iſt, wird beträchtlich vermehrt werden, eine Menge
„neuer wertvoller Geſichtspunkte“ wird entdeckt werden, uſw.
Das iſt das notwendige Schickſal der Wohnungsreform der
Bourgeviſie, wie aller Reformen von jener Seite.

Auch in der Wohnungsfrage vertritt einzig die Sozialdemo-
kratie Grundſätze, die auf eine radikale Aenderung der be
ſtehenden, unſozialen Verhältniſſe abzielen, die ihr Endziel in
der Vergeſellſchaftung des Grundbeſitzes haben: Zunächſt Er-
werbung möglichſt umfangreichen Grundbeſitzes durch die Ge
meinden Aufſchließung des vorhandenen Grundeigentums. Jn
der Bebauung ſind vor allem die volkshygieniſchen, ſozialpoli
tiſchen und äſthetiſchen Momente maßgebend. Ferner fordert
die Sozialdemokratie ein Reichswohnungsgeſetz, wodurch alle
dieſe Einzelheiten geregelt werden, Bauordnungen, Wohnungs-
inſpektion, progreſſive Grundbeſitzſteuer, Enteignungsrecht uſw.
Neben der kommunalen Regelung betrachtet die Sozialdemo
kratie unter den heutigen Verhältniſſen das Reichswohnungs
geſetz für erſtrebenswert, damit die Hauptforderungen einheit-
lich geregelt ſind. Einheitliche Grundbeſtimmungen für die
Einzelſtaaten und das Reichsgebiet garantieren am eheſten die
erſten Fortſchritte in der Wohnungsreform. Allerdings unter
Wahrung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Gemeinden.

Das bevorſtehende Reichswohnungsgeſetz ſteht gegenwärtig
naturgemäß im Mittelpunkt des öffentlichen Intereſſes und
aller Diskuſſionen. Jn der Wohnungsfürſorge iſt der preußiſche
Staat, wie in der ſozialen Geſetzgebung überhaupt von den
denkbar rückſtändigſten, reaktionärſten Anſichten beſeelt. Wäh-
rend andere Bundesſtaaten wie Bayern, Baden, Württemberg,
Heſſen, Braunſchweig und Anhalt, ausländiſche Staaten wie
England, Frankreich, Belgien, die Schweiz u. a. teilwerſe wirk-
ſame Maßregeln in dieſer Hinſicht getroffen haben, herrſchte
in den preußiſchen Regierungsſtuben bis vor kurzem tiefe
Grabesruhe, als gebe es für den preußiſchen Staat überhaupt
keine Wohnungsfrage. Die bureaukratiſchen Regierungs-
inſtanzen verſtanden es ausgezeichnet, alle dringenden Jnter-
pellationen zu ignorieren. Der alte Miquel, allerdings in
ſeiner Eigenſchaft als Frankfurter Oberbürgermeiſter, ver-
langte bereits im Jahre 1886 die „ſtaatliche Wohnungsreform“
großen Stils. Abgeſehen von den wenigen kommunalen Ein
richtungen rührte ſich nichts in Preußens Gefilden. Bis endlich
im Jahre 1904 die preußiſche Regierung mit einem Reichs-
wohnungsgeſetzentwurf in die Oeffentlichkeit trat, der aber das
in Preußen faſt geſetzmäßige Schickſal hatte, Geſetzeskraft nicht
zu erlangen. Und dieſen Geſetzentwurf von 1904 hat die Re
gierung mit einigen Aenderungen im Januar dieſes Jahres
aufs neue der Oeffentlichkeit unterbreitet, als Grundlage der
zu erwartenden Wohnungsreform. Soweit der neue Entwurf
von dem alten abweicht, bedeutet er eine erhebliche Verſchlechte-
rung. Einige ſehr weſentliche präziſe Beſtimmungen des erſten
Entwurfs, die Bauordnung und die Wohnungsinſpektion be-
treffend, ſind in einer ganz haltloſen Faſſung wiedergegeben.
Die Anſichten der preußiſchen Regierung über die Notwendig-
keit der Wohnungsreform gehen alſo rückwärts. Dieſe Tat-
ſache kommt offen darin zum Ausdruck, indem der' Entwurf die
ſonderbare Behauptung enthält, daß ſeit 1904 auf dem Gebiete
des Wohnungsweſens weſentliche Fortſchritte gemacht worden
ſind, trotzdem alle ſeitherigen Erhebungen das Gegenteil ge-
zeitigt haben. Dieſe reaktionäre Weisheit der boruſſiſchen Re
gierungsorgane deutet ſchon genügend an, welche volksfeindliche

größerer Wohnungsmangel.

Faſſung das Wohnungsgeſetz durch das rückſtändige Dreiklaſſen
parlament bekommen wird. Und von der liberalen Bourgeoiſie
hat das Volk in der Wohnungsfürſorge ebenfalls keine Hilfe
zu erwarten. Die maſſenhaften Aeußerungen von dieſer Seite
zu dem Regierungsentwurf haben dieſen Sinn: Eine ſtarke
Gruppe von Grundbeſitzerintereſſenten erklärt ſich unter Be-
rufung auf das wohlerworbene Eigentum Berliner Kauf-
mannſchaft) aufs ſchärfſte gegen den Entwurf, ſie bekämpft jede
geſetzliche Regelung der Wohnungsfrage; die Mehrheit des
Kommunalliberalismus iſt mit dem Entwurf einverſtanden,
und nur eine verſchwindende Minderheit ſtellt unweſentliche,
weitergehende Forderungen. Dieſe unſozialen Grundſätze der
Bourgesiſie in Verbindung mit der reaktionären Haltung der
preußiſchen Regierung laſſen leider nur die eine Erwartung
aufkommen, daß trotz aller Kongreſſe und wiſſenſchaftlichen Er-
hebungen die Wohnungsreform großen Stils noch in weiter
Ferne liegt.

Die Wohnungsnot als ſoziales Problem beſteht nur für die
breiten Schichten des Proletariats. Deshalb hat die Bourgeoiſie
die Wohnungsnot auch nur ſoweit bekämpft, als ſie ſelbſt dabei
in direkte Gefahr kommen konnte, durch anſteckende Seuchen,
Krankheiten uſw. Dies einmal erreicht, betrachtet ſie die Frage
mehr vom theoretiſchen, wiſſenſchaftlichen Standpunkt. Das
iſt ungleich bequemer und billiger. Denn die Bourgeoiſie münzt
ihr ſchwerſtes Gold, ihre reichſten Gewinne aus der herrſchen-
den Wohnungsmiſere. Je niedriger das Einkommen iſt, was
nur für das Lohnproletariat zutrifft, deſto größer ſind die
notwendigen Aufwendungen für die Wohnung, um ſo größer
die Wohnungsmiſere. Der Arbeiter iſt unter den günſtigſten
Verhältniſſen gezwungen, mindeſtens ein Drittel des Ver-
dienſtes für die Wohnung zu verwenden. Jn Schöneberg
machte nach den Unterſuchungen von Dr. Kuczynski 1906 auch
bei den gutgelohnten Arbeitern mit 18 00--2100 Mk. Einkom-
men der Aufwand an Miete in 34 der Fälle mehr als 24 Proz.,
in V der Fälle ſogar mehr als 38. Prozent des Einkommens
aus. Je höher das Einkommen, um ſo niedriger die prozen
tualen Sätze für Miete. Jn Hamburg erforderte 1910 die Miete
bei einem Einkommen von 900--1200 Mk. 24,67 Prozent, von
1800--2400 Mk. 21,61 Prozent, von 2400--8000 Mk. 20,53 Proz.,
von 3000——3600 Mk. 19,25 Prozent, von 3600--4200 Mk. 18,31
Prozent, von 4200—-4800 Mk. 17,36 Prozent, von 4800--6000 Mk.
16,69 Prozent, von 6000--12 000 Mk. 14,30 Prozent, von 12 000
bis 30 000 Mk. 9,61 Prozent, von 30 000-—60 000 Mk. 5,99 Proz.
von 60 000 Mk. und mehr 3,04 Prozent. Jn dieſen wenigen
Zahlen kommt die ſoziale Klaſſenbildung innerhalb der kapi-
taliſtiſchen Geſellſchaftsordnung aufs ſchärfſte zum Ausdruck.

Trotz der ungünſtigen, hohen Preiſe ſind die Wohnungen,
welche die Arbeiter hierfür erhalten, in geſundheitlicher und
ſittlicher Beziehung minderwertig. Und ſchließlich kommt es
dahin, daß ſie ihrem Einkommen entſprechend überhaupt keine
Wohnung bekommen, und ſo der öffentlichen Wohltätigkeit, das
heißt der entwürdigenden Armenpflege ausgeliefert ſind. Jn
dem kleinen Städtchen Deſſau blieben im April dieſes Jahres
44 Familien obdachlos. Sie hatten alle ihre Miete bisher
pünktlich entrichtet, niemals Unterſtützung bezogen. Für ihr
geringes Geld können fie aber jetzt in der Stadt keine Woh-
nung mehr erhalten. Wie muß es da erſt in den Großſtädten
beſtellt ſein? Leider werden gerade in dieſem Punkte nur
ſelten zuverläſſige Angaben gemacht. Darin beſteht der be-
ſondere Charakter des modernen Wohnungselends: Steigende
Mietpreiſe, ſchlechte Wohnungen, Wohnungsmangel und noch

Die Reformen der Bourgeoiſie,
obgleich die Sozialdemokratie ſie energiſch unterſtützt, ſie mit
aller Kraft vorwärts treibt, werden dieſer Not kein Ende be-
reiten. Der kapitaliſtiſche Wucher erzeugt dieſe volksfeindlichen
Mißſtände immer aufs neue. Erſt die Wohnungsreform
der Sozialdemokratie, die zugleich ſoziale Reform,
Beſeitigung des Kapitalismus ſein wird, wird die
Wohnungsnot endgültig beſeitigen.

Die Koſten der Lebenshaltung
in Großbritannien,

Das engliſche Arbeitsamt hat im Jahre 1912 wieder eine
eingehende Unterſuchung über die Koſten der Lebenshaltung
der arbeitenden Klaſſen veranſtaltet. Die Erhebung war auf
den gleichen Grundſätzen aufgebaut wie die von 1803, ſo daß
weitgehende Vergleichsmöglichkeiten gegeben ſind. Es muß
freilich bei dieſen Vergleichen berückſichtigt werden, daß das
Jahr 1912 nicht nur von ſchweren Arbeitskämpfen heimgeſucht
war, ſondern auch unter den Folgen der großen Dürre von
1911 zu leiden hatte, wodurch die Lebensmittelpreiſe in die
Höhe getrieben wurden. Die Erhebung erſtreckte ſich auf
33 Städte.

Wie der in der Labour Gazette auszugsweiſe veröffentlichte
Bericht des Arbeitsamtes zeigt, waren die Detailpreiſe für
Lebensmittel und Kohlen in London um 12 Proz. höher als im
Durchſchnitt der anderen 87 Städte. Nach London folgen in
dieſer Beziehung die ſchottiſchen Städte Wolverhampton, Wal-
ſall und Macclesfield. Seit 1905 hat eine allgemeine Erhöhung
der Preiſe ſtattgefunden, die zwiſchen 7 Prozent in Ports-
mouth und 20 Prozent in Stockport ſchwankk. Demgegenüber
weiſen die Mietspreiſe in einer Reihe von Orten nur eine ge-
ringe Steigerung auf; in London ſind ſie ſogar um 4 Prozent
geſunken. Trotzdem ſind ſie in dieſer Stadt noch bedeutend
(60-—-70 Prozent im Durchſchnitt) höher als in jeder a
Stadt der Vereinigten Königreiche. Die durchſchnittliche Ver-
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betrug, je nachdem man einfach das arithmetiſche Mittel aus
den Ergebniſſen der 88 Städte zieht oder auch die Größe der
in Betracht kommenden Bevölkerungsmaſſen berückſichtigt:

S Durchſchnitt unterArit z gbes Berückſichtigung der
Bevölkerungsziffern

Mieten 18 Proz. 0,3 Proz.Lebenzmittel und Kohle 13,7 Proz. 4 13.0 Proz.
Zuſammen 11,3 Proz. 10,3 Proz.

Eine durchſchnittliche Steigerung der Ausgaben für die not-
wendigſten Bedürfniſſe um 10,3 Prozent in ſieben Jahren iſt
ſchon recht erklecklich. Geht man bis zum Jahre 18096 zurück,
ſo beträgt die Erhöhung ſogar 25 Prozent. Jmmerhin ſteht
das freihändleriſche England mit dieſer Entwicklung noch
lange nicht an der Spitze. Jn anderen Ländern, wo außerdem
noch der Schutzzoll auf allen Waren laſtet, wie z. B. in Deutſch
land, iſt die Preiserhöhung noch viel kraſſer geweſen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), 7. Oktober 1913.

Die Regierung verhöhnt die Arbeitsloſen.
Das Regierungsblatt Norddeutſche Allgemeine

Zeitung beſchäftigt ſich jetzt endlich einmal mit der Arbeits
loſenfrage. Aber wie! s zitiert zuſtimmend den Scharf
macher-Artikel der Kölniſchen Zeitung, der die Arbeitsloſen-
demonſtrationen mit Polizeiſäbel und Browning niederzu-
ſchlagen empfahl, zieht einen Artikel Kautskys in der Neuen
Zeit heran und kommt dann zu dem erbaulichen Schluſſe:

Man kann daraus ſchon erſehen, wie ernſt es den höchſt
mitleidigen „Genoſſen“ mit einer wirklichen Bekämpfung
der Arbeitsloſigkeit ſein muß. Jhnen iſt die Notlage vor
allen Dingen als Waffe willkommen; Abhilfe würde ſie'
ja vor der Zeit ſtumpf machen, und ſo mögen denn die Be-
dürftigen ihre Haut zu Markte tragen. Dazu ſind ſie
will kommen.

Das iſt zwar niedrig und gemein, aber ſolche Kampfesart
iſt man beim Regierungsblatte ja gewohnt. Es lohnt nicht,
ſich darüber zu entrüſten. Nur eine Frage mag man ſtellen:
Wenn es ſchon richtig wäre, daß der Sozialdemokratie die
Not der Arbeitsloſen nur als Agitationswaffe gilt, warum
richtet dann das Regierungsorgan nicht die Aufforderung an
ſeinen Vorgeſetzten, den Reichskanzler, dieſe Waffe den ſozial-
demokratiſchen Agitatoren zu entreißen? Man ſollte meinen,
die Sache wäre ſehr einfach: eine bloße amtliche Ankündigung,
daß die Reichsämter mit der ſofortigen Ausarbeitung einer
Vorlage über die Reichsarbeitsloſenverſicherung beauftragt
ſind, genügt, um die Waffe ſtumpf zu machen. Daß die Not
der Arbeitsloſen keine leere Agitationsphraſe iſt, muß man
doch, ſo ſollte man meinen, allmählich auch im Reichskanzler-
amt erkannt haben. Das Elend iſt im Oſten ſo groß wie im
Weſten, im Norden wie im Süden, in der Reichshauptſtadt
wie in irgendeinem kleinen Jnduſtriedorf. Am Sonntag
haben in Berlin zwei ſehr ſtarkbeſuchte Bauarbeiterverſamm-
lungen ſtattgefunden, in denen die Referenten ein troſtloſes
Bild von den Zuſtänden im Berliner Baugewerbe entwarfen.
So wie hier iſt es aber faſt überall und in allen Berufen. So
konnten von dem Arbeitsnachweis im Jnduſtriegebiet Mann-
heim-Ludwigshafen im September d. J. von 6783 Arbeit-
fuchenden nur 2490 untergebracht werden. Am ſchlimmſten
ſind die Arbeiter des Baugewerbes, der Holz und Metall-
induſtrie von der Kriſe betroffen. So wurden von 409 Bau-
arbeitern nur 71, von 18 Steinmetzen keiner, von 1847 ge-
lernten Metallarbeitern verſchiedener Kategorien nur 518, von
297 Holzarbeitern 39, von 84 Malern 3, von 73 Wagenbauern
kein einziger, von 51 Sattlern 3 in Stellung gebracht. Aehn-
lich lagen die Dinge für Müller, Bäcker, Magazinarbeiler uſw.
Von beſonderer Bedeutung iſt, daß auch die Nachfrage nach
Arbeitern bei den chemiſchen Fabriken nachgelaſſen hat. Das
bedeutet, daß auch in dieſer Jnduſtrie, die bisher für recht gut
beſchäftigt galt und es auch war, die Kriſe ſich geltend macht.
So iſt der Rückgang auf der ganzen Linie bemerkbar.

Und die Regierung hat zur Linderung der Not keine Abbhilfs-
maßregeln, ſondern begnügt ſich, den Kampf der Sozialdemo-
kratie zu verleumden und zu ſchmähen. Das iſt die
„Arbeitsloſenfürſorge“ der Regierung!

Die Drehſcheibe knarrt.
Die nationalliberale Reichstagsfraktion

(Fraktion Drehſcheibe) hat am Sonnabend und Sonntag
unter dem Vorſitz Baſſermanns in Wiesbaden getagt. Als
Gaſt war der Führer der Nationalliberalen im preußiſchen
Landtage, Geheimrat Dr. Friedberg anweſend. der vermut-
lich die Aufgabe hatte, als eine Art überwachender Ver-
trauensmann der Scharfmacher zu fungieren. Ueber die Ver-
handlungen ſelbſt, die vertraulich waren, liegt lediglich ein
Bericht der parteiamtlichen nationalliberalen Korreſpondenz
vor. Die Fraktion trat der Anſicht der hannoverſchen Natio-
nalliberalen bei, daß der Thronbeſteigung des Cumberländers
in Braunſchweig widerſprochen werden müſſe, ſolange die
Welfen ihren bekannten Siandpunkt nicht aufgeben. Die
ationgllihergle eichatgagiraktig ihre Ue 30nationalliberale Reichstagsfraktion will ihre Ueberzeugung
mit allen ihr zu Gebote ſtehenden parlamentariſchen Mitteln
den verbündeten Negterungen gegenüber zur Geltung bringen.
Jn der Frage des künftigen Zolltarifs wollen die Natio-
nallibergalen an der bisherigen Wirtſchaftspolitik

änderung der Miets und Lebensmittelpreiſe von 1905--1912 l feſthalten; ſie lehnen den Abbau der beſtehenden Schutz
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dölle ab wollen aber andererſeits auch gegen die „extremen“
Schutzzollforderungen „ankämpfen“. Die Beratung der
Frage des Arbeitswilligenſchutzes führte zu der
Einſetzung einer Kommiſſion, die das vorhandene Material
verarbeiten und die Grundlagen für die weiteren Ent-

ſchlüſſe der Fraktion ſchaffen ſoll. Damit hätte die national
liberale Reichstagsfraktion ihren ſeitherigen ablehnenden
Standpunkt aufgegeben; denn wenn man ſich erſt einmal dazu
entſchließt, das von den Scharfmachern gelieferte Material
in einer Kommiſſion zu verarbeiten, dann darf mit Sicherheit
angenommen werden, daß das Ergebnis darin beſtehen wird,
daß die Nationalliberalen den Scharfmachern entgegenkommen
werden. Das ſcharfe Vorgehen der Schwerinduſtrie gegen die
Nationalliberalen hat ſonach bereits zu einem Erfolge ge-
führt. Die Beſtrebungen auf Schaffung eines Staats-
Arbeiter-Rechtes veranlaßt die Fraktion, im Reichstage einen
Antrag einzubringen auf Vorlegung einer Denkſchrift über
die rechtlichen Verhältniſſe der außerhalb des Beamtkenver-
hältniſſes in den Betrieben des Reiches beſchäftigten Perſonen.
Ueber die Frage der Gewerbe- und Handwerkerpolitik kam
man zu keiner Einigung; ſie wurde einer dreigliedrigen Kom-
miſſion überwieſen, die der Fraktion, wenn ſie im Reichstage
wieder zuſammentritt, Bericht erſtatten ſoll.

2

Zu welchem Block ſchlagen ſich die Nationalliberalen?
Jn der Poſt tritt der Freiherr v. Zedlitz mit großer Ent
ſchiedenheit für die Bildung eines neuen Blocks ein, dem er den
Namen Bethmann-Schorlemer-Block geben will. Frhr. v. Zed
litz weiſt den Nationalliberalen nach, daß es kein
natürliches Verhältnis ſei, wenn ſie im Reichstage zu der linken

Seite hielten. Denn weder in der Zollpolitik, noch bei anderen
wichtigen Fragen ſtimmten ſie mit dem Fortſchritt überein.
Noch augenfälliger ſei aber der Gegenſatz im preußiſchen Land
tage. Hier, wo der Kampf um das Wahlrecht am ſchärfſten tobe,

verlangen Volkspartei, Sozialdemokraten und Polen die Ein-
führung des Reichstagswahlrechts; die Nationalliberalen da-
gegen ſtehen mit den Konſervativen auf dem Boden der Ab-
ſtufung des Wahlrechts nach dem wirklichen Gewicht der Stim-
men. „Sie erblicken, ſo fährt Frhr. v. Zedlitz fort, mit der
Rechten auch im Ausbau des Dreiklaſſenwahlſyſtems den zur-
zeit ſicherſten Weg zur Erreichung dieſes Zieles. Das Zentrum
iſt zwar in der Theorie auch Anhänger des Reichstagswahl-
rechts, aber dieſe ſeine Stellungnahme iſt rein akademiſch und
platoniſch. Jn der Praxis ſtellt es ſich gleichfalls auf dem Boden
des Dreiklaſſenwahlſyſtems, das hat ſein Verhalten 1910 völlig
klar erwieſen. Wenn daher im Abgeordnetenhauſe in bezug
auf die politiſch wichtigſte Aufgabe der Zeit von einer Zuſam-
meufaſſung zu einem Block geredet wird, ſo kann dies nur die
Gruppierung der Anhänger des abgeſtuften Wahlrech in-
ſonderheit des Dreiklaſſenwahlſyſtems auf der andern Seite
ſein. Die letztere Gruppe würde zweifellos Nationalliberale,
Freikonſervative und Zentrum umfaſſen. Vorausſichtlich aber
würden nach den ſchlechten Erfahrungen bei der Regelung der
Deckungsfrage die Konſervativen nicht abſeits ſtehen wollen,
ſondern mit den erwähnten drei Gruppen zur Erledigung des
Wahlrechtsproblems zuſammenzuwirken bereit ſein.“

Dieſen Block wünſcht nun Frhr. v. Zedlitz auch auf den
Reichstag übertragen, daher der lange Name, den er für den
neuen Block entdeckt hat. Dieſe Beſtrebungen ſind im Grunde
genommen ſchon geglückt, obgleich die Nationalliberalen noch
den Schein der Kameradſchaft mit den Fortſchrittlern aufrecht
erhalten. Jn bezug auf Zollſchutz, alſo Nahrungsmittelwucher
und die ganze ſtaatliche Machtpolitik einſchließlich der Wahl-

vechtsfrage gehen die Nationalliberalen von jeher mit Rechts.
Nun kommt nach der Wiesbadener Tagung auch noch der Ar
beitswilligenſchutz hinzu.

„Jnternationale Verſtändigung“ der Schwärmer.
Jn Nürnberg wird gegenwärtig die diesjährige Tagung des

Verbandes für Jnternationale Verſtändigung abgehalten. Jn
einer der vielen Reden, die bei dieſer Gelegenheit ſtiegen, um
ur Txofeſfor Dr. Nippold die Ziele des Verbandes und er-

ärte:
„Der Verband habe ſich niemals mit Utopien und Friedens-

phantaſtereien beſchäftigt; er predige nüchterne Verſtandes-
politik. Der Verband bekämpfe auch nicht die anderen Frie-

densgeſellſchaften, er wende ſich nur gegen den Nationalismus,
der in den Chauvinismus ausarte. Der Verband hat, um ein
Bild zu gebrauchen, weder mit dem politiſchen Alkoholismus
der Alldeutſchen, noch mit der Abſtinenz der Pazifiſten etwas
gemein, ſondern er bewegt ſich auf der mittleren Linie
der Temperenzler. Er will zwiſchen den Völkern eine Ver-
ſtändigung herbeiführen, nicht aber den Frieden um jeden
Preis. Deswegen könne der Verband auch niemals Stellung
für die Abſchaffung der Kriege überhaupt nehmen. Er ver-
urteilte nur das leichtfertige Hetzen zum Kriege. So ſei der
Redner perſönlich der Anſicht, daß ein Krieg zwiſchen den euro-
päiſchen Großmächten niemals eine Notwendigkeit werden
könnte. Es wäre dies um ſo mehr zu bedauern, als ein
ſolcher Krieg unendliches Unheil über Europa bringen und
ſelbſt den Sieger mit dauerndem Ruin bedrohen würde. Der
Verband könne ſich rühmen, ſtets Realpolitik getrieben zu
haben. Eine Verſtändigung zwiſchen Frankreich und Deutſch
land halten wir nicht für Zukunftsmuſik, ſondern für ohne
weiteres möglich.“

Sagen wir alſo nach dieſem Wenn und Aber, Umfallen und
Wiederaufſtehen: der Verband iſt liberal! Er iſt ein Pro-
dukt jener Leute, die draußen den Nationalismus bekämpfen
und von ihren Vertretern im Reichstag auch die unerhörteſte
Militärvorlage und konſequenteſte Kaſernierung Deutſchlands
bewilligen laſſen. Bedeutung hat der Verband nur, weil auch
er ein Beweis dafür iſt, daß ſelbſt die liberale Drehſcheiben-
politik in den Bann der Friedensidee gezogen wird.
Von den weiteren Verhandlungen wird berichtet: Profeſſor
Schücking ſprach über das Thema Kultur und Krieg und warf
die Frage auf, ob ein Krieg ein Volk reicher machen könne.
Dieſe Frage ſei zu verneinen. Die vielen Milliarden, die die
Völker jährlich für unſinnige Rüſtungen ausgeben, ſollten dazu
verwendet werden, die wachſende Armut der unteren Klaſſen
zu bekämpfen und die Kunſt den niederen Schichten zugänglich
u machen. Der franzöſiſche Senator Dr. Eſtournelles de
onſtant berichtete über die deutſche franzöſiſche Annäherung,

in herbeiführen laſſe, wenn auf beiden Seiten der gute
Wille vorhanden ſei. Reichstagsabgeordneter Hausmann ſprach
über das gleiche Thema und erklärte, die Deutſchen ſeien bereit,ſich mit Frankreich zu verſtändigen. Das deutſche Volk ſei
keineswegs von Haß gegen Frankreich erfüllt. Die Schuld

trügen allein die Chauviniſten. Darauf ſchloß der Vorſitzende
die zweite Tagung des Verbandes.

Vom Landtagswahlkampfe in Baden.
e näher der Wahltag rückt ſo wird uns aus Baden be

richtet deſto lebhafter wird's in der politiſchen Arena. Jn
den Städten ſind allabendlich Verſammlungen der verſchie-
denen Parteien, Sonntags geht's dann aufs Land, wobei es
hin und wieder zu Redeturnieren kommt. Das „Ereignis“ der
vergangenen Woche war die Gründung der neuen Partei, die
ſich unter der Firma Badiſche Reichspartei etablierte. Die
paar Konſervativen, die den Stamm der neuen Partei bilden,
haben durch ein paar unzufriedene rechtsliberale Profeſſoren,

ofräte und Fabrikanten Sukkurs erhalten, das übrige beſorgt
das Zentrum, das in verſchiedenen Wahlkreiſdann en, ſo auch

in annen e die Kandidaten der euenarg h e tur die 7wird.
Die Fortſchrittler und die Nationalliberalen wurden in

einer Verſammlung der neuen Partei ſchlecht behandelt. Die
Fortſchrittler wurden als antimonarchiſche Partei bezeichnet
und den Nationalliberalen wurde vorgeworfen, daß ſie den
monarchiſchen Boden durch das Abkommen mit den Sozial
demokraten verlaſſen hätten. Das iſt mehr, als ein liberales
Herz ertragen kann. Für die Fortſchrittler kommt noch ein
weiterer Schmerz dazu. Die Fortſchrittier hatten ſchon bomben
ſicher auf die Unterſtützung ihres Kandidaten in Karlsruhe
Süd, des Herrn Dr. Gönner, gerechnet, der ſo ſchön für die
Weiterbewilligung der Dotationen an die Geiſtlichkeit geredet
atte. Und nun kommt auf einmal der Führer der Karlsruher
entvümler und ſchlägt die fortſchrittlichen Hoffnungen in

Scherben, indem er erklärt, es könne gar nicht in Frage kom
men, Herrn Dr. Gönner zu unterſtüken. Der d des Zen
trums ſoll erregt ſein, durch ein angebliches Geheimabkommen
mit der Sozialdemokratie, nach dem die fortſchrittliche Kandi-
datur im zweiten Wahlgang zugunſten der Sozialdemokratie
zurückgezogen werden ſoll. Da ein ſolches Abkommen nicht ab
geſchloſſen iſt, wird der fortſchrittliche Kandidat ſchon noch
Gnade bei den Zentrümlern finden.
Die Wacgkertaktik will nicht überall klappen. So hat im Be-

zirk Schopfheim, der im letzten Landtag durch unſern Genoſſen
Müller vertreten war, das Zentrum ſeine urſprüngliche Ab-
ſicht, den nationallibevalen idaten Herbſter im zweiten
Wahlgang zu unterſtützen und dadurch der Sozialdemokratie
dieſen Bezirk zu entreißen, aufgegeben, nachdem der national
liberale Kandidat ſich als Anhänger des Großblocks bekannte.
Das Zentrum hat jetzt in dieſem Bezirk einen eigenen Kandi-
daten aufgeſtellt. Freilich iſt damit noch lange nicht geſagt,
was das Zentrum im zweiten Wahlgang tun wird. Dagegen
wird in Lörrach-Land, das bisher auch ſozialdemokratiſcher
Bezirk war, kein Zentrumsmann aufgeſtellt. Die Wackertaktik
wird dort von den Nationalliberalen akzeptiert.

Die Zahl der „rxrechtsliberalen“ Kandidaten wird immer
größer. Jetzt hat man auch dem fortſchrittlichen Profeſſor
Hummel einen rechtsliberalen Kandidaten entgegengeſtellt, der
den Segen ſowohl proteſtantiſcher als katholiſcher Pfarrherren
erhalten hat.

Gegen die Sozialdemokratie verſucht man den Kampf mit
gar alten und roſtigen Waffen. Abgeſehen von den üblichen
Verleumdungen ſucht man unſerer Arbeit mit Lokalabtreibe-
reien den Erfolg abzuſchneiden. Liberale Bürgermeiſter ſind
in dieſem Kampf „mit geiſtigen Waffen“ ſo eifrig wie zen-
trümliche Pfarrherren. Die Stimmung draußen auf dem
Lande iſt eine für uns günſtige und daß in den Städten die
Ausſichten für uns gute ſind, zeigte der Ausfall der Gewerbe-
gerichtswahlen in verſchiedenen Städten des Landes, wo über-
all ein ſtarkes Anwachſen der Stimmenzahl der freigewerk-
ſchaftlich organiſierten Arbeiterſchaft zu verzeichnen war.

Enorme Steigerung der Schweinefleiſchpreiſe.
Jeder Verſuch, die Einfuhr von Vieh und Fleiſch zu er-

leichtern, wird von den Agrariern in gehäſſiger, volksver-
höhnender Weiſe bekämpft. Für ſie leben wir in glänzenden
Verhältniſſen die Fleiſchpreiſe ſind hoch und klettern weiter
hinauf. Die Agrarier kümmert es nicht, daß dabei der Ge-
ſundheitszuſtand der Bevölkerung arg geſchädigt wird. Als
im vergangenen Jahre die Schweinefleiſchpreiſe etwas ſanken,
erhoben ſie ein groß Geſchrei: An eine neue Teuerung ſei
nicht zu denken; und nun? Seit Monaten gehen die Preiſe
wieder fortgeſetzt hinauf. Jn der erſten Hälfte September
ſind ſie im Durchſchnitt für 50 Marktorte im Vergleich mit
dem Vormonat um nicht weniger als 9 Pf. für das Kilo ge
ſtiegen. Vergleicht man die jetzigen Preiſe mit denen irnn
September 1911, dann ergeben ſich folgende Steigerungen für
1 Kilo:

Schweinefleiſch um 28,1 Pf. gleich 20
Schweineſchinken, Ausſchnitt 84,2 III
Schweineſpeck „391,8 18

Jm September ſind auch die Preiſe für anderes Fleiſch
weiter geſtiegen! Für Rindfleiſch um 0,4 Pf., für Kalbfleiſch
um 0,7 Pf. und für Roßfleiſch um 0,3 Pf. Angeſichts der be
drohlichen Entwicklung der Fleiſchpreiſe ſind Maßnahmen zur
Linderung der Not unbedingt erforderlich. Anſtatt für ſolche
einzutreten, erhebt das Agrariertum die Forderung nach Er-
weiterung und Erhöhung der Schutzzollmauern.

R

Fleiſcheinfuhr aus Rußland. Der preußiſche
Landwirtſchaftsminiſter hat das Geſuch der Stadt Berlin um
Genehmigung der Einfuhr von Rind und Schweinefleiſch aus
Rußland unter den ſeitherigen Bedingungen bis zum 1. Jan,
1914 genehmigt. Beantragt war jedoch der 1. April 1914. Der
Miniſter „genehmigt“ eine notwendige Maßregel nur tropfen-
weiſe, um ſeine Macht fühlen zu laſſen, und die Agrarier
nicht vor den Kopf zu ſtoßen.

Eine Selbſtenthüllung des Reichsverbandes.

Unter dieſer Ueberſchrift bringt die freiſinnige Königsberger
Hartungſche Zeitung einen längeren Artikel, in dem ſie ſich
mit den Praktiken des Reichsverbandes beſchäftigt. Sie zeigt,
wie es mit der Neutralität des Reichsverbandes gegenüber
allen bürgerlichen Parteien beſtellt iſt, diefer angeblichen Neu-
tralität, die der Reichsverband gern s Lockmittel und Aus
hängeſchild benutzt und ferner, wie der äußere Aufbau und
das innere Weſen des Verbandes beſchaffen iſt. Wie Ar
beiter in den Reichsverband hineinkommen,
zeigte ein Redner des Reichsverbandes in Königsberg folgen
dermaßen:

„Generalſekretär Taube (der Angeſtellte des Reichsverbandes)
ging nämlich mit einem befreundeten Fabrikaufſeher in einer
Fabrik von einem Arbeiter zum andern mitder Aufforderng, den Namen in die bereit
gehaltene Liſte einzutragen. Bedenken hiergegen
wurden dadurch zerſtreut, daß den Arbeitern bedeutet wurde,
die Direktion wünſche den Beitritt und bezahle
den Beitrag. Der Herr Aufſeher ſetzte bei dieſer Gelegen-
heit auch hinzu: „Kommen wir einmal in eine andere Fabrik,
ſo werden wir ja doch wieder Sozialdemokra-
ten. Die Hartungſche Zeitung ſtellt feſt, daß wohl ein Reichs-
verbandsredner dieſe Art Werbearbeit verurteilt hat, daß aber
der Reichsverband nach wie vor den Beitrag für die ſo ge
wonnenen Mitglieder nimmt, dieſe nach wie vor in den Mit
liedsliſten führt und mit einer großen Mitgliederzahl prunkt.

reiner der Mitglieder ſtellen nämlich dieſe „nationalen
rbeiter“.
Weiter ſchildert die Hartungſche Zeitung, wie ſich der Reichs

verband mit ſittlicher Entrüſtung gegen die Tonart der Sozial
demokraten wende, wie aber der Herr Generalſekretär des
Reichsverbandes, Taube, „von dem Schmus der Ver-
rücktheit und der Frechheit eines Bebelſpreche und die Sozialdemokraten mit dem
Koſenamen „Buben“ belege. Zu den in der Ver-
ſammlung anweſenden Fortſchrittlern hätte er geſagt: Die
Fortſchrittler haben wir nicht eingeladen. Wir kümmern uns
nicht um dieſe Partei. Wir verbitten uns die Kritik dieſer
Partei und wünſchen, daß ſie unſere Verſammlungsräume
meidet. Von einem Prozeß gegen die Hartungſche Zeitung,
die dem Reichsverband in den Rücken gefallen“ ſei, habe man
abgeſehen, weil das Prozeſſieren der Tendenz des
Reichs verbandes widerſpreche.“ (Oh, ohl)

Der Obermeiſter einer Königsberger Jnnung hat nach der
„Jch habe michletzten Reichsverbandsverſ a geſagt:

lange Jadre als on ſervativer Parteimann politiſch betätigt, eine s mit ſoviel gui
lichkeit und Weltfremdheit, wie ſie heute bewieſen wurde,
habe ich noch nicht erlebt.“

Wenig ſchmeichelhaft iſt dieſe Selbſtenthüllung für den
r aber ſie zeigt, wie er immer mehr abwirt-

ſchaftet und nur noch ein trauriges Daſein friſtet.

Deutſches Reich.
Die chriſtlichen Gewerkſchaften wollen nicht papſtfromm

ſein. Der Geſamwerband der chriſtlichen Gewerkſchaften (die
Giesberts, Schiffer, Wieber, Behrens uſw.) hat eine

eihe von Parteiblättern verklagt, weil ſie eine Meldung des
römiſchen Korreſpondenten der Zeitſchrift Wartburg wieder
gegeben und kommentierten, wonach ſich die chriſtlichen Ge
werkſchaftsführer in bezug auf die GewerkſchaftsEnzyklikadem ſte unterworfen Jätten, nach außen hin aber weiter
mit ihrer Unabhängigkeit prunkten. Zornig ſchreiben nun die
J Trier erſcheinenden Petrus-Blätter zu dieſer ſonderbaren

age:
Es iſt doch ſchon mit der Jnterkonfeſſionalität herrlich

weit gekommen, wenn Katholiken es als eine Beleidigung
oder gar Verleumdung auffaſſen, daß ſie ihrer Gehorſams-
pflicht gegen die ihnen von Gott geſetzte geiſtliche Obrigkeit
nachkommen wollen, ſo daß ſie deswegen ſogar gerichtliche
Klage erheben. An dieſem Beiſpiele erſieht man, wie S
der heilige Vater über die Vorgänge in den katholiſchen
deutſchen Arbeiterkreiſen und über das Ziel und Ende der
„Kölner-M. Gladbacher Richtung“ unterrichtet war, als er
das Rundſchreiben „Singulari“ erließ. tſchaf t

ür die Führer der chriſtli Gewer ten es inder g. eine heikle Situation, dem fürchterlichen- Ver
dacht reinigen zu müſſen, dem Heiligen Vater Gehorſam ge-
lobt zu haben.

Die Militärbehörde nimmt endlich zu den Gerüchten über
die Nachtübung in Thüringen das Wort. Sie erklärt, daß
kein einziger Todesfall vorgekommen ſei. Ueber den Ent-
laſſungstermin, den 1. Oktober hinaus, ſind wegen Krankheit
insgeſamt 48 Mann zurückbehalten worden. Davon ſind 21
inzwiſchen entlaſſen, 27 noch in Behandlung. Es handele ſich
durchweg um leichte Erkrankungen. Von Ueberanſtrengung
der Leute könne keine Rede ſein.

Der achte preußiſche Städtetag iſt am Montag in Bres-
la u zuſammengetreten. Unter den Teilnehmern ſind auch
mehrere Parteigenoſſen, die in den ſtädtiſchen Verwaltungen
Aemter bekleiden, ſo die Genoſſen Eduard Bernſtein und Paul
Hirſch. Nach den üblichen Begrüßungsanſprachen erſtattete
der Geſchäftsführer des Städtetages, Stadtrat a. D. Dr.
Luther, Bericht über die bevorſtehende Abänderung des Kom
munalabgabengeſetzes. Er verlangte die Erſchließung neuer
Einnahmequellen für die Gemeinden und bemerkte, daß viel-
leicht die Kapitalrentenſteuer eine ſolche Einnahmequelle dar
ſtellen köwnte. Jn der Debatte wurde beſonders die Frage des
Ausgleichs der Volksſchullaſten zwiſchen den Gemeinden in
denen die Arbeiter wohnen und den Gemeinden, in denen ſie
arbeiten, beſprochen und hervorgehoben, daß der vernünftigſte
Ausgleich durch Eingemeindung zu erreichen wäre, daß aber
die Staatsregierung dieſe vernünftige Löſung verhindere.
Landtagsabg. Caſſel-Berlin bedauerte hierbei, daß manche Ge-
meinden die Ausgleichsbeträge zur Förderung des höheren
Schulweſens ſtatt zur Unterſtützung der Volksſchule verwenden.

Der Städtetag wandte ſich dann der Wohnungsfrage zu, und
Bürgermeiſter Sahm-Bochum beſprach den neuen preußiſchen
Wohnungs-Geſetzentwurf, wobei er ſich gegen die geplante Ein
ſchränkung der Selbſtverwaltung wandte und für Reich und
Staat ein umfangreiches Programm geſetzgeberiſcher Tätigkeit
auf dem Gebiete des Wohnungsweſens entrollte, ſo beſonders
die Reform des Hypothekenrechts, des Erbbaurechts uſw. Die
Verhandlungen gehen weiter.

Balkan.
Der Albaneraufſtand beendet? Nach den neueſten Berichten

des ſerbiſchen Preſſebureaus ſind die bulgariſchen Banden und
die Reſte der albaneſiſchen Banden im Bezirke Monaſtir voll-
ſtändig vernichtet, die ſerbiſchen Behörden wieder eingeſetzt
und die Ordnung wieder hergeſtellt worden. Jn dem letzten
Kampf bei Vranitza ſind die Albaneſen vollſtändig geſchlagen
worden.

Sofia, 6. Oktober. Die Agence Bulgare meldet:
Jnfolge des albaneſiſchen Aufſtandes und deſſen von den
Serben begonnenen blutigen Unterdrückung, die unter allge
meiner Niedermetzelung der bulgariſchen und albaneſiſchen
Bevölkerung, insbeſondere in den Gebieten von Kalkandelen
und Goſtiwar Gora vor ſich geht, treffen Gruppen von Bul-
garen aus jener Gegend, die durch die Flucht ins Gebirge dem
Tod entronnen ſind, auf bulgariſchem Gebiete ein. Die
Flüchtlinge erzählen, daß ihre Heimat jetzt ein wüſtes Trüm-
merfeld ſei.

Der griechiſch-türkiſche Konflikt wird ſehr verſchieden be-
urteilt. Auch heute lauten die Nachrichten teils optimiſtiſch,
teils peſſimiſtiſch. Nach der einen Darſtellung „darf man
annehmen“, „daß in abſehbarer Zeit die Schwierigkeiten, die

gegenwärtig noch beſtehen, behoben ſein werden“, nach einer
anderen Meldung rüſtet ſowohl die Türkei wie Griechenland
zum Kriege. Weil dem ſo ſei, habe ſich auch Serbien „ge-
nötigt geſehen, entſprechende Gegenmaßnahmen zu verfügen,
um ſich gegen alle Eventualitäten zu ſichern“.

OeſterreichUngarn.
„Patriotiſche“ Krawalle. Jn Brünn kam es am Sonn-

tage zu Ausſchreitungen der Tſchechen gegen den
von deutſchen Vereinen veranſtalteten „Bonbontag“. Am
Abend zog eine tauſendköpfige Menge gegen den Großen Platz.
Militär ging mit blanker Waffe gegen die Demonſtranten
vor, die tſchechiſche Nationallieder ſangen. Jn der Rudolf-
gaſſe kam es zu einem heftigen Zu ſammenſtoß zwi
ſchen der Polizei und der Menge. Es wurden zahl
reiche Verhaftungen vorgenommen.

England.
Die Suffragetten im Kampfe mit der Polizei. Die Suffra

gette Annie Kennehy, die vorläufig wieder auf freien
Fuß geſetzt worden war, wurde Montag nachmittag in Lon
don in einer großen Verſammlung von Anhängerinnen des
Frauenſtimmrechts von neuem verhaftet. Dabei kam es zwi-
ſchen den Polizeibeamten und den erbitterten Frauen, die ſich
Annie Kenneys Verhaftung widerſetzten, zu einem Kampf.
Wegen Widerſtandes gegen die Polizei wurden acht Perſonen
feſtgenommen.

China.
Yuanſchikai zum Präſidenten gewählt. Bei der am Montag

ſtattgefundenen Wahl des Präſidenten der Republik wurde
Yuanſchikai im dritten Wahlgange mit 507 Stimmen gewählt.
Liyuanhung erhielt 179 Stimmen. Die Verkündigung
des Ergebniſſes rief große Begeiſterung im Parlament her
vor. Das auswärtige Amt hat die Geſandtſchaften ſofort
von der Wahl Yuanſchikais benachrichtigt. Die Noten der
Mächte, in denen die Republik anerkannt wird, ſind
nach dem Auswärtigen Amt unterwegs. Das Auswärtige
Amt hatte vorher die Kewähr übernemmen, daß dey neuge
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London, 68. Oktober. Der Petersburger Korreſpondent
der Times erhält die Mitteilung, daß die bevorſtehende Aner
kennung der chineſiſchen Republik durch die Mächte hauptſäch-
lich auf engliſches Drängen erfolgt. Weder Rußland
noch Japan hätten die Angelegenheit als ebenſo wichtig an
geſehen.

Aus der Partei.
Ein Bildchen vom Juſtizbetriebe.

Auf der Bezirkskonferenz in Frankfurt a. M. berichtete der
Bezirksſekretär Genoſſe Diß mann folgenden echt preußiſchen
Fall. Jn Arborn, im Dillkreis, wurde Genoſſe Günther,
der Flugblätter verteilte, von dem Bürgermeiſter Hild
miß handelt. Hild nahm ein Flugblatt und ſchlug es
dem Genoſſen Günther ſo heftig in s Geſicht, daß dieſem der
Hut vom Kopfe fiel. Auf Klage erkannte das Schöffengericht
in Hevborn auf die geringſte zuläſſige Strafe von 3 Mk. Doch
Hild war damit nicht zufrieden. Er legte Berufung ein und
verſicherte ſich der Hilfe des Landrats. Dieſer wurde zum Ver-
teidiger des Hild und fügte deſſen Berufungsſchrift hinzu:

Urſchriftlich an das Amtsgericht in Herborn. Jch kann nur
verſichern, daß der Bürgermeiſter Hild durchaus glaubwürdig
iſt und daß es ſich deshalb dringend empfehlen dürfte, den
Wert des Eides des Zeugen Rau, der der ſozialdemokratiſchen
Pavtei angehört, nochmals eingehend zu prüfen. Der
Bürgermeiſter hat mir wiederholt auf ſeinen Dienſteid ver
ſichert, daß es durchaus unwahr ſei, daß er dem Günther das
Flugblatt in das Geſicht geworfen habe.

Die Verſicherung des ſchon verurteilten Bürgermeiſters
auf ſeinen Dienſteid gegen eine beſchworene Zeugenausſage
auszuſpielen, iſt geradezu ungeheuerlich. Die Mühe war er-
folglos. Die Strafkammer beſtätigte das Urteil des Schöffen
gerichts. Und nun kam etwas, was noch unglaublicher iſt, als
die gelinde Beſtrafung: Hild wurde begnadigt.

Zum Falle Nadek.
Der Vorwärts ſagt in einer Notiz: „Von der Aufs-

faſſung einiger Parteiblätter, daß Radek noch Mitglied der
deutſchen Organiſation ſei, kann nach Verlauf der Jenaer
Verhandlungen, über deren Korrektheit und Klarheit die Mei-
nungen weit auseinander gehen, keine Rede ſein. Radek iſt,
darüber kann kein Zweifel beſtehen, infolge des Jenger Be-
ſchluſſes nicht mehr als deutſches Parteimitglied anzuſehen.“

Die an der Sache am meiſten beteiligten Genoſſen in Bre-
men diskutierten darüber in einer Parteiverſammlung, ohne
ſchon zu einem Ergebnis zu kommen. Vom Genoſſen Panne-
koek wurde folgender Antrag eingereicht: „Die Verſamm-
lung des Sozialdemokratiſchen Vereins Bremen bedauert die
Art und Weiſe, wie der Parteitag den Fall Radek behandelt
hat und dem Antrag 45 rückwirkende Kraft auf eine Auf-
nahme gab, die nach dem damals geltenden Statut völlig
ſtatutengemäß ſtattgefunden hat. Trotz dieſer Bedenken ſpricht
die Verſammlung aus, daß der Sozialdemokratiſche Verein
Bremen ſich den Beſchlüſſen des Parteitages nicht widerſetzen
darf, ſondern einfach dieſe Beſchlüſſe auszuführen hat. Sie
ſtellt feſt, daß durch die Annahme des zweiten Teiles des An-
trages 115 Liebknecht, der dem Antrag 45 die Forderung von
Rechtsgarantien hinzufügt, die Aufnahme Radeks der neuge-
ſchaffenen Beſtimmung nicht widerſpricht und. ſeiner Mitglied-
ſchaft alſo nichts im Wege ſteht, daß aber durch die Erklärung
des Parteivorſtandes, die von anderen Genoſſen beſtritten
wird, Unklarheit darüber herrſcht, ob dieſer Beſchluß als eine
Abänderung des Antrages 45 zu gelten hat. Weil der Sozial-
demokratiſche Verein ſich außerſtande ſieht, dieſe Unklarheit zu
beſeitigen, und ſie auch von keiner anderen Jnſtanz als nur
von einem Parteitag zweifelsfrei gelöſt werden kann, be-
ſchließt die Verſammlung, den nächſten Parteitag um eine
zweifelsfreie Entſcheidung in dieſer Frage anzurufen und bis
dahin die Mitgliedſchaft Radeks ruhen zu laſſen.“

Das neue Heim der Hamburger Arbeiter
wurde am Sonnabend eröffnet. Der große Bau am Beſen
binderhof darf wohl als das größte Gewerkſchaftshaus Deutſch
lands angeſprochen werden. Jm Jahre 1905 wurde der ſoge-
nannte Altbau mit einem Koſtenaufwand von 1 500000 Mark
erichtet. Nur zu bald ſtellte ſich heraus, daß der Verkehr im
Hauſe auch die kühnſten Erwartungen übertraf und Erweite-
rungspläne tauchten auf. Glücklicherweiſe waren Erweite-
rungen durch weitſichtige Grundſtückserwerbungen möglich. Jm
vorigen Jahre wurde mit dem An und Umbau begonnen der
in dieſen Tagen fertiggeſtellt iſt. Abermals 1500 000 Mark
waren nötig, den neuen Bau zu vollenden. Mit den Kauf-
ſummen für die Grundſtücke koſtet nunmehr das Gewerkſchafts
haus etwa 3 560 000 Mark.

Die eigenartige Lage des Hauſes an der Kante des Geeſt-
rückens ſetzt den Grundſtückserwerbungen in der Tiefe des
jetzigen Grundſtücks natürliche Schranken. So kommt es, daß
das Gewerkſchaftshaus dem Beſchauer in einer gewaltigen
Front von 90 Metern gegenüberſteht. Das ganze Grundſtück
iſt 4390 Quadratmeter groß, die Räume umfaſſen etwa 13 000
Quadratmeter nutzbare Fläche. Nicht eingerechnet iſt dabei das
Hotel Gewerkſchaftshaus, ein neben dem Gewerkſchaftshauſe
liegendes Gebäude, das 14 helle, freundliche Hotelzimmer ent-
hält. Auf die Herberge, die ſich zum Unterſchied von vielen
anderen Städten ebenfalls an der Straßzenfront erhebt, ent-
fallen 890 Quadratmeter Raumfläche. Das Hauptgebäude weiſt
unten Läden auf, in der erſten Etage ſind kleinere Säle einge-
baut, während die oberen Stockwerke Bureauzwecken dienen.
Hinter und unter dem Hauptgebäude liegt der große Saal, der
mit ſeinen Nebenräumen 2600 Perſonen Platz bietet. Die
Reſtaurationsräume ſind zuſammen 960 Quadratmeter groß.
Ueber dem Reſtaurant befindet ſich in der erſten Etage das
Café und hinter dieſem, durch eine Wandelhalle lautdicht ab
geſchloſſen, ein neuer Saal, der etwa 700 Perſonen faßt. Der
neue Saal, das Café und die Reſtaurants bieten allein 3000
bis 3500 Perſonen Platz. Jn der Ausſtattung der neuen

Raume g neben den erſten Hamb Lotalitäten di rzahl der Lokale wirde i erteefſen i e iſt das grohe
Gewicht gelegt. Das uptreſtaurant weiſt Holzbi uer-
arbeiten auf, unter anderen einen großen Fries, die an ſich
das Gewerkſchaftshaus zu einer Sehenswürdigkeit machen. Jm
übrigen iſt das neue us mit allen Errungenſchaften der
modernen Technik verſehen. Jn der erſten Etage i ein Apparut
für die Vorführung von Lichtbildern vorgeſehen. Ein Perſonen
aufzug läuft neben dem Haupttreppenhauſe vom Keller bis
zum Dachgeſchoß. Eine Belüftungsanlage ſendet friſche, ge
reinigte Luft in ſämtliche Räume des ganzen Hauſes. Dieſe
Anlage iſt durch Fernthermometer mit der Heizanlage ver
bunden, die im Keller des Hinterhauſes eingebaut iſt. Dieſes
Hintergebäude nimmt übrigens auch noch in drei Stockwerken
Bureauräume auf. Jn der großen, im Erdgeſchoß des Hauptgebäudes liegenden Zentralkuche ſind nicht minder alle hygie
niſchen und techniſchen Vorrichtungen des modernen Küchenbe
triebes verwertet. Acht elektriſche Fahrſtühle ſenden die Spei
ſen nach dem alten Saalbau und den Bureauräumen hinauf.
Waſch und Baderäume, für beide Geſchlechter getrennt, ſtehen
dem Perſonal zur Verfügung. Große Kühl- und Eiskeller
koſtet 20 000 Mark. Jm Keller ſind dann noch zwei Doppelkegel
bahnen eingebaut. s elektriſche Licht bezieht das Haus aus
der Licht- und Kraftzentrale der Großeinkaufsgeſellſchaft deut-
ſcher Konſumvereine.

Die Hamburger Arbeiter können auf ihre „Waffenſchmiede“,
wie Auguſt Bebel 1906 bei der Einweihung den Bau taufte, ſtolz
ſein, um ſo mehr, als das Gewerkſchaftshaus zugleich ein mäch-
tiger Zeuge des ſchnellen Wachstums und der, Kraft der Ar-
beiterbewegung iſt.

Gewerkſchaftliches.
Der öſterreichiſche Gewerkſchaftskongreß.

Unter Beteiligung von mehr als 400 Delegierten trat Mon-
tag vormittag der 7. öſterreichiſche Gewerkſchaftskongreß in
Wien zuſammen. Jn Vertretung der Generalkommiſſion
der deutſchen Gewerkſchaften iſt Genoſſe Legien und Ge-
noſſin Hanna erſchienen. Gen. Legien hielt eine mit ſtürmi-
ſchem Beifalll aufgenommene Begrüßungsanſprache, worauf
ein bulgariſcher Genoſſe die Leiden der bulgariſchen Arbeiter
durch den zweifachen Krieg und den Ruin der dortigen Ge-
werkſchaften ſchilderte. Gen. Dr. Adler bekundete in ſeiner
Begrüßungsanſprache den feſten Willen, daß, wenn auch
Oeſterreich durch eine ſelbſtmörderiſche Politik ſich zugrunde
richten ſollte, die Arbeiter nicht gewillt ſeien, dieſes traurige
Ende mitzumachen, ſondern durch kräftige organiſatoriſche
Arbeit ihr Daſein behaupten wollen. Abg. Gen. Das-
zinski ſchilderte die furchtbare Kriſe in Galizien, die ge
radezu Hungersnot für die Maſſe der Bevölkerung be-
deute. Dann erſtattete Gen. Hueber, Sekretär der
Reichskommiſſion der Gewerkſchaften ſeinen Bericht, wobei er
einen Rückblick auf die Entwicklung in den letzten 20 Jahren
tat, da der diesjährige Kongreß ein Jubiläumskongreß ſei.
Die Schädigung der Gewerkſchaften durch den Separatismus
ſcheine ſo ziemlich überwunden zu ſein; die zentraliſtiſchen
Gewerkſchaften arbeiteten rüſtig weiter. Der Redner wies
dann auf den Solidaritätsfonds, der zur Abwehr ganz be-
ſonders ſtarker Angriffe des Unternehmertums gebildet wurde,
und der ſchon eine anſehnliche Höhe erreicht hat, hin. Wäh-
rend die Unternehmer für das Jahr 1913, wo eine große Zahl
Tarifverträge ablaufen, einen allgemeinen Sturm auf die Ge-
werkſchaften geplant haben, ſind ſie vor den 15 Millionen
Kronen in den Kaſſen der Gewerkſchaften zurückgeſchreckt. Es
folgte nun eine Debatte, in der einzelne Kapitel der Tätigkeit
der Gewerkſchaften beſprochen wurden.

Zum Stettiner Hafenarbeiterfſtreik.
Jn letzter Zeit ſtattgefundene Unterhandlungen führten wiederum zu

keinem Ergebnis. Von den Streikenden ſelbſt fanden ſich bisher
ſehr wenige Arbeitswillige. Der Magiſtrat will dieſen Streik zur
Machtfrage ſtempeln. Er läßt in der bürgerlichen Preſſe er-
klären, daß er irgend eine Abſchwächung der von ihm für die
Wiederaufnahme der Arbeit geſtellten Bedingungen nicht eintreten
läßt oder vor der Wiederaufnahme der Arbeit über irgend welche
der von den Arbeitern vorgebrachten Wünſche zu verhandeln be-
reit wäre. Zu den ſchwebenden Fragen nahmen am 5. Oktober
zwei öffentliche Volksverſammlungen Stellung. Jn einer Reſo-
lution ſprachen die Verſammelten den ſtädtiſchen Arbeitern ihre
volle Sympathie aus und ſagten ihnen die weitgehendſte Unter-
ſtützung zu. Ganz entſchieden erheben die Verſammelten Proteſt
gegen die vom Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung vor-
genommene Verpachtung des ſtädtiſchen Hafens und die Auf-
wendung bedeutender Summen für Arbeitswillige. Sie erblicken
darin eine ſchwere Schädigung der Jntereſſen der geſamten Steuer
zahler. Von den ſtädtiſchen Körperſchaften wird erwartet, daß ſie
unverzüglich mit den Arbeitern in Verhandlungen eintreten und
eine Beilegung des Konfliktes herbeiführen.

Streik der Berliner Etuiarbeiter.
Die Etuiarbeiter hatten beſchloſſen, den bis 30. September d. J.

geltenden Tarif zu kündigen, um in einem neuen Tarif Ver-
beſſerungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen zu erlangen. Die
wichtigſten Forderungen beſtanden in Verkürzung der Arbeitszeit
um wöchentlich zwei Stunden, Erhöhung des Stundenlohnes um
3 Pfennig, erhöhte Bezahlung der Montagearbeit mit 20 Pfennig
pro Stunde und Beſchränkung der Lehrlingszahl.

Die Unternehmervereinigung ſtellte dieſem Entwurf einen eigenen
entgegen, der neben ganz geringfügigen Zugeſtändniſſen die For
derung auf Zulaſſung der Akkordarbeit enthielt. Das
lehnten die Etuiarbeiter ab und ſie wendeten ſich, den Verein-
barungen entſprechend, an das Einigungsamt des Gewerbegerichts.
Der Sekretär der Unternehmervereinigung, Herr Naſſe, erſchien
dort, um zu erklären: Wir verhandeln nicht! Auch der Schieds-
ſpruch, daß die Unternehmer dieſe Jnſtanz beachten müßten,
zeitigte keine andere Wirkung.

Die Etuiarbeiter beſchloſſen hierauf am 1. Oktober, die Arbeit
zunächſt ruhig fortzuſetzen, um die Haltung der Unternehmer zu
beobächten. Verſchiedene Unternehmer ließen durchblicken, daß
ihnen ſehr an einer friedlichen Erledigung gelegen ſei. Das ver
anlaßte eine weitere Verſammlung der Etuiarbeiter zu dem Ent-
ſchluß, nunmehr an jeden einzelnen Unternehmer mit einen Tarif
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deranzutreken. Zirr war in einzelnen Punkten etwas gegenden erſten Entwurf ermäßigt worden, um damit zu zeigen bat
die Arbeiter gleichfalls für eine friedliche Beile Den
Unternehmern ſollte bis Sonnabend den 4. Oktober Friſt gewährt
werden, ſich durch Unterſchrift auf den Tarif zu verpflichten.

Am Sonntag fand nun abermals eine r der Etui
arbeiter ſtatt. Dort ergab ſich, daß nur zwei Unterſchriften geleiſtet
und in einem Falle die Bereitwilligkeit, zu verhandeln, zu erkennen
gegeben wurde. Der Vorſitzende der Unternehmervereinignng hatte
aber geſchrieben, Verhandlungen ſeien nur ausſichtsreich, wenn
Akkordarbeit als zuläſſig anerkannt würde. Dagegen wendete
ſich nicht nur der Referent, ſondern auch ſämtliche Diskuſſions-
redner ſprachen dagegen; es wurde nachdrücklich geſagt: da die
Unternehmer offenſichtlich eine friedliche Löſung nicht wollen, müſſe
der Kampf aufgenommen werden. Mit 117 gegen 2 Stimmen
wurde beſchloſſen, ſofort den Streik zu erklären.

Proteſtſtreik der Moskauer Arbeiter.
Jn Moskau haben die Setzer aller Druckereien einen ein-

tägigen Proteſtſtreik erklärt, weil die verhafteten
Straßenbahnangeſtellten nicht freigelaſſen worden ſind. Der
Streik ſoll zugleich als Ausdruck der moraliſchen Unterſtützung
der Ausſtändigen dienen. Am Montage erſchienen keine
Zeitungen. Auch die Arbeiter mehrerer großen Fabriken
haben die Arbeit eingeſtellt. Jn dem Streik nehmen über
24000 Arbeiter teil. Die ſtreikenden Setzer und Arbeiter
verſuchten in mehreren Fällen. den Straßenbahnverkehr zu
hemmen. An einer Stelle wurden die Scheiben eines Straßen-
bahnwagens eingeſchlagen und die Fahrgäſte gezwungen aus-
zuſteigen. Ein Polizeioffizier wurde ſchwer verletzt. Sechs
Arbeiter wurden verhaftet. Gegen 2 Uhr wurde der
Strakenbahnverkehr eingeſtellt.

Allerlei.
Folgen klerikaler Verblödung.

Aus Brünn ſchreibt man der Wiener Arbeiter-Zeitung: Der
von den Klerikalen gezüchtete Aberglaube wurde von einem Betrüger-
paar zu einem unglaublichen Schwindel ausgenützt. Jn Kozuſchitz
bei Wiſchan ſtarb im Februar ds. Js. der Bauer Martin Dundera,
deſſen Witwe in tiefem Aberglauben befangen iſt. Jn derſelben
Gemeinde leben ein anderer Bauer und ſeine Frau, Franz und
Marie Kretinsky, die eines Tages im Mai bei der Witwe Dunderas
erſchienen und ihr erzählten, daß ihr verſtorbener Gatte ihnen nachts
12 Uhr erſchienen ſei und ihnen aufgetragen habe, ihre minder-
jährige Tochter zu der Witwe zu geben, damit ſie in der Wirtſchaft
arbeite. Einige Tage ſpäter kamen die Eheleute Kretinsky wieder
zu der Witwe und erzählten, daß ihr verſtorbener Gatte abermals
bei ihnen zu Beſuch geweſen ſei und ihnen den Schlüſſel zu dem
Hauſe der Dundera mit dem Bedeuten gegeben habe, daß die
Witwe ihnen die ganze Wirtſchaft abtreten ſolle. Der ſelige Martin
habe ihnen dabei aufgetragen, tiefes Schweigen zu bewahren, da
ſonſt die Witwe von einem ſchweren Unglück betroffen werden
würde Einige Tage ſpäter ſchlich ſich die Kretinsky ſpät nachts
in das Haus der Witwe, rief mit hohler Stimme im Hausflur die
Witwe und forderte ſie als der Geiſt des Verſtorbenen zur Ab-
tretung der Wirtſchaft an die Eheleute Kretinsky auf. Unter dem
Vorgeben, daß er für das Grab ihres Gatten ein Kreuz und ein
anderes für die Ortskapelle beſorgen werde, lockte Franz Kretinsky
der Witwe 2000 Kronen heraus und behielt ſich von dem Betrag
1100 Krenen. Vor einigen Wochen brachten die Eheleute Kretinsky
die Witwe durch dieſe Geiſtererſcheinungen zu einem Notar in
Butſchowitz und ließen ſich dort von ihr das Haus ſamt Feldern
und allem Jnventar verſchreiben. Dabei verboten ſie der Witwe,
etwas zu ſprechen, da dies dem Seelenheil ihres Gatten ſchaden
würde. Das Gericht erfuhr von dieſem Betrug und ließ das Ehe
paar verhaften, das ſich nun wegen dieſer betrügeriſchen Ausnutzung
der klerikalen Erziehungsreſultate zu verantworten haben wird.

Schweres Eiſenbahnunglück in Rußland.
Bei Einfahrt in den Bahnhof von Dünaborg ſtieß ein aus

Kiew kommender Schnellzug mit einer von einem Poſtzuge los-
gekoppelten Lokomotive zuſammen. Vierzehn Perſonen wurden
getötet, ſiebzehn ſchwer und elf leicht verletzt.

Ueberſchwemmungen auf Ceylon.
Durch große Ueberſchwemmungen wurden auf der Jnſel Ceylon

die Eiſenbahnen zerſtört. Fünfundzwanzig Kulis wurden durch
einen Erdrutſch lebendig begraben. Unter den vielen Ertrunkenen
befindet ſich auch ein europäiſcher Pflanzer.

Unternehmer-Brutalität.
Jn Wiesbaden hat der Direktor der Eilbotengeſellſchaft Blitz,

Krieger, den zwanzigjährigen Eilboten Ebel nach
einem kurzen Wortwechſel, der infolge einer Lohndifferenz von
drei Mark entſtanden war, erſchoſſen. Der Rohling wurde
verhaftet. Er konnte nur mit Mühe vor dem Publikum in Sicher
heit gebracht werden.

Eine amerikaniſche Stadt durch Stürme zerſtört.
Die Stadt Nome im amerikaniſchen Staate Alaska iſt

durch heftige Stürme faſt ganz zerſtört worden. Ueber
500 Häuſer ſind bereits ein geſtürzt, weitere dem Einſturz
nahe. Der Schaden wird auf 116 Millionen Dollar geſchätzt.

Kleines Allerlei. Vom Schlachtfelde der Arbeit. Jn
den Steinbrüchen bei Marcillat explodierte eine Dynamit-
patrone zu früh; zwei Arbeiter wurden ſchwer ver-
ſtümmelt und getötet, mehrere andere ſchwer verletzt.
Politiſcher Mord. Wie aus Kairo gemeldet wird, überfiel
ein franzöſiſcher Student meuchlings den ſein Gebet verrichtenden
Profeſſor der AlAſcharUniverſität, Scheich Taſſani, und tötete
ihn durch mehrere Meſſerſtiche. Der Mörder, der auch zwei
Studenten, die ihn feſtnehmen wollten, verwundete, wurde ver-
haftet. Ein Maſſenmörder. Jn Chikago iſt ein Mann
namens Henry Spencer verhaftet worden, der beſchuldigt wird,
die Tanzlehrerin Riaroat ermordet zu haben. Er ſoll dieſen und
13 andere Morde, von denen er 10 im vergangenen Jahre
begangen haben will, ein geſtanden haben.

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Sie brauchen nicht zu warten, bis Sie sämtliche Gutscheine beisammen haben, senden Sie uns per Postanweisung
M. 1.25, und wir werden Ihnen den Löffel sofort zugehen lassen.

erstattet, wenn uns bis zr. Dezember 1914 die erforderliche Anzahl Gutscheine zugesandt wird.
QUAKER OATS COMPANV, m. b. H., Abt. B. HAMBURG.

Dieser Betrag wird Ihnen zurück-
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C
Donnerstag d. 9. OKtbr. abends 9 Uhr in der Xalzerhalle

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung1. Bericht vom Parteitag. Referent: Gen. Pollonder, Feipzis.

2. Aufſtellung der Kandidaten zur Stadtverordnetenwahl.

3. Abrechnung.
Verſchiedenes.

Es iſt Pflicht aller Mitglieder, dieſe Verſammlung zu beſuchen. B

*1907 Die Distriktsleitung.

un Mieze un
Elseo Gareoli re velen-,Traumbild Eine Vielion“,
Voo 2 Doo Das weibliche r männ hohe

und das Abrige groetädtigehe Variété Programm.
3905 Tages Kasse von 29 und 4--6 Uhr.

ür Halle und den Saalkreis.
Donnerstag den 9. Oktober, abends 8'/, Uhr Uhr im „Volkspark, Burgſtraße 27:

Fortſetzung der

ktglieder-Verſummlung.
Tagesordnung:

J Fortſetzung der Debatte über den Bericht von dem Parteitag in Ken

2. Vereinsangelegenheiten.
Einem zahlreichen Beſuche dieſer Verſammlung ſeitens der Mitglieder ſieht entgegen

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt. Der Vorſtand.
Bitterfeld. gitterfelt.

Sozialdemokrat. Verein
Mittwooh den S. Oktober 1913 im Restaurant

„Hohenzolern““: *1917
Mitglieder-Verſammlung.

J. t vom Parteitag. Referent: Rei tagsabgeordneter
G. Rante. 2. Bericht über die Tätigkeit im Stadtparlament.

Wegen der Wichtigkeit der Tagesordnung iſt das Erſcheinen

aller Mitglieder erforderlich.
Der Vorstand J. A. Franz Stammoer.

Konsum Verein für die
Mansfelder Kreise

(e. G. m. b. H.). (e. G. m. b. H.).

u zum Umzug mr
Auf Kreclkit

gebe

öw el
die jetzt für später gekauft werden,

ganz ohne Anzahlung ah.

Kompl. Schlafzimmer
von 12, 18, 24, 30, 40 Mark

Anzahlung an.f. 98 M. Anz. 6 M.

Sonntag den 19. Oktober 1913, nachmittags 3 Uhr, 2 Komplette Küechen
im „Gaſthof zur Sonne r in Melbra: 32 in allen FarbenGeneralversammlun u

Einzelne MöbelTagesordnun g. 2 M. Anz. an.1. e resbericht; Entlaſtung des Vorſtandes; Genehmigung ders

Anrüge palehnt

Serie l Anz. 1.00M.2. Seſchlusfa ung die Verteilung des Ueberſchuſſes. h I1 1.80
3. Veuwahl zwei Aufſichtsratsmitglieder; Erſatzwahl für ein e v III 68-6

Aufſichtsratsmitglied. h v I4. Bericht des Aufſichtsrats über die am 17. Mai 1913 ſtat e e V
efundene Reviſion dur bin Perbandsſekretär. e ctatutenänderung, 8 1 Abſatz 4Der Auf

9-11

Rock- u. GehrockK-

chtsrat: Anzüge.a
Wilhelm Holländer.

Dr. Thompson's
Seifenpulver

Regenmäntel.
Ulster. Paletots, Jacketts

Kleider
Anz. 2, 8, 5, 7, 9 M.

Sämtliche
Manufaktur- und

Sehahwaren.Polsterwaren,
Teppiche, Portieren,

Gardinen, Vitragen ete.

(Scohutzmarke Scohwan)
ist garantiert frel von Chlor, Wasserglas und sonstigen

scharfen Bestandteilen, daher für die Wäsche

unschad lich
MalKkula ar

zu haben in der Buendvruohoooi.
Hilfe

be ene h Erfolge v der vereſſerte Kech Preiſe bedeutend ermlcigte ebeth.Redreſſtons Apparat

Verlangen Sie ſofortGratis Vroſwvüre n

Paul Wenzoel,
CGhemnitz, Reinhardstr. 5,

bisher Vertreter des

Kindäerwagen,
Sportwagen

Anz. 8, 5, 7, 8 M.

nes in meinem bekannt beetrenommierten u. kulanten

Nöhbel- u. Ausctattungs-Geschäft

N. Fuchs
hale Caole),

Sonntag von 11 T önr geöffnet.

Emil Keiſ. Haſſe a. S.
Beesenerstr. 12, Acht am Renoischen Fats (Neubau),

empfiehlt sein Lager In:

Geraer, Greizer u. Elsässer Damen- u. Herren-
Mit Apparat.rein verbeßert Le Lexeeet kleider-Stoffen mweſentlich verbeſſerte Lebeth- Apparat iſt keine NachahmunDer wei ehe ich 1 Mk. billiger re Spezlalität: Reste und Fartlewaren,

Zu ſprechen am Freitag d F. 10. Oktober, von 10 bis 4 Ubr c billige Schärzen, Lelb-, Tisch- und Bettwäsche etc., etc.

Restaurant zur krrolung

ober

10* Uhr ab: Wellfleid an lichſt fich
Engelmann und m

a Sch den 9. O

T inmit Patentschlüssel
billiget.

C. F. Ritter,

nennetur
Raclkalmittel gegen

WVangzen
a. deren Brut
Flaſche 50 Pf. u. 1 M.

allein eoht bei 3908

Max Räsdler,
nur Rannisehestrasaeo SD,

Ecko Sternstrasso.

75 S gehn Verfios,
echt und imitiert

von Mk. an,
Fnſcolglae von Mk. an,leiderſchränke, Steg u. Aus
ziehtiſche Stühle, S reibtiſche,
engl. Beitſſell llen mit Spiral u.
Auflegematratze, Waſchtoilette,
Schreibſekretäre, Trumeaus,
Bücherſchränke, Spiegel mit

Schränkchen verkauft

Friedrich Peileke,
Geiſtſtraße 25.

rade
erhalten b. Bluttockung, e aner-annten et an täre
Artikel. r J billigſtvon Genf er F

nunSgue a. v S., Sraßeweg 32,Frau Böhnert. port o.i Pevernt [2524

Norwal-Hemden,

Norwal Hosen

villiget im 8716
Spezial Gesohäft

kehr H. los
Gr. Ulrichstr. 36,

Steinwen 30.

Von Kindheit bis zum 24. Lebens-

r Flechten
an den Beinen, Armen und im Ge
v t behaftet u. dur vonermeyers Med anal-Herra;Seife Jeheilt, beſtätigt
W. Doſt in Oberlun pwit J
Seife à Stck. 50 verarten marur e nd erbgrrreà Tube 75 asdoſe MZu haben in en Apetheren.

gerien und Parfümerien.

Futter Kartoffeln

verkauft Fr. Prohst,
Alter Markt 36. Tel. 532,

S. Herdan,Eichendorſſſtraße 9. Tel. u.
Zu gen bei Moritsz, Reſtau

rant Güterbahnhof. *1913

r z eitsmäarkt
Schuhmacher

ſtellt ſofort ein *1914J. Jajsnyoek, Krukenbergſtr. 18.

Leute enX Onmann,
Auſ wartung
3807]

So 16 J.W J

a
mit ihrem kurzem

Alſt mondän. v.

Heute und morgen
Wo bleiben Forst u. v. Valberg

umoriſtiſcher Film.
ie weise Gefahr.

Ein moderner Einbrecener.
Das Erdbeben. 3901

Vorverkauf zu ermäss. Preisen
i. d. bekannt. Vorverkaufastoll.

Kfadttdeater Halle (5)

Fernruf 1181.
Direktion Geh. Hofrat Richards.
Mittwoch den 8. Oktober 1918:
33. Vorſt. im Abonn.

Abends 7 Uhr
Zum letzten Male:

Tristan und Isolde.
Von Richard Wagner.

Kaſſenöffnung 6 Anfang 7Uhr,
Ende nach 11 Uhr.

Donnerstag den 9. Oktober 1913
34. Vorſt. im Abonn. 2. Viert.
Schülerkarten Mk. 1.30 (einſchl.ſtädt. Billetſteuer u. arderobeg.)an der Tages u. Abendka 3

4. Borſtelluns
chauſpiel-Zyklus.

Zum 1. MWale:

Hics Sarg Sampron.
Ein Trauer gpiel in 5 Aufzügen

1. Viert.

von Leſſing.
Vorzugskarten der Literariſchen
S e haben Gültigkeit.

e Vorgehme Becienang

u. Einrichtung

Standesantliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 6. Okt.
Aufgeboten Arbeiter Nord

mann u. Elſe i
und Schloſferſtr. 16). Arbeiter
Brummrig u. Anna Haugk
nerſtraße 16 u. Harz 21). a
beamte Schob u. G. Sree (Ber
t u. Halle). KaufmannBart hiele tet u.a u. galſmann H. i W u.

wegt (Ramſin un alle).
äcker Stieler u A. L

und W e). Schloſſerchumann und Amalie Hartung
Sge und Dölau).
Ehe ſwlicsnngen: g Pframer la
Direktor Keller u. Eliſe Braun
Zwickau und Schwetſchkeſtr.ſlellcherme ter Taube u. Alm
epigir aber 15). Lande

wirt Stockloſſa u. Elſe Hammer
(Ahrendſee u. Schwetſchkeſtr. 5).
Photograph Coordes u. Marga-
rete Reiſe Märkerſtr. 17 u.m

Geboren: Ärbeiter Pacyng S.ghedſt 19). Schloſſer Bley
S. Sopſrerſtr 56). Zuſmagnorf St 34).rbeiter Heyne (GlauchoWe 66). lempner Snhe O.
Fre Wer 1). Arbeiter Keck

eideburgerſtr. 9).Seſt bote Brauerei Beſitzers

nWuwe' P re led59 J. (Schmiedſtr. 339). Kap u.

Handelsgärtners ne e efrau
Eliſabeth geb. Se ze, 39 Jahrea 100). Wlihen Reif

Graſewe MaurersSchober
e elpiſe geb.(Beeſenerſtr. 10).

Muſikers H. S., totgeborenn e gen raus en (Klinikeder Müller aus
Klinik). Schuhmacher

meiſters Donat Ehefr. a geb.
Schrepper, 52 J. (Harz 25HalleNord, St t annenſt. 2).

et Zimmermann
Enghardt u Nordmann (Gr.

1 u. Gütchenſtr. 14).
Kaufmann Enke u. Frida Kothe
Harz 17). grbeite ndres und

Fgarcze Hmse Gr. Brunnen-
ſtraße 25 eebenerſtr. 49 b).We nfer einrich u. Annemarie
al n nchen und Händel-

raße 30
Geboren: Arbeiter BlaſinskiT. Paergtergſra 3 en ahn

ſchaffner Reilſtr. 11).Schloſſer iebrandt S. (Mötz
licherſtraße 14). eldverwalter
Thormann S. b häuſer, Schä
Se oſtbote Hartmann T.uchererſtr.z Bau Kommiſſars

Natho S., 12 J. Wettinerſtr. 7).
Arbeiters Theuring T., 1 Mon

r Vorm. u
(Geiſtſtr. 33). näte Anna Il
46 J. Baßgrag 20). Arbeiters

13 J. Weidenplan 25).

der ſo
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Halle (Saale), Mittwoch den 8. Oktober 1913 24. Jah g.
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Jahresbericht
der ſozialdemokratiſchen Partei des Bezirks

Halle (Saale).
Wie in den früheren Jahren, ſo bringen wir auch diesmal in

nachfolgenden Mitteilungen nur dasjenige, was ſich
auf die Organiſation und Agitation der Geſamtbewegung des
Bezirks bezieht. Durch Beſprechung von Vorgängen, wie Poli-
zeimaßnahmen, Gerichtsurteilen, Streiks uſw., durch die in
dieſer oder jener Beziehung die politiſche Bewegung mit beein-
flußt wurde, hätten wir unſern Bericht noch ſehr viel erweitern
können, wir haben uns aber auf das allernächſt liegende be-
ſchränkt und glauben damit im Einverſtändnis mit den Ge-
n im Bezirk zu handeln.

oweit die Tätigkeit und die Kaſſenabrechnung des Bezirks
vorſtands in Betracht kommt, bezieht ſich unſer Bericht auf die
Zeit vom 1. Oktober 1912 bis 30. September 1918. Alſo auf
ein volles Jahr. Dagegen beziehen ſich die Feſtſtellungen über
den Mitgliederſtand, die und die allgemeine
Fahre anlic in den einzelnen Kreiſen nur auf dreiviertel

hr, nämlich auf die Zeit vom 1. Juli 1912 bis 31. März 1913.
Mitgliederbewegung im Bezirk.

Am Schluſſe unſeres vorigen Berichts hatten wir die Hoff
nung ausgeſprochen, auch im neuen Jahre einen weiteren,
ſchönen Fortſchritt erzielen zu können. Leider hat ſich dieſe
Hoffnung nicht erfüllt. Statt eines Fortſchritts haben wir
einen kleinen Rückgang zu verzeichnen. Das vorige Berichts-
jahr hatte eine Zunahme an Mitgliedern um faſt 25 Prozent
gebracht, dagegen das verfloſſene Jahr einen Rückgang um
1,8 Prozent. Jm vorigen Berichtsjahre waren wir um faſt
4000 Mitglieder geſtiegen, im verfloſſenen Jahre ſind wir um
453 gefallen. Wir hatten 1912: 24 360 itglieder und
hatten am Ende des März (bis dahin gehen die diesjährigen
Kreisberichte) nur noch 23 907 Mitglieder. Jſt der Rückgang
auch nicht ſehr erheblich, ſo iſt er doch in hohem Maße zu be
dauern, und im laufenden Jahre müſſen alle Kräfte eingeſetzt
werden, um einen neuen Aufſchwung zu erzielen.

wiſchen unſerm Bericht und dem des Parteivorſtandes be
ſteht bezüglich der Mitgliederzahl eine erhebliche Differenz.
Nach unſerm Bericht hatten wir im Vorjahre nur 24360, nach
dem des Parteivorſtandes aber 25 432. Dieſe Zahl iſt irrig
und ſonach auch der Rückgang gegen das Vorjahr in Wirklichkeit
r ſo groß, wie es nach dem Bericht des Parteivorſtandes
ſchien.

Die Zahl der Ortsgruppen im Bezirk betrug im Vorjahre
197, im Jahre 1913 aber 200.

Die nachfolgende Tabelle zeigt uns den Mitgliederſtand.
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Aus den vorſtehenden Feſtſtellungen iſt zu erſehen, daß wir

bisher in jedem Jahre eine mehr oder minder große Mitglieder-
unahme zu verzeichnen hatten. Mithin iſt die zum erſten

ale ſich zeigende Abnahme im verfloſſenen Jahre
anz beſonders ſchmerzlich fühlbar. Sehen wir uns dieſe Tat-
ache noch näher an. Die weitere Tabelle zeigt uns Näheres

über das Verhältnis in den einzelnen Kreiſen.

Zu und Abnahme
in den einzelnen Kreiſen gegen das Vorjahr.

Zunahme gegen Abnahme gegen
Wahlkreis das Jahr 1912 das Jahr 1912

Mitglieder in o Mitglieder in o

Delitzſch Bitterfeld s S 72 2Halle und Saalkreis o J 84 1Mangfelder Kreiſe S S 419 25Merſeburg- Querfurt 318 11 SNaumburg-Weißenfels-HZeitz J 135 2
Sangerhauſen- Eckartsberga S S 61 11
TorgauLiebenwerda S JI 47 2

Jm ganzen Bezirk 365 1/2 818 2/0

Wir haben alſo im ganzen Bezirk nur 865 Mitglieder
zugenommen, aber andererſeits 818 verloren. Statt eines Fort
ſchritts einen Rückgang um 1,8 Prozent. Wenn auch ſicher an
zunehmen war, daß diesmal nur ein a Fortſchritt mög-
lich ſein würde, verglichen mit dem des Vorjahres, weil das
ein Wahljahr war, ſo hätten wir doch keinen Rückgang er-
wartet. Zum Beiſpiel fällt der abnorme Rückgang im ns
felder Kreiſe auf, der gewiß zum Teil mit aus der Abwande-
rung von Arbeitern zu erklären iſt, aber nicht gänzlich. Eifrige
Hausagitation hätte ſicher etwas ausgleichend gewirkt. Das
gilt auch für die übrigen Kreiſe, in denen Rückgang zu ver-
zeichnen iſt. Wir ſchöpfen daraus die erneute eindringliche Be
lehrung, daß gerade in ungünſtigen Zeiten um ſo
ſtärker gearbeitet werden muß, um Rückgang zu
vermeiden. Wäre in allen Kreiſen mit genügender Jntenſität
gearbeitet worden, ſo mußte es möglich ſein, den Ausa
u vermeiden. Das beweiſen die Kreiſe Merſeburg un

Wittenberg, in denen eine um 11 Prozent bezw.
5 Prozent erreicht wurde. Von beiden Kreiſen iſt uns bekannt,
daß mit Eifer Hausagitationen betrieben wurden.

aß nach den Reichstagswahlen bei den Maſſen ein gewiſſes
„Ruhebedürfnis“ vorhanden war, iſt zutreffend, doch konnten
die Folgen für die Organiſation durch entſprechende Klein-
arbeit wieder ausgeglichen werden. Verſammlungsmüdigkeit
und Ruhebedürfnis der Maſſen nach einer großen Aktion wird
ſich noch oft wiederholen, aber in der Organiſations-
tätigkeit darf Lauheit nicht ein reißen.

Jnfolge der faſt gleich gebliebenen Mitgliederzahlen in der
Partei hat ſich das Prozentverhältnis der politiſch zu den ge
werkſchaftlich organiſierten und zu den Reichstagswählern ſo
un weſentlich verſchoben, daß wir Abſtand genommen
haben, darüber eine tabellariſche Zuſammenſtellung zu bringen.

Die Agitation.
Schon in dem Abſchnitt über die Mitgliederbewegung haben

wir ausgeſprochen, daß die Agitation im Berichtsjahre zu
wünſchen übrig ließ. Der Beſuch der großen Volksverſamm-
lungen hat im allgemeinen nicht befriedigt, aber auch die Klein-
agitation war nicht intenſiv genug. Trotzdem wir einige
größere Aktionen zu erledigen hatten, wie die Proteſtbewe-
gung gegen die Kriegshetzereien und gegen die neue
Wehrvorlage, und dann ferner die preußiſche Land-
tagswahl, war das Jntereſſe an Verſammlungen ſehr
mäßig. Jnfolge dieſes Umſtandes ſind auch nicht ſo viel
öffentliche Verſammlungen abgehalten worden, nämlich nur
311 gegen 849 im vorigen Berichtsjahre. Allerdings muß dabei
berückſichtigt werden, daß wir diesmal nur mit dreiviertel Jahr
rechnen und daß außerdem ins vorige Berichtsjahr die Reichs-
tagswahlen fallen. Die Mitgliederverſammlungen ſind an-
nähernd in dem gleichen Verhältnis wie im Vorjahr abgehalten
worden. Das iſt aber ebenfalls ungenügend, wenn man ſich
vor Augen hält, daß die Orte, in denen wir die Möglichkeit zu
Verſammlungen haben, wo uns alſo Lokalitäten zur Verfügung
ſtehen, ſich von 157 auf 182 vermehrt haben. Wir wollen die
Hoffnung ausſprechen, daß im kommenden Jahre die ver
mehrten Verſammlungslokale auch entſprechend ausgenützt
werden. Es braucht nicht immer darauf gewartet zu werden,
bis mal ein Referent in die Mitgliederverſammlung beſtellt
wird, ſondern die Verſammlungen müſſen auch ohne das
regelmäßig abgehalten werden.

Einen erfolgreichen Verſuch haben einige kleinere Orte mit
der wiederholten Einladung der Zeitungabonnen-
ten zu Beſprechungen gemacht. Die Leſer des Volks
blatts ſind dazu meiſt zahlreich erſchienen und es konnte ihnen
irgendein kleiner intereſſanter Vortrag gehalten werden. Bei
dieſen Gelegenheiten wurden auch in der Regel neue Mitglieder
gewonnen. Die Hauptſache war aber dabei, daß man auf dieſe
Weiſe in der Lage war, auch an ſolchen Orten eine größere An-
zahl Perſonen zuſammenzubringen, wo uns kein Lokal zu
öffentlichen Verſammlungen zur Verfügung ſteht. Nach dem
Vereinsgeſetz brauchen ſolche Beſprechungen nicht angemeldet
werden, weil ſie ſich nur auf einen beſtimmten Kreis beſonders
eingeladener Perſonen beſchränken. Man kann dieſe Leute ent
weder mündlich oder durch kleine Handzettel einladen. Nicht
geladene Perſonen dürfen natürlich nicht zugelaſſen werden,
um ſich vor behördlicher Schererei zu ſchützen.

Mit beſonderem Nachdruck muß immer wieder auf die Not-
wendigkeit der Hausagitation hingewieſen werden. Keinen
Parteiort ſollte es geben, wo nicht mindeſtens einmal im Jahre
eine Hausagitation für Gewinnung neuer Mitglieder oder
neuer Leſer der Parteipreſſe unternommen wird. Bei dieſen
wiederholten Hausagitationen kommen die Genoſſen mit den
uns noch Fernſtehenden in perſönliche Berührung, und
ſchließlich wird es gelingen, nicht bloß neue Mitglieder und
Leſer, ſondern neue, ernſt mitwirkende Freunde unſerer großen
Sache zu gewinnen.

Die ſchriftliche Agitation kann, im Gegenſatz zur mündlichen,
als genügend bezeichnet werden. Wir haben Flugblätter, ein-
ſchließlich des Stadt- und Landboten und der Fackel
in einer Auflage von insgeſamt 927 500 zur Verbreitung ge-
bracht. Mehr kann man in 34 Jahren nicht gut leiſten, mehr
iſt ſchließlich auch nicht nötig. Jm vorigen Berichtsjahre
hatten wir zwar eine Geſamtauflage von über 2 Millionen;
aber das erklärt ſich aus den Erforderniſſen der Reichstags-
wahl. Außerdem hatten wir 145 200 Volkskalender verbreitet,
faſt die gleiche Zahl, wie die des Vorſahres. Da die Ausſtal-
tung des neuen Kalenders wieder etwas verbeſſert wurde, iſt
auf eine weitere Steigerung der Auflage zu rechnen.

Der Stadt- und Landbote hat ſich gut eingeführt. Mit ſeinem
Jnhalte iſt man ebenfalls im großen und ganzen zufrieden,
nur glauben einzelne Genoſſen, daß er immer neues bringen
müſſe. Finden ſie einen Artikel oder eine Notiz, die ſie ſchon
im Volksblatt oder in einer anderen Parteizeitung geleſen
haben, ſo ſagen ſie: „Ach, das haben wir ja ſchon geleſen,“ und
ſehen darin einen Mangel. Da man dieſer Anſicht mehrfach
begegnet, iſt es nötig, hier kurz darauf einzugehen. Wie alle
Agitationsſchriften, ſo iſt auch der Stadt- und Landbote nicht
für die ſtändigen Leſer der Parteipreſſe geſchaffen, ſondern
für die Jndifferenten und für die uns Fern-ſtehenden. Diejenigen, die keine ſozialdemokratiſche Preſſe
leſen, ſollen durch Schriften, wie der Stadt- und Landbote
über alle wichtigen Dinge in ſozialdemokratiſcher Beleuchtung
unterrichtet werden. Es müſſen alſo wichtige Artikel und
Notizen aus der Tagespreſſe übernommen werden, damit ſie
auch denen bekannt werden, die ſonſt nur die geiſtige
Koſt der bürgerlichen Preſſe genießen. (Vondemſelben Geſichtspunkte wird auch der Stoff für den Volks-
kalender ausgeſucht.)

Jn den meiſten Kreiſen wird der Stadt und Landbote viertel-
jährlich ausgetragen, nur in rein ländlichen Bezirken hat man
ſich mit halbjährlicher Verbreitung begnügt. Man ſollte ſich
aber auch hier bemühen. wenigſtens in den kleinen Landſtädtchen
und wichtigeren Dörfern, den Stadt- und Landboten viertel-
jährlich zu verbreiten. Ein Bedürfnis dafür liegt zweifellos
vor. Den finanzſchwachen Kreiſen wird der Stadt und Land-
bote zum Teil gratis zur Verfügung geſtellt, doch ſind trotz-
dem die r 7 ten, bei dem Mangel an Kräften noch
ziemlich erheblich. Die Verbreiter nehmen zwar nur das Fahr-
geld und die allernotwendigſten Ausgaben entſchädigt, doch
bleibt immerhin für die ländlichen Kreiſe eine anſehnliche
Ausgabe übrig. Die Geſamtauflage jeder Einzelnummer des

Landboten beträgt im Durchſchnitt rund 100 000. Die Fackel
im Zeitzer Kreiſe, erſchien wieder monatlich mit einer Durch
ſchnittsauflage von 6000.

Näheren Aufſchluß ergibt die nachfolgende Tabelle.

Mündliche und ſchriftliche Agitation.

S Verſamm-
8 S lungen Flugblätter

und Meng
Wahlkreis z S Z Broſchürenm S kalender271 7 t

c S Geſamt-S 0Q auflage
Delitzſch-Bitterfeld 18 54 122 120 000 19 000
Halle und Saalkreis 19 61 91 296 500 25000
Mansfelder Kreiſe 11 11 84 5 750 10 000
Merſeburg- Querfurt 26 46 195 85 000 25 090
Naumb.-Weißenf.-Zeitz 75 59 331 210 000 27 000
Sangerh.- Eckartsberga 7 27 100 29 5600 14000
TorgauLiebenwerda 20 29 199 78 000 15 200
Wittenberg-Schweinitz. 6 24 68 51 000 10000

Summa: 182 311 1190 927 500 145 200
Die Finanzen.

Sehen wir bei weiter unten folgender Betrachtung der Land-
tagswahl, daß es ſehr ſchön vorwärats gegangen iſt, und daß
wir die Zahl der Mitglieder nicht als alleinigen Maßſtab für
das Wachstum unſerer Kräfte betrachten können, ſo zeigen uns
auch die Kaſſen verhältniſſe ähnliches. Die Vermögensbeſtände
in den Kreiskaſſen ſind nämlich faſt um das Doppelte geſtiegen,
von 16246,43 Mk. im Vorjahre auf 30 039,90 Mt. im Be
richtsjahre. Dabei iſt zu beachten, daß es ſich diesmal
nur um Dreivierteljahr handelt. Bei einem vollen Jahre
wäre das Verhältnis ſicher noch günſtiger. Ein Vergleich mit
den Einnahmen und Ausgaben des Vorjahres iſt diesmal nicht
angängig, weil zu der Tatſache, daß es ſich im vorigen Bericht
und ein volles Jahr gehandelt hat, noch hinzukommt, daß dort
auch die Einnahmen und Ausgaben für die Reichstags
wahlen mit verrechnet waren. Die Einnahmen und Aus-
gaben insgeſamt und in den einzelnen Kreiſen iſt aus nach
folgender Zuſammenſtellung erſichtlich.

Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Kreiſe
auf die Zeit vom 1. Juli 1912 bis 31. März 1913.

A Z

An die
Einnahmen Ausgaben Beſtand Zentralkaſſe

der abgelieferteWahlkreis insgeſamt insgeſamt Kreietaſſe 20
der Beiträge

A

DelitzſchBitterfeld 8100 63] 6 039 70] 2060 95] 1354 49

Halle und Saalkreis 40 688 7420 537
Mansfelder Kreiſe 2767 89
Merſeburg- Querfurt 8572 41] 5570 98
NaumburgWeißenſelsgeiß 15 818 91113 253 50 2565 41 3 358 13
Sangerhauſen-Eckartsbg. 1 926 20 1600 326 240
TorgauLiebenwerda 3 904 66 2 562 89 1 341 771 500
WittenbergSchweinitz 3711 84 3330 051 381 791 411 50

Summa 85 491 2855 459 40*30031 9012 362 16

1. Halle hat völlig W r Kaſſenweſen, während in den übrigen Kreiſen die Ortsfilialen (Diſtrikte) einen
Teil der Einnahmen für ſich verwenden, beziehungsweiſe ver
ſchiedene Ausgaben, wie für Referenten, Jnſerate, Agitation
uſw. ſelbſt bezahlen. Deshalb iſt es unmöglich, genau feſtzu-
ſtellen, wie hoch die Geſamteinnahmen und ausgaben der Kreiſe
ſind. Eine völlige Zentraliſierung des Kaſſenweſens iſt auch
für die meiſten Kreiſe nicht angebracht. Größeren Ortsgruppen
muß eine gewiſſe Selbſtändigkeit gelaſſen werden.

2 Der Geſamtkaſſenbeſtand aller Kreiſe differiert um 2 Pfg.
mit der Einnahmen und Ausgaben. Wahrſcheinlich handelt es
ſich dabei nur um einen irgend verſteckt liegenden kleinen Druck-
fehler in einem Kreisberichte.

Jugendbewegung.
Trotz erheblicher Widerſtände hat die freie Jugendbewegung

in unſerem Bezirk auch in dieſem Jahre erhebliche Erfolge zu
verzeichnen. Aus dem Bericht der Bezirksleitung für das vom
1. Juli vorigen Jahres bis 30. Juni dieſes Jahres laufende
Geſchäftsjahr geht hervor, daß die Zahl der Jugendausſchüſſe
um zwölf, nämlich von 54 auf 66, und der Abonnentenſtand
der Arbeiterjugend um 1210, nämlich von 2765 auf 3975 ge
ſtiegen iſt. Das iſt ein durchaus befriedigendes Reſultat, wenn
man bedenkt, daß die mit rieſigen Geldmitteln arbeitenden
neudeutſchen Jugendretter alle Hebel in Bewegung ſetzen, um
den Arbeitereltern die Herzen ihrer Kinder abſpenſtig zu
machen und ihnen Haß und Verachtung einzuflößen gegen
alles, was in der Not der Gegenwart den Lebensmut der Ar-
beiterſchaft aufrecht erhält, was den Jnhalt ihrer edelſten
Sehnſucht, ihrer Zukunftshoffnungen ausmacht. Die Zahl der
Jugendheime, die allerdings zumeiſt in gemieteten Neben-
räumen von Gaſtwirtſchaften untergebracht ſind, ſtieg von 12
auf 26. Jugendbibliotheken beſtanden früher in 18, jetzt in
18 Orten. Jn zahlreichen Orten veranſtaltete die Jugend
Spiele auf teils gemieteten, teils unentgeltlich von anderen
Arbeiterkorporationen zur Verfügung geſtellten Plätzen. Auf
den öffentlichen Spielplätzen, die durchweg aus allgemeinen
Mitteln geſchaffen worden ſind, dürfen ſich nur die frommen,
„nationalen“ Jünglinge tummeln. Daß der Kampf mit den
Behörden auch in der Berichtszeit unſeren Jugendlichen zahl
reiche Wunden ſchlug, ren wohl nicht beſonders hervorge
hoben zu werden; iſt es doch hinlänglich bekannt, daß gerade
im Bezirk Merſeburg alle Mächte des Klaſſenſtaates eifrig be
müht ſind, jedem zum Denken erwachten jungen Arbeiter klar
zu machen, daß Geſetz und Wirklichkeit bei uns zwei himmel-
weit verſchiedene Dinge ſind. Auf dem ſehr bequemen Ver-
ordnungswege verſucht man jetzt, den Bildungsbeſtrebungen
unſerer Jugend Einhalt zu tun, indem die Fortbildungsſchüler
zum Halten der völlig wertloſen, einſeitiger Parteipolitik die-
nenden Zeitſchrift Wir ſind Deutſchlands Jugend gezwungen
werden. Ein von uns gegen die Nichtigkeit dieſer Verordnung
eingeleiteter Prozeß iſt noch nicht erledigt. Mag die endgül-
tige Entſcheidung ſo oder ſo ausfallen: Die Arbeiterſchaft, die
den Kampf mit allen Mächten des Gegenwartsſtaates zu füh
ren hat, ſie denkt nicht daran, auf dieſer wichtigſten Poſition,
im Kampfe um die Jugend, ſchimpflich zu kapitulieren. U
die prächtigen Fortſchritte gerade auf dem Gebiet der freien
J zeigen, daß ſie auch in dieſe Ringen dieJugendbewegunZukunft für ſich hat. Schluß ſolgt.)

251 64
20 151 4922 12

3001 43] 1294 28
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 7. Oktober 1913.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Geſtern gab es wieder etwas ganz feierliches jedoch mit

Beigeſchmack.

Die Einführung Dr. Deickes als Stadtrat
wurde vollzogen. Aſſeſſor Deicke iſt bekanntlich ohne offigiell
in Vorſchlag gebracht zu ſein, gegen den Aſſeſſor Wurm dem
Kandidaten des Oberbürgermeiſters, mit einer Stimme Mehr-
heit gewählt worden. Unter Berückſichtigung dieſes Umſtandes
waren die Ernführungsreden von eigenartigem Jntereſſe.

Bürgermeiſter v. Holl y, der an Stelle des verreiſten Ober
bürgermeiſters die Anſprache zur Einführung hielt, gab ſich
unter kräftigem Händedruck alle Mühe, den neuen Stadtrat
„warm“ zu begrüßen und ihm zu verſichern, daß er mit vollem
Vertrauen in das Magiſtratskollegtum aufgenommey werde.

Stellvertretender Stadtverordnetenvorſteher Föhrking gab
in ſeiner Begrüßungsrede vor allem der Erwartung Ausdruck,
daß, wie die bisherige Tätigkeit des Herrn Deicke vermuten
laſſe, der Herr bei etwaigen Differenzen ſtets im entgegen-
kommenden und ausgleichenden Sinne wirken werde.

Stadtrat Deicke hielt eine ſehr forſche Dankesanſprache, in
der er betonte, daß bei allem ſeinem Handeln das Recht und
die Freiheit ihm Leitſterne ſein ſollten. Er deklamierte den
Spruch: Der eine fragt, was kommt danach, der andere, was
iſt Recht; und dadurch unterſcheidet ſich der Freie von dem
Knecht. Die Freiheit, wie er ſie meint, iſt jedoch nur das, daß
ſich jeder in die Geſellſchaftsordnung einfügt, aber ſeine freie
Perſönlichkeit wahrt. Schließlich begeiſterte er ſich noch
pathetiſch für Ehre und Vaterland, wofür er ein lebhaftes
Bravo der Stadtväter erntete. Und als die ſo mutig begonnene
Rede mit dem entſagungsvollen Sprüchleiw: Das walte Gott
endete, waren die außerordentlich befriedigt von
iſsrem Erwählten und ſpendeten ihm deshalb ein nochmaliges
kräftiges Bravo. Denn er iſt ganz und gar einer der ihrigen,
trotz der großen Worte von Recht und Freiheit.

Der Vorſteher teilte dann mit, daß zur Frage der
Arbeitsloſenverſicherung

erneut von Oſterburg und Genoſſen ein Antrag eingereicht ſei.
Er lautet wie folgt:

Um dem Notſtande der Arbeiter und ſonſtigen unteren Be
völkerungsſchichten zu ſteuern, der ſich aus der immer mehv
ausbreitenden Arbeitsloſigkeit ergibt, erſucht die Stadtver-

Stadtväter

ordnetenverſammlung den Magiſtrat: ſchleunigſt eine ge a.
miſchte Deputation zur Beratung und Beſchlußfaſſung
über eine Arbeitsloſenverſicherung einzuſetzen.

Der Antrag wurde mit Zuſtimmung unſerer Genoſſen auf
die Tagesordnung der nächſten Sitzung geſetzt.

Die Behandlung der Tagesordnung brachte nun als erſten
debattereichen Gegenſtand die Vorlage über den

Umbau der Straßenbahn in ver Friedrichſtraße.
Durch Vorlage vom 24. Mai 1912 iſt der Um- und Ausbau

verſchiedener Strecken der ſtädtiſchen Straßenbahn und unter
dieſen die Verlegung der Linie B (ſog. Poſtſtraßenlinie) aus
dem unteren Teil der Friedrichſtraße nach der Albrecht-
ſtraße in Anregung gebracht worden. Während die übrigen
Anträge der Vorlage ungeteilten Beifall fanden, ſtieß der
letztere Antrag ſowoh dem Finanz-bei dem Bau- wie bei
ausſchuß trotz wiederholter Beratung auf entſchiedenen Wider-
ſtand. Er wurde nur auf energiſche Befürwortung des
damaligen Leiters der Straßenbahn von der Stadtverordneten-
verſammlung angenommen. Da jedoch die Ausführung des
auch landespolizeilich genehmigten Projektes wegen größerer
Kanalbauten in Albrechtſtraße längere Zeit ausgeſetzt
bleiben mußte, nahm der inzwiſchen neu eingetretene
Direktor Veranlaſſung zu einer Nachprüfung und gelangte
zu der auch von den beiden Ausſchüſſen gehegten Ueberzeugung,
daß die Beibehaltung der bisherigen Traſſe bei Verlängerung
des Doppelgleiſes vom Friedrichsplatz bis zur Bernburger
Straße erheblich vorzuziehen ſei. Die hierfür ſprechenden
Gründe gipfeln im weſentlichen darin daß abgeſehen von
einem zu befürchtenden Einnahmeausfall neben dem
Gefahrenpunkt am Weißbier-Salon ein noch bedenk-
licherer an der Ecke der Albrecht- und Bernburger
Straße geſchaffen, vor allem aber die Einführung des drei
Minutenbetriebes ausgeſchloſſen, ſtatt deſſen
aber eine ebenſo gefährliche wie unrentable Häufung von
Wagen in einigen Straßen herbeigeführt werden würde. Weder
die Straßenbahn Deputation noch der Magiſtrat hat ſich dieſen
Gründen verſchließen können; vielmehr wurde jetzt dringend
empfohlen, das genehmigte Projekt wieder aufzuheben und ſtatt
deſſen das vorgelegte neue Projekt zur Ausführung zu bringen.
An Koſten würden hierdurch laut Anſchlag ſtatt der für die
Albrechtſtraße bewilligeen 81 000 Mk. nur 1000 Mk. mehr ent-
ſtehen. Jn Uebereinſtimmung mit der Straßenbahn- Deputation
hält der Magiſtrat es aber für dringend geboten, bei dieſer Ge
legenheit die noch eingleiſige Strecke vom Friedrichsplatz bis
zur Wilhelmſtraße zu den veranſchlagten Koſten von 26 200 Mk.
doppelgleiſigauszubauen. Die insgeſamt noch nach-
zufordernden 27 200 Mk. ſollen aus der für Straßenbahnzwecke
erhobenen Anleihe bewilligt werden.

Siadtv. Borges beantragte, dieſe Vorlage nur unter der
Bedingung zu genehmigen, daß die Bahn auch zweigleiſig an
der eSeite der Albrechtſtraße um den Friedrichsplatz herum-
geführt wird. Dadurch würde ein wirklicher Spielplatz aus dem
Friedrichsplatz gemacht werden und der Betrieb durch das
Doppelgleiſe flotter geſtaltet werden. Namentlich wenn 'dev
8 Minutenbetrieb eingeführt werden ſollte.

Bürgermeiſter von Holly widerſprach dem Antrag Borges,
weil der Platz kein eigentlicher Kinderſpielplatz ſei und die Um-
leitung um den Platz die Ueberſicht über den Betrieb nuv
hindern würde. Das eine Gleiſe über den Friedrichsplatz
ſchaffe außerdem eine gute Uebergangsgelegenheit von einem
Gleiſe auf das andere.

Stadtv. Reuß ſtellte den Antrag, den Betrieb auch über
den Friedrichsplatz zweigleiſig zu führen, da da-
durch mehr Ueberſichtlichkeit geſchaffen werde und das Wagen
material ebenſo wie der Unterbau mehr geſchont würde.

Stadtv. Be uche ſchloß ſich dem an, aber Stadtrat Grote
ſprach für den jetzigen eingleiſigen BVetrieb, weil ſonſt die
ſchönen Linden fallen müßten.

Stadtv. Pfautſch trat für den Antrag Borges ein, damit
der vor 18 Jahren gemachte Fehler, den Platz durch die Bahn
zu zerſchneiden, endlich wieder gut gemacht werde. Auf allo
Fälle müſſe aber im Jntereſſe der Schnelligkeit zweigleiſig ge-
d werden, und wenn es nach dem Vorſchlag des Herrn

euß ſei.
Nach einer weiteren wechſelvollen Debatte wurde mit großer

Mehrheit beſchloſſen, die Bahn zweigleiſig über den Friedrichs-
platz zu führen im übrigen aber der Magiſtratsvorlage zuzu-
ſtimmen. Die Strecke durch die Albrechtſtraße, die im vorigen
Jahr ſo warm empfohlen wurde, wird alſo nicht gebaut.

Als Abſchluß der Sitzung gab es noch die ſchon in der vori-
angekündigte Auseinandergen

der

etzung über die Kon

zefſtensſteuner. Vom Genoſſen Emmer war im Anſchluß an
die Abweiſung der dem Magiſtrat zur Berückſichtigung über

wer Petition der Gaſtwirte ein neuer Antrag eingereicht,
r die

Aufhebung des Ortsſtatuts über die Kongeſſionsſtener
vom 8. Juni 1909 fordert.

Stadtv. Em mer betonte, daß eine ausführliche Begrün
dung des Antrages wohl nicht nötig ſei, da ſchon in der vori
gen Sitzung eine ſtarke Stimmung für die Aufhebung der
Steuer war. Die Hoffnung, die man auf dieſe Steuer ſetzte,
habe ſich nicht erfüllt. Die Steuer bringe nur ſehr wenig ein,
nämlich 30 000 Mark, alſo nur ſoviel, wie 1 Prozent der Ein-
kommenſteuer ausmache. Wegen dieſer Summe eine Sonder-
ſteuer für ein Gewerbe beſtehen zu laſſen, ſei ein Unrecht.
Die anderen großen Städte unſerer Provinz, Erfurt und
Magdeburg, hätten die Steuer als Sonderſteuer abgelehnt.
Auch unſere StadtverordnetenVerſammlung habe ſich ja am
10. Februar auf Grund der Petition der Wirte hin, gegen die
Konzeſſionsſteuer ausgeſprochen. Er erwarte, daß die Stadt
verordneten auch jetzt noch dieſe Meinung hätten und bitte
eindringlichſt um möglichſt einſtimmige Annahme des neuen
Antrages. Der Gaſtwirteſtand ſei nicht in der Lage, dieſe
Steuer zu tragen. Er ſei ſo ſtark mit Abgaben belaſtet, daß
er bei der Herabſetzung der Steuern, wie ſie in dieſen Jahren
erfolgten, zuerſt erwarten konnte, von der drückenden Sonder-
ſteuer befreit zu werden.

Stadtv. Neſſe unterſtützte dieſe Ausführungen. Er meinte,
der Antrag ſei ja nur noch eine Formſache, denn die Mehr-
heit der Stadtverordneten habe ſich ja ſchon für Aufhebung
der Steuer ausgeſprochen. Er hoffe, daß der Beſchluß in
dieſem Sinne jetzt einſtimmig gefaßt werde. Und im Magi-
ſtrat würden dann wohl die unbeſoldeten Stadträte, die die
Schwierigkeiten des Geſchäfte'ebens kennen, dafür ſorgen, daß
die Aufhebung, dem Beſchluſſe der Stadtverordneten folgend,
durchgeführt wird.

Bürgermeiſter v. Holly hielt eine lange Rede, um die
Steuer zu retten. Das Ortsſtatut könne nur durch überein-
ſtimmende Beſchlüſſe der beiden ſtädtiſchen Körperſchaften be-
ſeitigt werden. Der Magiſtrat habe aber bereits mit ausführ-
licher Begründung erklärt, daß er nicht für die Aufhebung der
Steuer ſei. Wenn die Stadtverordneten den Antrag Emmer
annehmen, müßte es zu einem Konflikt kommen, bei dem der
Bezirksausſchuß zu entſcheiden hätte. Und was würde dieſes
Opfern der Selbſtverwaltung für einen Erfolg haben Wahr-
ſcheinlich keinen, da der Bezirksausſchuß bei ſo wenig ein
ſchneidenden Fragen erfahrungsgemäß das Eingreifen ablehnt
und die Sache auf ſich beruhen läßt. Für die Aufhebung müß-
ien ſehr triftige Gründe angeführt werden. Da hier aber
umgekehrt die Aufhebung eine höhere Einkommenſteuer zur
Folge haben müßte, würde der Bezirksausſchuß auf keinen
Fall die Steuer fallen laſſen. Außerdem ſei die Steuer keine
Sonderſteuer, ſondern nur ein kleiner Ausgleich für ein
Sonderrecht, das den Wirten durch die Konzeſſionsertei-
lung eingeräumt werde. Jede Konkurrenzbeſchränkung, das
werde Herr Michel beſtätigen müſſen, ſei ein Vorteil für die
anderen. Tatſächlich kämen jetzt nach Schaffung der Bedürf-
nisfrage auf die einzelnen Gaſtwirtſchaften 30 Prozent mehr
Menſchen. Und die Stellung der Bedürfnisfrage, die den Wir-
ten die Vorteile bringe, wollten die Herren nicht beſeitigen.
Deshalb könne der Magiſtrat konſequenterweiſe nicht die Kon-
zeſſionsſteuer fallen laſſen.

Stadtv. Vrehmer wandte ſich gegen die Ausführungen
Hollys mit dem beſonderen Hinweis auf die verſchiedenen
anderen Steuern,“ die die Gaſtwirte ſchon zu tragen hätten.
Vor allem drücke ſie auch die Luſtbarkeitsſteuer ſehr
ſchwer. Er wiſſe aus ſeiner Geſchäftsverbindung, wie ſchwer
einzelne Wirte zuweilen getroffen würden, er bitte deshalb um
Annahme des Antrages.

Stadtv. Pritſchow behauptete, der Antrag Emmer ſei
überhaupt nicht begründet, ſondern nur durch Behauptungen
geſtützt. Die Konzeſſion habe den Wirten Vorteile gebracht,
und ſie ſeien deshalb auch verpflichtet, eine Extraabgabe zu
leiſten.

Stadtv. Michel betonte jedoch, daß die Steuer äußerſt miß-
liebig und ungerecht ſei. Es werde ſo lange gegen ſie Sturm
gelaufen werden, bis ſie fällt. Wenn der Bürgermeiſter nun
damit droht, daß der Konflikt keinen Erfolg habe, ſo brauche
er ja nur dem Beſchluſſe der Stadtverordneten zuzuſtimmen.
Es ſei auch falſch, wenn der Bürgermeiſter behaupte, daß die
Konkurrenzbeſchränkung Vorteile bringe. Jm Gegenteil, Kon
kurrenz hebts Geſchäft, und im freien Spiel der Kräfte liege
immer noch die geſündeſte Entwicklung.

Bürgermeiſter v. Holly erlaubte ſich im weiteren die Be
hauptung, daß die Forderung auf Aufhebung der Steuer nur
durch einige Agitatoren geſchickt in den Vordergrund
gedrängt würde. Es ſei auch auffällig, daß nur Stadtver-
ordnete, die doch bis zu einem gewiſſen Grade Jntereſſenten
ſeien, die Forderungen hier unterſtützen.

Der Vorſteher wies dieſe verſteckte Unterſtellung von Jnter-
eſſenpolitik ſofort zurück, ſprach ſich aber im übrigen für die
Beibehaltung der Konzeſſionsſteuer aus. Jhretwegen einen
Konflikt heraufzubeſchwören, ſei nicht zu empfehlen.

Die Stadtverordneten Neſſſe und Herzfeld ſprachen
dann nochmals ausführlich gegen die Steuer. Sie wieſen nach,
daß die Konzeſſion kein beſonderes Vorrecht ſei, da ja jeder
Händler Bier und Spirituoſen in Flaſchen verkaufen könne,
und ein Wirt trotz aller Kongzeſſion nicht beſtehen könnte, wenn
er nicht durch geſchäftliche Tüchtigkeit die Gäſte an ſeine Wirt-
ſchaft feſſele. Die Steuer ſei ſeinerzeit, als die Gefahr eines
17prozentigen Steuerzuſchlags vorlag, geſchaffen worden; jetzt
ſei ſie durch die günſtige Finanzlage überflüſſig geworden.
Das werde auch der Bezirksausſchuß einſehen. Vielleicht könne
aber der Magiſt at den guten Willen zum Frieden zeigen und
die Steuer auf je Hälfte herabſetzen.

Stadtv. En betonte in ſeinem Schlußwort, daß nach
dem Verlaufe der Diskuſſion ſich die Stadtverordneten wohl
von den falſchen Anſichten des Magiſtrats überzeugt hätten.
Daß der Vater der Steuer, Herr v. Holly, ſein Kind nicht
aufgeben wolle, ſei begreiflich. Aber deswegen Stadtverord
nete grundlos zu verdächtigen, ſei nicht berechtigt. Die Finanzen
der Stadt hätten ſich ſo gebeſſert, daß der Herr v. Holly wieder
4 Prozent Steuerermäßigung werde beantragen müſſen, und
da ſei es berechtigt zu fordern, daß die ungerechte Sonderſteuer
beſeitigt werde. Er erſuche um einſtimmige Annahme ſeines
Antrages.

Auf Antrag Herzfeld findet die Abſtimmung namentlich ſtatt.
Es ſtimmten für die Beſeitigung der Steuer:

Achtelſtetter, Beige, Beuche, Blumentritt, Boecke, Brehmer,
Bruß, Daniel, Döhler, Emmer, Fiſcher, Gerig, Gradehand,
Grecke, Günter, Herzau, Herzfeld, Kallmeyer, Michel, Neſſe,
Oſterburg, Pfautſch, Reiling, Riediger, Schulze, Spindler;

für die Beibehaltung:
Borchert, Borges, Colberg, Feldmann, Föhring, Hüllemann,

Kobe, Mekus. Pritſchow, Rabe, Reuß, Schrader, Springer,
Steinbrück, Strumpf.
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Jetzt wird ſich der Magiſtrat entſcheiden müſſen, ob er Wider
ſtand leiſten oder vernünftig einlenken will.

Ohne weſentliche Debatte wurden noch folgende Vorlagen

Das Kuratorium der Gas und Waſſerwerke hat überein-
immend mit dem Magiſtrat beſchloſſen, die in der Gemarkung
mmendorf gelegenen Parzellen des Gutsbeſitzers Otto Engel

von zuſammen 4, 74, 88 Hektar Größe zu einem Preiſe von
e Mk. für je 25 Ar anzukaufen. Dem Kauf wurde zuge-

immt.
Eine Petition des Formers Leibe, Schulberg 10, ihm das

rühere Einnehmerhäuschen auf der Kröllwitzer Brücke zum
erkauf von Zigarren und Anſichtskarten zu vermieten, wurde

dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen. Dem Ab-
ſchluſſe des mit dem Privatmann Ludwig Kramer hier über den
Landaustauſch an ſeinem Grundſtück Talſtraße 38 vereinbarten

m zugeſtimmt.Die eitungsanlage im Zoologiſchen Garten auf
der Strecke vom Eingange an der Seebener Straße bis zum
Eingang an der Tiergartenſtraße iſt defekt und bedarf der Er
neuerung. Mit Rückſicht darauf, daß durch die Gasbeleuchtung
der Baumbeſtand gefährdet wird, wurden für die zweckmäßigero
elektriſche Beleuchtung 4400 Mk. bewilligt. Auf eine Anfrage
des Genoſſen Emmer wurde geantwortet, daß der ganze
Garten elektriſch beleuchtet werden ſoll.

Die Pflichtſtundenzahl der vorhandenen Oberlehrer, Ober-
lehrerinnen, ordentlichew Lehrer und Lehrerinnen deckt nicht
die nötigen Unterrichtsſtunden der Klaſſen des Lygeums mit
Studienanſtalt. Die Stadtverordnetenverſammlung beſchloß
daher, daß Oſtern 1914 am Lyzeum mit Studienanſtalt eine
neue Mittelſchullehrerſtelle eingerichtet wird.

Weiter wurde beſchloſſen, für den neuen Friedhof ander
Deſſauer Straße die Stelle eines Friedhofsinſpektors
mit der Eigenſchaft eines auf Lebenszeit angeſtellten Beamten

er

Ausübung von Nebenbeſchäftigungen gegen Entgelt
wird nicht geſtattet. Verlangt wird der erfolgreiche Beſucheiner Gartenbauſchule und praktiſche Erfahrung im Friedhdfe

betriebe.“ Die Grabpflege erfolgt in ſtädtiſcher Regie,
die Gebühren für Gräberunterhaltung verbleiben der Stadt.
Beſetzung der Stelle ſoll baldmöglich erfolgen, damit mit der
Belegung des neuen Friedhofs begonnen werden kann. Es
wurde dafür jeßt der November als ſpäteſter Termin ge
nannt.

7

Jn der geſchloſſenen Sitzung erhielten Anſtellung
der Magiſtratsbureaugehilfe Max Enger, die Poliziſten Karl
Hörig und Auguſt Rinn, erſterer trägt die Nr. 62 und
wohnt Torſtraße 7, letzterer wohnt Sternſtraße 7 und trägt die
Nr. 241. Vom Bureauaſſiſtenten zum Magiſtratsſekretär be
fördert wurde Herr Witze l. Zum Schluß wurde beſchloſſen,
das Dienſtverhältnis des Friedhofsinſpektors Auguſt Sie
mens zu löſen. Jhm wurde eine jährliche Rente von 3000 Mk.
und ſeiner etwaigen Witwe eine ſolche von 1200 Mk. zugebilligt.
Die Gründe hierzu ſind folgende: Die bisherigen Friedhofs
inſpektoren waren keine ſtädtiſchen Beamten, ſondern ver-
walteten die Friedhöfe auf eigenes Riſiko. Das heißt, alle Ein
nahmen, die aus der Gräberpflege und ähnlichen Verrichtungen
erzielt wurden, gehörten dem Friedhofsinſpektor, während alle
Ausgaben zur Erhaltung und Ordnung des Friedhofs von der
Stadt geleiſtet werden mußten. Dieſes Verhältnis hat in einer
ganzen Reihe von Fällen zu unliebſamen Erſcheinungen ge
filhrt. So waren z. B. die Einkommen der Friedhofsinſpektoren
außergewöhnlich hoch, obgleich ihr Bildungsgang und ihre Ver
antwortlichkeit nicht ſo hervorragende waren. Dieſe und ähn-
liche Angelegenheiten haben die Stadtverordnetenverſammlung
veranlaßt, einen Wandel eintreten zu laſſen. Schon vor Jahren
ſind die gleichen Verhältniſſe auf dem Stadtgottesacker und dem
Südfriedhof in zufriedenſtellender Weiſe geändert worden. Die
Zuſtände des Nordfriedhofs bedingen ſchon längere Zeit eben
falls eine genauere Ueberwachung und Beaufſichtiguwg. Zur
einheitlichen Geſtaltung des ſtädtiſchen Friedhofsweſens ſoll
infolgedeſſen die Grabpflege auf dem Nordfriedhofe ebenfalls
in ſtädtiſche Verwaltung genommen werden. Um aber eine
durchgreifende Aenderung eintreten zu laſſen, muß die bis
herige Zwitterſtellung des Friedhofsinſpektors auf dem Nord
friedhofe aufgehoben werden. Denn auch er war teils ſtädti
ſcher Angeſtellter, teils Geſchäftsmann für eigene Rechnung.
Zur Wahrung der Autorität ſoll aber der Friedhofsinſpektor
ſtädtiſcher „Beamter“ ſein. Für die Gewährung einer Rente
an Jnſpektor Siemens und ſeine etwaige Witwe ſpricht nun
neben rechtlichen Momenten auch der vorausſichtliche pekuniäre
Vorteil, der der Stadt durch die Uebernahme der Grabpflege
erwachſen wird. Bei dem Umfange der bisher von dem Jn-
ſpektor Siemens für eigene Rechnung ausgeführten Arbeiten
kann zweifellos angenommen werden, daß die Mehreinnahmen,
die die Stadt erzielen wird, die dem Jnſpektor Siemens und
ſeiner etwaigen Witwe zu gewährende Rente überſteigen wer
den. Die Bemeſſung der Rente entſpricht ungefähr dem Ruhe-
gehalt eines in der Beamtenklaſſe II angeſtellten Beamten, der
wie Jnſpektor Siemens bei 28 Dienſtjahren 4200 Mk. Höchſt
gehalt und 500 Mk. Mietsentſchädigung erhält; ebenſo würde
die Rente von jährlich 1200 Mk. der Witwenpenſion eines
ſolchen Beamten entſprechen.

Auf zur Gewerbegerichtswahl!
Die Gegner machen in ſämtlichen bürgerlichen Blättern

mobil für ihre gelbe nationale Liſtel Da heißt es zur Abwehr
rüſten.

Als Arbeiter iſt zur Teilnahme an der Wahl nur berechtigt,
wer das 25. Lebensjahr vollendet und im Bezirk des Gewerbe-
gerichts Wohnung oder Beſchäftigung hat. Als Arbeiter ſind
anzuſehen alle diejenigen Geſellen, Gehilfen, Fabrikarbeiter
und Lehrlinge, auf welche der ſiebente Titel der Gewerbeord
nung Anwendung findet, desgleichen Betriebsbeamte, Werk
meiſter und mit höheren techniſchen Dienſtleiſtungen betraute
Angeſtellte, deren Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt
2000 Mk. nicht überſteigt. Wie lange der Arbeiter uſw. in Halle
nebſt eingemeindeten Vororten (Giebichenſtein, Kröllwitz,
Trotha) wohnt oder beſchäftigt iſt, iſt nebenſächlich; es kommt
nur darauf an, daß dies am Tage der Wahl der Fall iſt. Ar
beiter, die z. B. in Ammendorf, Leipzig oder ſonſtwo arbeiten,
aber in Halle wohnen, ſind wahlberechtigt, ebenſo umgekehrt,
wer in Ammendorf, Leipzig oder ſonſtwo wohnt, aber in Halle
arbeitet. Bei der Gewerbegerichtsbeiſitzerwahl kommt es nicht
darauf an, ob der Arbeiter Steuern zahlt oder gar Armen-
unterſtützung empfangen hat, er hat das Wahlrecht unter allen
Umſtänden. Hinſichtlich des Alters kommt es darauf an, daß
J Wähler am Tage der Wahl das 25. Lebensjahr vollendet
at.
Als Arbeitgeber gelten diejenigen ſelbſtändigen Gewerbe

treibenden, die mindeſtens einen Arbeiter regelmäßig das
Jahr hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres beſchäf-
tigen. Den Arbeitgebern ſtehen die mit der Leitung eines Ge
werbebetriebes oder eines beſtimmten Zweiges desſelben be
trauten Stellvertreter der ſelbſtändigen Gewerbetreibenden
gleich, ſofern ihr Jahresarbeitsverdienſt an Lohn und Gehalt
zweitauſend Mark überſteigt.

Als Legitimation zur Teilnahme an der Wahl genügt für
die Arbeitgeber die Beſcheinigung über die nach g 14 der Ge
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9. Oktober, nachmittags von 4 bis 7 Uhr; die

Gewelbegeritswahl in Hale

werbeordnung erfolgte Anmeldung des Gewerbebetriebes oder
die letzte Quittung über Zahlung der Gewerbeſteuer; für die

Arbeiter ein Zeugnis ihres Arbeitgebers oder des zuſtändigen
Polizei-Kommiſſariats, durch welches beſtätigt wird, daß ſie
innerhalb der Stadt Halle (Saale) in Arbeit ſtehen oder woh
nen. Arbeitsloſe und Arbeiter, die außerhalb arbeiten, müſſen
ſich die Beſcheinigung vom Polizeirevier holen (Beſcheini
gungen z. B. von Unternehmern in Ammendorf, Diemitz uſw.
genügen nicht).

Die Unternehmerwähler wählen am Donnerstag, den
Arbeiter am

Donnerstag, den 9. Oktober, von vormittags 8 Uhr bis nach-
mittags 114 Uhr. Es iſt alſo, um den Andrang am Mittag
nicht zu ſtark werden zu laſſen, dringend zu wünſchen, daß die
Arbeiter ihr Wahlrecht ſchon vormittags ausüben. Wer um
1 Uhr nicht im Wahllokal iſt, hat ſein Wahlrecht eingebüßt.

Der Kurſus über Literaturgeſchichte
mit dem Genoſſen Guſtav Hennig, Sekretär des Leipziger
Arbeiter-Bildungsweſens, als Vortragenden, beginnt am näch-
ſten Sonntag 12. Oktober, vormittags 10 Uhr, im Volkspark.
Gerade die Literaturgeſchichte iſt ein Wiſſensgebiet, über das
die Arbeiterſchaft höchſt mangelhaft unterrichtet iſt. Was die
Volksſchule davon bietet. iſt nicht nur im höchſten Grade dürftig
und unzulänglich, ſondern auch das Wingige, was den Arbeiter-
kindern geboten wird, kommt im Grunde genommen auf eine
Perſonenverherrlichung und patriotiſche Klitterung und
Zurechtmachung hinaus. vom Bildungsausſchuß ver-
anſtaltete Kurſus ſoll dem Zwecke dienen, die denkenden und
bildungseifrigen Arbeiter in objektiver Weiſe in die
Literaturgeſchichte einzuführen und ihnen ſo die Mittel und
Wege zu ihrer ſyſtematiſchen Weiterbildung zu zeigen. Dieſe
Bildungsangelegenheit wahrzunehmen, das ſollte ſich jeder
ſtrebende Arbeiter in ſeinem eigenen Jntereſſe angelegen ſein
laſſen. Karten alle fünf Vorträge eine Mark, Einzel-
karten 25 Pfg. ſind in dem Arbeiter und Parteiſekretariat,
der Volksbuchhandlung, den Gewerkſchaftsbureaus und beim
Kurſusbeginn zu haben.

Der

Der Monat Auguſt in der Statiſtik.
Die Sonnenſcheindauer im Monat Auguſt betrug im Mittel

5,9 Stunden gegen 4,6 Stunden täglich im Vormonat und nur
2,6 Stunden im außerordentlichen ſonnenſcheinarmen Auguſt des
Jahres 1912. Beſonders ſonnige Tage waren der 26. und 27.
Auguſt mit einer Sonnenſcheindauer von 12,3 bezw. 11,9 Stunden.
Den geringſten Sonnenſchein hatte der 21. Auguſt mit 0,4 Stunden
aufzuweiſen. Dem reichen Sonnenſchein, den der letzte Teil des
Auguſt in dieſem Jahre aufzuweiſen hatte, entſpricht die verhältnis-
mäßig geringe Niederſchlagsmenge von 37,0 mm. Der im Mittel
nur 2,6 ſtündigen Sonnenſcheindauer im Auguſt des Vorjahres
ſtand die beträchtliche Niederſchlagsmenge von 95,5 mm gegenüber.

Die Einwohnerzahl der Stadt Halle ſtellt ſich nach der
Fortſchreibung auf Ende Auguſt auf 91006 männliche und 98254
weibliche, zuſammen auf 189674 Perſonen. Jm Vergleich zum
Monat Auguſt des Vorjahres zeigt die Bevölkerungsziffer einen
Zugang von 2503 Perſonen. Die Wanderungen brachten der
Bevölkerung einen Verluſt von 841 Perſonen 1652 Perſonen
zogen zu, 2493 Perſonen zogen ab. Jm Monat Juli hatte ſich
eine Wanderungsdifferenz von 188 Perſonen im Auguſt des
Vorjahres eine ſolche von 592 Perſonen ergeben.

Eheſchließungen fanden insgeſamt 109, gegen 183 im Juli
und 99 im Auguſt 1912 ſtatt. Die Wohnung der Eheſchließenden
lag in 76 Fällen in Halle; in 32 Fällen außerhalb Halles. Von
den Eheſchließenden heirateten 91 ledige Männer 87 ledige, 2 ver
witwete und 2 geſchiedene Frauen 14 verwitwete Männer
heirateten 7 ledige, 5 verwitwete und 2 geſchiedene Frauen; 4 ge-
ſchiedene Männer heirateten 3 ledige Frauen und 1 verwitwete
Frau. Die Zahl der Neugeborenen belief ſich auf 591
(198 männlichen, 193 weiblichen Geſchlechts), worunter 16 Tot-
geborene. Jm Juli 1913 wurden 406, im Monat Auguſt des
Vorjahres 386 Kinder geboren.

Geſtorben ſind im Auguſt 279 Perſonen, d. h. 19 Perſonen
weniger als im Juli und 3 Perſonen mehr als im Auguſt 1912.
Unter den Verſtorbenen befanden ſich 50 in hieſigen Anſtalten ver
ſtorbene Ortsfremde. Hinſichtlich der Todesurſache ſpielen Magen-,
Darmkatarrh, Durchfall (60 Fälle) und Krebs (30 Fälle) eine hervor
ragende Rolle. Die Säuglingsſterblichkeit erreichte mit
102 Fällen ungefähr die gleiche Höhe wie im Auguſt des Vorjahres
(100 Fälle). Der Fremdenverkehr in den Gaſt- und Logier-
häuſern ging mit 11308 zur Meldung gelangten Fremden gegen
den Monat Juli mit 11711 Meldungen etwas zurück.

Jn der ſtädtiſchen Desinfektionsanſtalt wurden im
Berichtsmonat 215 Desinfektionen vorgenommen, hiervon wurden
166 zwangsweiſe und 48 freiwillig durchgeführt.

Für den Grundſtücksmarkt liegen die Zahlen für den Juli
1913 vor. Jnsgeſamt trat ein Beſitzwechſel bei 44 Grundſtücken ein;
darunter 35 bebante Grundſtücke im Geſamtwerte von 1833 605 Mk.
und 9 unbebaute Grundſtücke im Geſamtwerte von 167228 Mk.
Das Rechtsverhältnis des Ueberganges war bei 13 bebauten Grund-
ſtücken im Geſamtwerte von 508 355 Mk. und bei einem unbebauten
Grundſtücke im Werte von 12000 Mk. Zwangsverſteigerung. Gegen-
über dem Monat Juli des Vorjahres, in dem 43 Grundſtücke ihren
Beſitzer wechſelten, zeigt der Grundſtücksmarkt keine weſentliche
Awe t n. Wie im Vormonat, ſo liegt auch im Berichtsmonat
die Bautätigkeit faſt vollkommen darnieder. Waren
im Juli nur 12 Bauten begonnen, ſo ſind es im Monat Auguſt
wiederum nur 10 Bauten. Demgegenüber zählte man im Juli
vorigen Jahres 93, im Auguſt 138 begonnene Bauten. Vollendet
wurden im Auguſt 1913, entſprechend der geringen Zahl der be
gonnenen Bauten, 6 Bauten.

Die Großhandelspreiſe der wichtigſten Getreidearten, der
Hülſenfrüchte und der Kartoffeln ſind auch im Monat Auguſt,
wie im Vormonat, gegenüber den Preiſen in den gleichen Mo-
naten des Vorjahres zum Teil recht erheblich zurückgegangen. Bei
den Hülſenfrüchten ſind Preisabſchläge bis zu 14 Mk. pro 100 kg
eingetreten. Jn den Kleinhandelspreiſen für Fleiſch
zeigen Rindfleiſch und Kalbfleiſch durchgängig und beim Schweine-
fleiſch die Keule ein Anziehen des Preiſes um ca. 10 Pfennig
pro Kilogramm.

An Armenunterſtützungen wurden im Berichtsmonat
31 138 Mark gezahlt, das ſind 3986 Mark mehr als im gleichen
Monat des Vorjahres. Der ſtädtiſchen Berufsvormund-
ſchaft unterſtanden 1118 Mündel, für die 8363 Mk. vereinnahmt
wurden, davon 1701 Mk. aus Pfändungen.

Jn der Milchküche wurden im Berichtsmonat 22 193 Fläſchchen
abgegeben gegenüber 24665 im Monat Juli. Die durchſchnitt
liche Anzahl der täglichen Kunden betrug 213 gegen 197 im Vor
monat. Beim Gewerbegericht wurden im Auguſt 59, beim
Laufmannsgericht 23 Sachen auhängig gemacht. Das ſtädtiſche
Nahrungsmitel-Unterſuchungsamt nahm 362 Unter-
ſuchungen vor. Jn 45 Fällen führten die Unterſuchungen zur
Beanſtandung. Jm Straßenbahnverkehr wurden ins-
geſamt 1794 007 Perſonen gegenüber 1784507 im Monat Juli
und 1802695 im Auguſt 1912 befördert. Im ſtädtiſchen
Schlacht- und Viehhof wurden 4909 Stück Vieh aufgetrieben
und 8079 Schlachtungen vorgenommen.

utnadelſpitze.vor da e gericht als erſter

Schaffner
machte ſie höflich auf die Gefahr aufmerkſam in die ihre Hut-

ahrgäſte bringe. Sie ſteckte die Hutnadel dann ſo,
daß die Spitze nicht allzu weit hervorragte. Während der
Beamte im Wagen Fahrſcheine verkaufte, kamen ihr Bedenken,
ob der Mann nicht doch ſeine Befugniſſe überſchritten habe,
als er ſie auf ihre hervorſtehende ſcharfe Hutnadel aufmerkſam
machte. Sie ſtellte alſo den Schaffner nachträglich zur Rede,
wurde grob, als er auf ſeinem Recht beſtand, und machte
ſolchen Skandal, daß ſie mit Gewalt vom Wagen herunter-
komplimentiert werden mußte. Sie ſchlug dann noch ſo heftig
t dem Schirm nach dem Schaffner, daß er Verletzungen er
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Sie wurde jetzt wegen Beleidigung und Mißhandlung und
wegen Tragens ungeſchützter Hutnadeln insgeſamt zu 33 Mk.
Geldſtrafe verurteilt.

Der Betrüger in Uniform. Ein wegen Betrugs geſuchter
Kaufmann wurde geſtern nachmittag in der Uniform eines
Vizewachtmeiſters vom Train-Bataillon 19 in der Gr. Stein
ſtraße feſtgenommen.

Von der Straße. An der Ecke Marktplatz- Kleinſchmieden
ſtießen geſtern nachmittag zwei Radfahrer zuſammen, wobei
das Rad des einen beſchädigt wurde. Sonſtigen Schaden
nahmen ſie nicht. Zum Aufheben eines Pferdes wurde die
Feuerwehr heute morgen nach der Kellnerſtraße gerufen.

Diſtrikt Ammendorf. Eine Mitgliederverſamm-
lung der zum Diſtrikt Ammendorf gehörigen Orte Ammen-
dorf, Radewell, Oſendorf, Burg, Beeſen findet am Mittwoch,
den 8. Oktober, abends 816 Uhr, im Burgſchlößchen in Burg bei
Radewell ſtatt. Da der Bericht vom Parteitag in Jena gegeben
wird, ſo iſt das Erſcheinen aller Mitglieder dringend geboten.

Die Diſtriktsleitung.
Diemitz. Eine Diſtriktsverſammlung findet am

Donnerstag, den 9. Oktober, abends 8 Uhr, im Gaſthaus zum
weißen Rößl ſtatt. Da die Berichterſtattung vom Parteitag in
Jena erfolgt, ſo iſt das Erſcheinen aller Mitglieder dringend
erforderlich.

Aus der Provinz.
Preußiſche Lehrer in einer Lohnbewegung.

Der aus 140 Zweigvereinen mit 6272 Mitgliedern beſtehende
Lehrerverbandder Provinz Sachſen hielt in dieſen
Tagen ſeine Delegiertenverſammlung in Weißenfels ab,
die von 110 Vereinen mit 260 Stimmen beſchickt war. Nach dem
Jahresbericht kam gleich am erſten Tage als wichtigſte die Be
ſoldungsfrage zur Behandlung. Nach einem Referat
und faſt zweiſtündiger Debatte wurde einſtimmig folgende
Entſchließung gefaßt, in der es zunächſt heißt, daß ſie an den
Beſchlüſſen der letzten beiden preußiſchen Lehrertage feſthält.
Dann fordert ſie „ein Einkommen, das nach Höhe und Art
des Anwachſens dem der Sekretäre der allgemeinen Staats
verwaltung gleich iſt“. Dann heißt es in der Reſolution weiter:
„So anerkennenswert die durch das Lehrerbeſoldungsgeſetz be
wirkte Aufbeſſerung der Lehrergehälter auch ſein mag, die
Wünſche der Lehrerſchaft hat es doch unerfüllt gelaſſen und eine
befriedigende Regelung ihrer Beſoldungsverhältniſſe nicht her-
beizuführen vermocht. Die Unzulänglichkeit der im Jahre 1909
erfolgten Aufbeſſerung der Lehrergehälter wird von der Lehrer-
ſchaft je länger deſto mehr empfunden, und zwar um ſo fühl-
barer, als inzwiſchen Beamte durch die Verteuerung der Lebens-
haltung eine Aufbeſſerung bereits erfahren haben oder doch in
Kürze erfahren ſollen. Die Vertreterverſammlung erwartet
daher aufs beſtimmteſte, daß auch das Lehrerbeſoldungsgeſetz
einer baldigen Reviſion unterzogen und dadurch die völlige ge-
haltliche Gleichſtellung aller preußiſchen Volksſchullehrer in der
vom 4. preußiſchen Lehrertage geforderten Höhe herbeigeführt
wird, ſo daß die Ortszulagen, die eine Quelle ſteter Beunruhi-
gung bilden, fortfallen. Sie hofft, daß die Vertreterverſamm-
lung des Preußiſchen Lehrervereins in Poſen deſſen Vorſtand
beauftragen wird, unverzüglich bei der Staatsregierung und
dem Landtag Schritte zu unternehmen, um das geſteckte Ziel,
Gleichſtellung aller Volksſchullehrer mit den Sekretären der
allgemeinen Staatsverwaltung zu erreichen.“

Alſo, die Lehrer fordern genau ſo wie die von ihnen ver-
pönten „begehrlichen Arbeiter“, und ſie ſind auch unter die
„öden Gleichmacher“ gegangen! Trotzdem dies große
Mehrzahl der Herren Lehrer für die Kämpfe der Arbeiterſchaft
kein Perſtändnis hat, und viele ſelbſt in der Schule gegen
die organiſierte Arbeiterſchaft und die „Streiker“ und „Teiler“
hetzen, ſo alſo die Kinder ſehr oft gegen ihre eigenen Eltern
aufſtacheln oder den für Hebung der Lage der Arbeiterſchaft
tätigen Vater in den Augen des Kindes herabſetzen, wünſchen
wir doch den auch zum Zwecke der Verbeſſerung ihrer Lohn-
und Arbeits verhältniſſe organiſierten Lehrern von Herzen Glück
und beſten Erfolg bei ihrer neueſten Lohnbewegung

Gewerkſchaftler und Parteigenoſſen!

Jm Deutſchen Landarbeiter-Verband hat eine
Neueinteilung der Agitationsbezirke ſtattgefunden und ſind
aus dieſem Anlaß mehrere neue Gauleiter angeſtellt worden.
Für die thüringiſchen Staaten einſchließlich des Regierungs-
bezirks Erfurt und die beiden Wahlkreiſe im Regierungsbezirk
Merſeburg, Wahlkreiſe Sangerhauſen- Eckartsberga
und Naumburg-Zeitz-Weißenfels, iſt ebenfalls ein neuer Gau
mit dem Sitz in Erfurt eingerichtet worden.

Die Adreſſe des Gauleiters iſt: Wilhelm Bernier,
Erfurt, Grünſtraße 15a. Alle Gewerkſchaftskollegen und Par-
teigenoſſen, insbeſondere die Landfunktionäre, werden hierdurch
erſucht, für die Ausbreitung des Verbandes Sorge zu tragen
und bei Bedarf von Material ſich an die obige Adreſſe zu
wenden.

Eilenburg. Parteiverſammlung. Genoſſe
die gemäßigte oder Gewerkſchaftstaktik die Oberhand bekommen
habe. Es liege dies auch viel an der Zuſammenſetzung des
Parteitags. Habe ſich dies ſchon bei der Maſſenſtreikreſolution
gezeitigt, ſo noch viel mehr bei der Maifeierfrage, die durch
eine nichtsſagende Reſolution erledigt worden iſt. Zu be-
dauern ſei, daß zur Steuerfrage zwei Referate in gleicher An
ne gehalten wurden. Auch hier habe die Reſolution nach
einer Meinung nicht das richtige getroffen. Die Rede des

Genoſſen Scheidemann war nun eine Verteidigung des Vor

Burk-
hardt erſtattete den Bericht vom Parteitag und bemerkte, daß

Die Wahl für die Arbeiter findet Donnerstag den 9. Oktober,
vormittags 8 bis 12 Ahr ſtatt, für die Anternehmer andemſelben Tage von 4 bis 7 Ahr.

ſtandes, ſtatt daß ſie irgendwelche Richtlinien für die Partei
ſollte. Das wichtigſte des Parteitages war das ReferatGenoſſen Timm über die Arbetteldſenfrage Während

zwei Diskuſſionsredner mit dem Ergebni itages
zufriedengeſtellt waren, ſprechen ſämtliche andere Diskuſſions
redner im Sinne des Genoſſen Burkhardt und brachten zum
Ausdruck daß die jetzt eingeſchlagene Taktik jedenfalls nicht
die richtige ſei, um die Partei vorwärts zu bringen.

Delitzſch. Der „verſchwundene“ Stadtkaſſenrendant.
Unter Mitnahme von 6,100 Mk. iſt am Montag früh der hieſige
Stadthauptkaſſenrendant Wilhelm Rudloff verſchwunden. Noch
am Sonnabend nachmittag war die betreffende Kaſſe revidiert und
der richtige Kaſſenbetrag feſtgeſtellt worden. Vermutlich hat ſich
Rudloff nach dieſer Reviſion den Betrag, der 4100 Mk. in Bank-
noten und 2000 Mk. in Gold betrug, angeeignet. Da der Beamte
6000 Mk. an Kaution geſtellt hatte, beträgt der Schaden der Stadt
z pr 100 Mk. Ueber den Aufenthalt Rudloffs iſt bisher nichts

ekannt.

Schkeuditz. Wegen Vergehens gegen das Nahrungs-
mittelgeſetz hatte ſich in der letzten Schöffengerichtsſitzung die
Fleiſchersfrau Marie Preißler zu verantworten. Sie hatte
Schinken verkauft, von dem ſie wußte, daß er verdorben war.Der Amtsanwalt beantragte eine Geldſtrafe von 30 Mark, doch
ſah das Gericht das Gebahren der Frau für nicht ſo gefährlich an
und hielt eine Strafe von 15 Mark für ausreichend.
Dehlitz. Sechs Jahre Zuchthaus. Vor dem Schwurgericht
in Naumburg hatte ſich der Arbeiter Müller aus Naundorf
wegen vollendeter Notzucht zu verantworten. Am Nachmittage
des 5. Juli kam eine Arbeiterin der Dietrichſchen Papierfabrik mit
ihrem Rade den Schirnhügel zwiſchen Weißenfels und Delitz herauf,
als der Angeklagte ihr mit unſittlichem Antrage entgegentrat. Jhrer
Bitte, ſie doch gehen zu laſſen, ungeachtet, vergewaltigte er ſie und
floh in der Richtung nach Selau. Ein Straßenarbeiter, der auf
die Hi ferufe herankam, verſtändigte ſofort die Weißenfelſer Polizei,
die ihn bald im Gaſthauſe zu Selau aufgriff. Der Angeklagte hat
bereits 3 Jahre Zuchthaus wegen Sittlichkeitsverbrechens an einem
achtjährigen Kinde verbüßt. Er war, wie er ſelbſt angab, am
fraglichen Tage mit der Abſicht fortgegangen, jede ihm in den
Weg laufende Frauensperſon zu vergewaltigen. Er wurde deshalb
zu 6 Jahren Zuchthaus, ſowie 10 Jahren Ehrverluſt verurteilt.

Mansfeld. Kriegervereinler vor Gericht. An-
geblich ſind die Kriegervereinler immer ſehr anſtändige Men
ſchen, und der Sauherdenton herrſcht, nach Meinung der
alleinigen Stültzen von Thron und Altar, bloß bei der Sozial
demokratie. Daß aber gerade die Kriegerveveinler oft belei-
digende Worte gebrauchen, konnte man in der letzten Schöffen-
gerichtsſitzung hören. Jn dem Bericht der Mansfelder Zeitung
iſt zwar von einer Harzpartie die Rede, aber wir wollen hier
feſtſtellen, daß der Geſchirrführer, welcher unter Anklage ſtand,
einen Eiſenbahntransport gefährdet zu haben, nicht von einer
Harzpartie, ſondern mit ſeinem Wagen voll patentierter Ord
nungsleute von dein Kriegerverbandsfeſt in Meisdorf zurück
kehrte. Bekanntlich iſt man auf der Rückkehr von ſo einem
Patriotenfeſte, wo nicht bloß der Alkohol ſondern auch die
flammenden Bierreden manchem Menſchen ſo zu Kopfe ſteigen,
zu allerhand nationaler Heldentaten gern bereit. Wenn dann
jemand den Kriegervereinlern in den Weg tritt, ſo kann er
meiſt eine Probe des ſo geprieſenen Anſtandes unſerer Patrio
ten bekommen. So auch an jenem fraglichen Abend. Vor Ge
richt wurde der Geſchirrführer zu 15 Mk., eine junge Dame in
derſelben Sache wegen Beleidigung gleichfalls zu 15 Mk. Geld
ſtrafe verurteilt. Ein Zeuge, der es mit ſeinem patriotiſchen
Verſtande gar nicht faſſen konnte, daß man Leute, die in ihrer
nationalen Berauſchung beleidigende Worte gebvauchen, ver
urteilen könne, und darüber empört einige Worte fallen ließ,
wurde wegen Ungebühr vor Gericht mit 15 Mk. Geldſtrafe be
legt. Was hätten wohl die kapitaliſtiſchen Blätter für ein
Geſchrei erhoben, wenn Arbeitern ſo etwas paſſierte? Aber
hier wird der nationale Deckmantel darüber gebreitet.

Hettſtedt. Die gewählten Ausſchuß mitglieder
und Erſatzleute ſowie Jntereſſanten der neu zu bildenden Orts
krankenkaſſe für den Mansfelder Gebirgskreis werden Mitt-
woch, den-8. Oktober d. J., zu einer Beſprechung bei dem Ge
noſſen Byling, Burgörner-Neudorf, An der Bahn, eingeladen.

Sangerhauſen. Mitglieder der d rfür Fabrikarbeiter, die noch Anſprüche an die Kaſſe
aus Arztrechnungen für Familienangehörige aus der Zeit vor
dem 15. September 1912 haben, müſſen dieſelben baldigſt
an den Vorſitzenden der Kaſſe einreichen, da dieſelbe am
31. Dezember d. Js. aufgelöſt wird. Bekanntlich wurde bis
zum 15. September 1912 ein Teil der Arztkoſten für Angehörige
von der Kaſſe getragen, und iſt es ratſam, die Rechnungen aus
dieſer Zeit, ſoweit ſie noch nicht präſentiert ſind, von den
Aerzten einzufordern. Zu Rechnungen aus der Zeit nach dem
15. September 1912, d. h. wenn die Erkrankung nach dieſem
Datum eintrat, leiſtet die Kaſſe keinen Zuſchuß.

Vorgeſchichtliche Funde. Am oberen Ende der
Kühnauſchen Tongrube im Ziegelloche wurden beim Graben ſchön
gezeichnete Urnenſcheiben, zerſchlagene Knochen, Eiſenerz, Eiſen
ſchlacken, Brandſtellen uſw. gefunden. Allem Anſcheine nach hat
ſich hier früher eine Schmelz- und Wohnſtätte befunden. Auch
in der Oberröblinger Flur wurden auf einem Felde Urnenſcheiben
von ſeltener Schönheit gefunden. Beim Nachforſchen entdeckte
man am früheren Ufer des Riedſees eine ganze Siedlung, und
zwar wurden ſieben Herdgruben freigelegt. Gefunden wurden
Urnenſcheiben verſchiedener Art, Auſtermuſcheln, rundgehauene
teine, kegelförmig gebrannte Lehmklumpen uſw.

Kelbra. Stadtverordnetenwahlen. Der Termin der
diesjährigen Ergänzungswahlen zur Stadtverordnetenverſammlung
iſt auf den 3. November feſtgeſetzt worden. Die 3. Abteilung
wählt von vormittags 8 bis nachmittags 1 Uhr. Zu wählen
ſind in der 3. Abteilung zwei, in der 1. und 2. Abteilung je ein
Stadtverordneter.

Heldrungen. Unfall. Auf der Gewerkſchaft Oberheldrungen
wurden dem Arbeiter Hermann Bärwinkel beide Beine von
heißer Lauge verbrüht. Er wurde nach dem Bergmannstroſt in
Halle übergeführt.

Elſterwerda. Die Zentralbibliothek iſt vom 12. Ok-
tober an jeden Sonntag von vormittags 10 bis 12 Uhr im
Gaſthaus zur Sonne geöffnet. Bei Entnahme von Büchern
ſind die Mitgliedsbücher mitzubringen. Die Bibliothekskom-
miſſion ſpricht die Erwartung aus, daß die Bücherentnahme
V werde als das bisher der Fall war, denn Wiſſen
iſt

Vereine und Verſammlungen.
Bitterfeld. Der Sozialdemokratiſche Verein hält r

enMittwoch, den 8. Oktober, abends 8 Uhr, im Reſtaurant Ho
zollern ſeine Mitgliederverſammlung ab.

Hohenleipiſch. Donnerstag, den 9. Oktober, abends 8 Uhr,
findet im Gaſthof zur Weintraube die Monatsverſammlung des
Sozialdemoktratiſchen Vereins ſtatt.
zubringen.

Mitgliedsbücher ſind mit-

Für Parteizwecke von Ungenannt in Schiepzig 50 Pfg. erhalten.
Das Sekretariat.

11 Mk. 50 Pfg. zur Deckung der Unkoſten der Mieterverſamm-

lungen erhalten. Jul. Hildebrandt.



das zu intimem Umgang führte. Als ſich ſchließlich die Folgen

gutes Spelsekartoffeln

Volkswirtſchaftliches:
Scherben bringen Gklück!

Die Glas- und die Porzellaninduſtrie gehören
zu den rentabelſten Gewerbezweigen. Die Aktiengeſellſchaften
dieſer Branchen verteilen zum Teil enorme Dividenden, ob-
wohl ſie bei weitem nicht den ganzen Reingewinn an die
Aktionäre ausſchütten, ſondern durch Anhäufung großer ſtiller
und offener Reſerven ſich finanziell „konſolidieren“. Bei den
Geſelkſchaften, die im laufenden Jahre Bilanzen ſo veröffent-
licht haben, daß ein Vergleich der in den beiden letzten Jahren
verteilten Dividenden möglich iſt, waren folgende Ergebniſſe
zu verzeichnen:

Zahl der Aktienkapital Dividende
Geſ. in Mill. Mark in Prozent

1911 19172 1911 1912
Porzellanfabriken 22 29,70 30,10 9,4 10,6
Glasfabriken 298 55,10 57,50 12,6 13,4
Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß ſich die Durchſchnitts

dividende für die Geſamtheit der deutſchen Aktiengeſellſchaften
im letzten Jahre auf 8,6 Prozent ſtellte.

Soziales.
Die Moral auf dem Dorfe.

Das Schwurgericht in Trier verurteilte dieſer Tage einen
80jährigen Ackerer von der Moſel zu fünf Jahren Gefängnis
und fünf Jahren Ehrverluſt wegen vorſätzlicher Tötung
ſeines Kindes; die mitangeklagte Ehefrau erhielt wegen
Beihilfe zu dieſem ſcheußlichen Verbrechen ein Jahr und ſechs
Monate Gefängnis. Der Fall verdient als charakteriſtiſches
Beiſpiel klerikaler Moralbegriffe etwas näher erläutert zu
werden, zumal ja gerade jetzt die klerikalen Phariſäer wieder
mit verſtärktem Eifer über ſittliche Verderbtheit jener Welt
zetern, die dem Einfluß der Frommen entrückt iſt.

Die beiden Angeklagten unterhielten ein Liebesverhältnis,

bemerkbar machten, da begann auch ſchon eine wütende Hehe
gegen das Mädchen, das als Hure gebrandmarkt wurde. Und
als ſich die beiden zu heiraten entſchloſſen, da erreichte die
Hetze ihren Höhepunkt. Da hieß es im ganzen Dorfe: Liebes
leute, die vor ihrer Verheiratung miteinander verkehren,
dürfen keine Hochzeit feiern. Allenfalls iſt es
ihnen erlaubt, ſich morgens früh in der Kirche durch den
Pfarrer in einfacher Form verbinden zu laſſen. Aber
eine Feier gibt es nicht. Damit' aber waren beide geächtet.
Die Schande wirkte bei jenem Paar ſo niederdrückend, daß in
ihnen der furchtbare Gedanke Platz griff, ihr um jeden Preis
zu entgehen. Beide ſtellten auf das entſchiedenſte in Abrede,
daß ſie heiraten müßten. Sie feierten am 8. Mai ihre Hoch-
zeit, und obwohl die Frau nur wenige Wochen vor der Nieder
kunft ſtand und ihr Zuſtand niemandem verborgen war, brach
ten es beide fertig, gegen ganz nahe Verwandte mit Belei-
digungsklagen vorzugehen, weil dieſe der Frau die Schwanger
ſchaft vorgeworfen hatten.

Sechs Wochen nach der Hochzeit kommt die Frau nieder, um
kaum hat das Kind das Licht der Welt erblickt, da erdroſſelt
es der Ehemann mit kaltem Blute, ja, wie er bis zu ſeiner Ver
urteilung beteuert, hat auch die Frau, als der Mann einige
Minuten ſich entfernt, um Tücher zu holen, ebenfalls das Kind
gewürgt. Dann wird es in einen Sack gepackt, und der Mann
verſcharrt es im Felde. Nach drei Wochen findet man die
Leiche. Füchſe hatten ſie wieder herausgegraben, und natür-
lich fälkt der Verdacht ſofort auf die beiden. Sie werden zur
Leiche geführt, leugnen jedoch die Tat, und da der ärztliche
Befund dahin geht, daß die Leiche ſchon ſehr lange gelegen
haben muß, glaubt man ihnen. Da jedoch das Gerücht ihrer
Täterſchaft ſich hartnäckig erhält, werden ſie ſchließlich doch der
Tat überführt und verhaftet. Das Gericht hielt im Anfang
einen Mord für vorliegend, weil es nicht im Unrecht in dem
hartnäckigen Beſtreben der beiden Angeklagten, den Zuſtand
der Frau zu verheimlichen, die Abſicht ihrer ſpäter erfolgten
Tat vermutete. Wenn das Gericht dann doch nur Anklage
wegen vorſätzlicher Tötung erhob, dann kann man dieſen Be
ſchluß vom rein menſchlichen Standpunkt nur begrüßen, denn
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furchBar das Verbrechen auch ſein mag, das hier auf dem

n klerikaler Moral gereift iſt: der Gedanke, daß auch noch
beide das Schafott hätten beſteigen müſſen, iſt W ent
ſetzlich. Welche Abgründe aber öffnet dieſer Falll Und dieſe
Moral ſoll wieder Gemeingut des Volkes werden

Humor und Satire.
Vereinfachtes Verfahren. „Wie ſpät mag's ſein?“ frage ich

den ſtud. med. Fredy. Er ſchaut nach einem Kirchturm aus.
„Wollte Jhnen nicht Jhr Onkel zum Geburtstag eine neue
Uhr ſchenken horchte ich. „Du gute Onkel!“ ſagt Fredhy nicht
ohne Rührung, „er hat's mir bequem gemacht: Er hat mir
gleich das Geld darauf und den Pfandſchein geſchickt

(Gudkkaſten.)
Die Verlokungsanzeige. Jn einem noch nicht lang eröffneten

Seminar läßt der Direktor die Schüler zuſammenrufen und
hält folgende Anſprache: „Jch habe Jhnen zweierlei mitzu-
teilen. Erſtens habe ich v verlobt, und zweitens wird immer
noch zu viel elektriſches Licht verbraucht.“

Seine Auffaſſung. Einem jungen Franzoſen, den ich im
Deutſchen unterrichte, diktierte ich geſtern den Satz: „Die

auen ſind Rätſel und wir ſollen ſie errgten.“ Mein kleiner
ler aber ſchrieb: „Die Frauen ſind Rätſel und wir

ſollen ſie heiraten.“
SchulHumor. Der Lehrer hat in der letzten Stunde Bibel-

ſprüche durchgenommen und repetiert heute. Unter anderem
will er die Klaſſe ſpeziell auf einen Spruch bringen und hilft
folgendermaßen „Nun, Müller! „Der Geiſt iſt willig

„Doch das Fleiſch.eiſt teuerl“ vollendet Müller freude
ſtrahlend.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſ e Ueberſicht, Parteinachrichten und
Sozialdemokratie u. Kirche Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm Koenen, für Aus der Provinz
Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wilhelm Herzig, Verleger Alfred Jähnig,
ſämtlich in Halle. Druck der Hall. GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (e. G. m. b. H.).

Wenn Faggunge durch irgendwelche Umſtände nicht ſelbſt geſtillt
werden können, ſo reiche man ihnen das bereits durch Generationen
bewährte NReſtleſche Kindermehl, welches durch ſeine ſtets gleich
bleibende Reinheit und Güte die abſolute Sicherheit bietet, demWachstum und Gedeihen der Kinder förderlich zu ſein. Probedoſe
gratis und franko durch Neſtle-Geſellſchaft, Berlin W. 57. 1904
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das selbsttatis e
Waschmiffel

Nicht selbst waschen!
Das besorgt viel schneller, besser und billiger
Persil. Nur einmaliges etwa viertelstündiges
Kochen und cüe schmutzigste Wäsche ist

im Nu blendendweiss
frisch und dufſtig wie auf dem Rasen gebleicht.

Vaderall arhiich, uie looe, wur in Original-Poketen.

HEFNKEL Co., DDOSSELDOREF.
Auch Foabrikanten der allbelebten

tienwel Bleich Soda
Könnern. Könnern.Ein Waggon

och oder Donnerstag ein.
Pro Tontner 2.25 Mark gber ab Bahnhof. Vempfiehlt und nimmt Beſtellungen 'pnKari orte.

XMirhel e
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Michel Briketts
anerkannt beste Marke

Jahresprodoktion 100 000 Waggons
Zu haben beim *1918Halſeschen Kohlen- und Brikett-Kontor

Mergeburgerstrasse, Leke Schmiedstr. Tel. 83939
und Allgemeinen Konsumverein und dessen Filialen.

Näntel u. Schläuche W
La r en n Ti hlmpen an. Taschenlamp.e Gr. Kianeſer. 82. 180C ampen

mit guten Brennern

sehr billig.

C. F. Ritter,
Auf Teilzahlung

Möbel, Betten,
Polsterwaren,

Herren- und Damen-

1 Pianino verkauft
30 Geiststrasse 25.(vuſe gevee Anftn

ſtatt 1 Mk. jetzt 60 Pf.Awentherchichte ehe neten

von Adelheid Popp
mit einem Geleitwort von

August Behel.
kibbohe einer Nandburgel

Denrindätten

Von Doris Vliersbecok.

Unsern
neuesten

(Döbel
Katalog 1913

senden wir lhnen auf Verlangen

umsonsk.
Wir verkaufen MDöbel, Bekten,
Wäsche, tlerren- und Damen-
Garderobe etc. auf bequeme

Teilzahlung und richten die Frj fZahlungsweise ganz nach kclunerunger en. Waisenknaben

Wunsch der Käufer ein. eit VorwortEi h Co von Profeſſor Dr. Aug. Forel.
ichmann sGr. Mrienetv o1, ch vuche meine Mutter.

Jugendgeſchichte e. Findelkindes
X eingang Schulstrasse von Max Winter.

Preis jedes Bandes G0O Pfg.Halle a. S. ſtatt 1.00 Mark n
Zu beziehen durch

Friedr. Wilh. Kolbe.

d

Halle a. S., Harz 42/43.

Fremdenlegionär Il
der Holleschen Arbeiterschaft.

Preis 50 P.

Halle (Saale), Harz 42/44. M itta 9 gti ch

en [EEEEE
E pfluumenmus ſtarken Familienzuwachs

Die Verhätang der Lonzeptien auf

F. B e erhol Preis (mit Anhang) 50 Pfg.

trick Naschinen n vor an denbente nene

Preis 30 Pfg.
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Erlebniſſe eines Deutſchen in i alen Jul. Aen

Zu beziehen durch Reichhalfiger, kräftiger und

beröstetekaffees den 50 vie en.

an Breiteſtr. u. Markt- Licht iſt Ma t.

iſt eingetroffen,

(ohne Anhang) Z30 Pfg.

Kolonialwaren. 1915

mit Anleitung und Arbeit.

dauerhaftBöttcher- War en e binlt, Porto einzeln P s zuſammen

20 Pfg.

Volksbuch handlung

Der

der franzöſiſchen Fremdenlegion. und preiswert im eigenen Heim

Volks-Buchhandiung, wonhchmecende“- gufer

3808] v. Mk. 1.40 bis Mk. 230 J z z37z3ZZZ

platz, im Turm.
en dennares Vie ſchütze ich mich vor n

ande Art.Pfund 25 Pfg. r
Bechershof 8, dicht am Markt. öpdersegen Und kein knie

J. Wintersteln, Oleariusſtr.9. v. Fritz Vrugbacher, Arzt i. Zürich.

P. Horlebeck, Kleine Ulrich-
1/2 unde

Fahrräder
kauft stets zu soliden Preisen

Zu beziehen durch die

Volks Buchhanädlung.
Harz 4243.

H. Schindler Kl. Ulrichstr. 35.

e Schleiferel
Art führt ſauber u. preiswert

aus Albert Hesse, Schimmel-
ſtraße 16. Hof Anng menC. LinKke, Steinweg

Wohn. u Speerimnmer-

Eiwricutung (et kinn).

Konſektion, 3899
Manuſaktur- u. Schuh-

waren, Teppiehe,
Gardinen ete. etoe.

Hefert unter gtrengster Dis-
kretion. Offert. unter V. H.

Stoff-Reste s
z Knabenhosenu.-Anzügen,

errenhosen und -Anzügen.

ofa rſh. 6 Lederſindle verkaufeMittwochSeoehlaehtetest.C. WUKe, 42
Triftſtraße 2.

Damenkostämen u. Röcken.
Neue Auswahl außerord, preiswert.259 an die Exp. d. Zig.
Agnes Zimmer, Zwingerſtr. 3. s721hulerügung al

für 475 M.
V Trell (t Je B. S ſFrledrich Pellehe,
Frisier-Gesehüäſt beſt. a Geiststr. 258. 3902
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Richtige Ernährung mit
Knorr- Hafermehl bedeutet
Geſundheit der Kinder und
Glück der Eltern. Knorr-
Hafermehl iſt ſeit 40 Jahren
bewährt. Das Paket koſtet
30 Pfennig.

Ebenſo anerkannt ſind
KnorrSuppenwürfel in 46 Sorten.

1 Würfel 3 Teller 10 Pfg. v
Verſuchen Sie KnorrBlumenkohlSuppe!

Bekanntmachung.
1. Jn der Zeit vom 16. bis 30. September 1918 ſind nach

ſtehende Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder an
gemeldet worden:

2 deutſche Geldſcheine, 1 gehäkelter Geldbeutel mit Jnhalt,
4 Geldtäſchchen m. Jnhalt, 1 ſchwarze Ueberdecke, 1 Ring m. blauem
Stein, 1 Kinderſchirm, 1 ſilb. Armbanduhr, 1 ſchwarzer Damen
ſchirm, 1 ſilb. Gürtelnadel, 2 Handtaſchen m. Jnhalt, 1 Spangen-
armband, 1 Handwagen.

2. Jn derſelben Zeit wurden als verloren gemeldet:
1 Kronen und 1 Roter Adler-Orden, 1 mattgold. Gliederarmband mit 2 weißen nnd 1 roten Stein, 1 Schlü elbund, 1 ſilber

graue Handtaſche n 2 Taſchentücher, 1 Geldtäſchchen m. ungef.
60 Pf. u. a. S.), 1 Photographen-Apparat, 1 brauner Ueberzieher,
1 gold. Damenuhr (gez. M. R.), 3 engl. Banknoten (2 zu 20 und
1 zu 10 Schill. 1 gold. Broſche m. Kinderbild, 1 braune Aktenmappe, 1 ſilb. Klemmer, 1 Nickelbrille m. Taſche, 1 gold. Klemmer
m. gold, Kette, 1 gelbes Geldtäſchchen m. ungef. 3 M. u. Marken,
1 ſilb. Herrenuhr (innen der Name Schwab), 1 Schachtel m. Klapp
hut, Taſchentuch u. anderen Sachen, 1 gold. Damenuhr m. Sprung-
deckel u. einer kl. ſchwarzen Kette, 1 grünſeidener und 1 ſchwarzer
Damenſchirm, 1 ſilberne Damenuhr (auf der Rückſeite Blumen
verzierung), 1 gelbes Handtäſchchen (enth. 1 Rabattbuch, 1 Geld
täſchchen m. ungef. 12 M. und 1 Schlüſſelbund), 1 ſchwarze Wachs-
tuchtaſche (enth. 1 Buch „Die 10. Muſe“ u. a. S.), 1 Brillantnadel,
3 Schlüſſel, 1 gold. Damenuhr m. Schleife, 1 ſchwarzes Geld
täſchchen m. 12M., 1 ſchw. Damenſchirm mit r 1 weißes
Kinderjäckchen, 1 gelb. Geldtäſchchen mit 7. 1 kl. ſilberner
Taſchenſpiegel (innen ein Bild), 1 mattgold. a nebſt Kette,
1 Jagdhund, 1 braunled. Geldtäſchchen m. 18.95 M., 1 ſchwarzled.
Handtaſche (enth. 1 Geldtäſchchen m. ungef. 2.50 M., 1 Taſchentuch
und 1 Hausſchlüſſel), 1 graue Handtaſche (enth. 1 Paar Handſchuhe,
2 Schlüſſel, 1 Taſchentuch u. 1 Geldtäſchchen m. 1 M.), 1 ſchw.
Ledertaſche mit Fahrkarte (HalleHeide), 1 gold. Kettenarmband
elor ohne Sicherheitskette, 1 ſilb. Herrenuhr (Nr. kein m. ver
gold.
1 gold. Damenuhr (auf der Rückſeite A. F.) mit vergoldeter Kette,
1 grauer geſtrickter Handbeutel, 1 tulaſilberne Damenuhr (auf der
Rückſeite L. S. gez.), 1 Verbandsbuch u. 1 JnvalidenQuittungskarte
für Friedrich Müller, 1 Leinenbeutel mit ungef. 11 M., I ſchw.
Geheglpa 1 ſchw. Spazierſtock mit ſilb. HKrücke, 1 gold. Broſche
aſhe i rotled. Geldtäſchchen m. ungef. 15 Mk. 1 ührketten

nhängſel (innen 4 Bilder) m. gold. ahnen 1 Schlüſſelbund und
1 Geldtäſchchen m. ungef. 12 M., 1 gold. Herrenuhrkette, 1 Stück
Fenſterſtores, 1 ſilb. Herrenuhr m. Doppeldeckel, 1 ſilb. Glieder
armband, 1 ſilb. e m. Goldrand u. ſilb. Panzerkette, 1 ſilb.
Halskette m. herzförm. Anhänger, 1 1 gold. Klemmer
m. Ledertaſche, 1 ſilb. Geldtäſchchen m. 50--60 M., 1 Gepächkſchein
u. 1 dine 1 brauner Spazierſtock, Akt. ESealboa m. grün

rſeid. Futter, 1 Wolfſpitzhündin, 1 ſilb. ette u. 1 gold. Armbandm. Uhr, 1 ſchwar re Geldtäſchchen m. über 20 u. 1 Trau
ring (gez. F. B. 23. 4. 13)J.

ie unbekannten Eigentümer der unter I bezeichneten Gegen
ſtände werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im
r Verwaltungsbüro, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 98, geltend
zu machen.

Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die Armen
verwaltung oder an den Finder abgegeben werden.

Halle, den 1. Oktober 1913.
Die Polizei Verwaltung.

Kette, 1 Weinzipfel (rot-weiß-gold) m. ſilb. Bleiſtifthalter,
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l Untferhaltungs-Beilage
tlalle, 8. Oktober

D e e
Tue zuerst deine Pflicht, dann ſuche Grholung und Ruhe;
Tue das Schwerste zuerst, dann wird dir das Leichie

wie nichts ſein,
Und nicht horch auf die Stimme der fufſchub er-

heiſchenden Trägheit. Lavoakter.

Arbeitermöbel.
Es gibt kaum ein Gebiet, auf dem nicht die moderne Arbeiter

bewegung dem emporſtrebenden Proletarier hilfreich zur Seite
tritt. Eine neue und gewiß nicht gering zu ſchätzende Unter-
ſtützung in der Geſtaltung ſeiner äußeren Lebensbedingungen
verſuchen ſeit einiger Zeit die Berliner Gewerpkſchaf-
ten in Verbindung mit einer Sachverſtändigenkommiſſion,
indem ſie in ihrem Gewerkſchaftshauſe am Engelufer ein paar
kleine Zimmer im Untergeſchoß reſerviert haben für eine ſt än-
dige Ausſtellung von Arbeitermöbeln, und auch
in Hinſicht auf Haltbarkeit und Brauchbarkeit geprüfte Zimmer-
einrichtungen vorführen.

Keiner, der jene ſchlichten, niedrigen Räume betritt, wird ſich
ihrem Zauber entziehen können: auf den erſten Blick heimeln
ſie an. Nichts von koſtbarer Eleganz, alles einfach und auf
das Nötigſte beſchränkt; und doch jedes Stück anziehend, gefällig
in ſeiner Form, das Ganze zu einander abgeſtimmt, die Far-
ben freundlich und traulich zugleich, jede Stube voller ſchlichter
Behaglichkeit.

Peter Behrens, ein Architekt, der zu den erſten der
Welt zählt, wurde herangezogen, um eine Einrichtung, wie ſie
den Bedürfniſſen der Arbeiter entſpricht, zu entwerfen. Und
wirklich, er hat Muſtergültiges geſchaffen. Aber die gleichfalls
ausgeſtellten Möbel, die zwei andere, jüngere Künſtler, Her-
mann Münchhauſen und Robert Koepſel, geſchaffen
haben, können ſich deshalb doch ſehr wohl daneben ſehen laſſen.
Ja, in den Zimmern Koepſels wirkt manches wie der präch-
tige, einfache, dreiteilige Schrank und die gefälligen Stühle
faſt noch anheimelnder, noch ſchöner als bei Peter Behrens.

Die Preiſe ſind kaum teurer als die, welche ſonſt für ſchlechte
Dutzendware gezahlt werden müſſen. Die von Robert Koepſel
entworfene Einrichtung aus rötlich gewachſtem Holz mit
aufgelegtem, wunderſchön damit harmonierendem Schwarz
beſtehend aus einem ſoliden Ausziehtiſch, einem einladenden,
plüſchüberzogenen Diwan, dem ſchon genannten prächtigen
Rieſenſchrank, vier gepolſterten behaglichen Stühlen, einem
Nähtiſch, einem famoſen Bett mit Zubehör koſtet fix und fertig
583 Mark.

Das von Peter Behrens entworfene Wohnzimmer (Kommode
mit Spiegel darüber, Ausziehtiſch mit Schubkäſten, Arbeits
tiſchchen, geräumige Bücherregale, breites, gemütliches Sofa,
Großvaterſeſſel und drei Stühle, alle mit aufgelegten Plüſch
kiſſen, großer viertüriger Schrank) in Eiche angefertigt koſtet
499 Mk., aus Kiefernholz gewachſt, Farbe nach Wahl, 465 Mk.
ein dazu gehöriges Schlafzimmer (2 Betten, 2 gepolſterte
Stühle, Kleiderſchrank, Waſchkommode mit Linoleumauflage
und Nachtſchrank) iſt in Eiche für 332 Mk. zu haben, in Fichte
ausgeführt für 276 Mk. das Bettzubehör (Matratzen, Keil-
kiſſen, Auflegematratzen, Schonerdecken) koſtet außerdem noch
für beide Betten zuſammen 73 Mk. Die Behrensſche Küche
(Schrank, Tiſch, 3 Stühle, Eimerſpind, Kohlenkaſten, Kleinig
Wien iſt bei Kiefernholzausführung mit 154 Mk. zu be-
zahlen.

as Münchhauſenſche Wohnzimmer, ebenſo reichhaltig wie
das Behrensſche, doch ohne Schrank, koſtet in Kiefernholz
394 Mk., in Eiche etwa 428 Mk., ſein Schlafzimmer mit 2 Bet-
ten 280 bezw. 337 Mk., wohinzu auch das Bettzubehör wieder
mit 73 Mk. träte. Die Münchhauſenſche Küche erfordert einen
Koſtenaufwand von 143 Mk.

Der Katalog, der die kleine Ausſtellung erläutert, gibt auch
wertvolle Fingerweiſe für die weitere Ausſchmückung der Woh-
nung. Sie ſind wertvoll nicht nur für die Beſucher der Aus
ſtellung, ſondern für jedermann. Da heißt es: Die Fenſter-
bekleidung ſoll das Fenſter nicht zunageln. Je weniger vor
der Lichtöffnung hängt, deſto beſſer. Nur nicht vielerlei über-
einander hängen: Scheibengardinen, Stores, Rouleaux, Gar-
dine, Uebergardine! Jm Gegenteil: möglichſt mit einem Be-
hang auskommen! Das iſt billiger, hindert am Tage weniger
die Zufuhr von Licht und Luft und fängt weniger Staub.

Das gilt beſonders für das Schlafzimmer. Hier gibt es nur
ein Geſetz: das der Hygiene. Jeder unnütze Staubfänger iſt
zu vermeiden. Des Morgens ſoll die Sonne freien Zutritt
haben. Jn Krankheitsfällen dürfen die Bazillen keine über-
flüſſigen Lager- und Entwicklungsſtätten finden.

Es läßt ſich ſehr gut mit einem zurückziehbaren Vorhang, be
ſtehend aus zwei Schals und einem Lambrequin, und einer
Scheibengardine auskommen. Wenn aber durchaus die Seele
der Hausfrau ſich über die abgeſchaffte Gardine nicht tröſten
kann, ſo ſei ihr ausnahmsweiſe für das Schlafzimmer weißer
Mull geſtattet. Nur ſei darauf hingewieſen, daß Mull keines
wegs ſo dauerhaft iſt wie bedruckter Cretonne oder wie Leinen.
Und dann: bei einer Mullgardine bedarf es meiſt noch eines
Abendvorhanges. Die Fenſterbekleidung, die Tiſchdecke und der
e ſollen in das Zimmer ein wenig Farbe und Luſtigkeit

ringen.Der Teppich iſt kein Oelbild; Engel und Blumenſtilleben
haben nichts darauf zu ſuchen. Der Teppich iſt eine rhythmiſch
gegliederte Fläche und zugleich ein farbiger Effekt. Farben
wirken nur im Zuſammenklang. Es gibt eine Muſik der
Farben. Wie ſich ein Leierkaſten von einer Sinſonie-Kapelle
unterſcheidet, ſo unterſcheidet ſich ein Schundteppich von einem

guten. r 24Die Gewebe müſſen dazu dienen, Farbe und Freudigkeit in
die Wohnung zu bringen. Es gibt Menſchen, die vor der Farbe
eine große Angſt haben. Die ſollen nur einmal friſchen Mätt
aſſen. Die Farbe iſt ein trefflicher Lebenskamerad.
Alles Gerät muß benutzbar, bequem zu handhaben, leicht zu

reinigen ſein. Weder auf den Tellern noch auf dem Waſch
geſchirr bedarf es der Landſchaften oder Schnörkel. Nicht alle
Farben ſind ſchön. Es iſt mit außerordentlichen Schwierig-
keiten verknüpft, aus der Fülle deſſen, was die Jnduſtrie an
Wirtſchaftsgegenſtänden auf den Markt bringt, etwas wirklich
Brauchbares, in der Form Schönes und im Ausdruck Charakter
volles zu finden. Unter 100 Eßgeſchirren iſt oft nur ein ein
ziges brauchbar, und ehe man eine vernünftige Petroleum-
lampe findet, muß man ein ganzes Lager durchſuchen. Es iſt
ſelbſtverſtändlich, daß die meiſten Leute nicht Zeit genug haben,
ſolche Forſchungsreiſen zu unternehmen. Die Kommiſſion hat
es daher für richtig gehalten, ihrerſeits dieſe Arbeit zu leiſten
ſie hat verſucht, zu finden, was in beſtimmter Preislage als
relativ einwandsfrei empfohlen werden kann.

Ein Waſchgeſchirr ſoll zum Waſchen dienen. Die meiſten,
die einem angeboten werden, ſcheinen nur dazu da zu ſein, ihre
kindlichen Malereien vorzuführen. Dieſe Gemälde ſind über-
flüſſig. Es kommt darauf an, daß Krug und Schüſſel groß
genug ſind, beide ſich bequem anfaſſen laſſen und aus beiden
das Waſſer ſich gut ausgießen läßt.

Um durch Farbe das Leben der Wohnung zu bereichern und
die Wohnung heiterer und begehrenswerter zu machen, hänge
man einige Steindrucke an die Wände und ſtelle einige kera-
miſche Gefäße Blumenvaſen, Aſchenbecher, Obſtteller auf

des fiallischen Volksblaftes.

Plätze, wo ſie den Verkehr nicht hindern, das Auge aber er
freuen. Jm übrigen haben ſogenannte Nippesſachen, Albums
mit Muſik, rauchende Neger und dergleichen unſinnige Dingeaus Glas, Metall oder Steingut in Per Wohnung nichts zu
ſuchen. Es gibt aber einige gute W aus Porzellan oder
Steingut, die nicht teuer und doch ſchön ſind. Davon darf man
das eine oder das andere dulden. Bilder der Familie und ſolche,
die der Geſinnung der Bewohner ein Symbol ſein ſollen,
rahme man beſcheiden mit einer ſchmalen braunen, weißen oder
ſchwarzen Holzleiſte.

Daß auch die Beſchaffung eines ſolchen, nach künſtleriſchen
Geſichtspunkten gewählten Kleingeräts und Wohnungs ſchmuckes
nicht teurer iſt als der Kitſch, den man leider ſo häufig in un
ſeren Wohnungen findet, beweiſen die Preiſe jener Stücke, die
in der Ausſtellung ſelbſt Verwendung gefunden haben. Fenſter
und Türbehang nebſt allem Zubehör (Stangen, Arbeit uſw.)
koſtet z. B. da nur rund 25 Mk. für jedes Zimmer.
Es iſt ein großes Verdienſt der Berliner Gewerkſchaften und
jener Künſtlerkommiſſion „für vorbildliche Arbeiterwohnungen“,
mit ſolchen Ausſtellungen dem Arbeiter zur Hand zu gehen.
Gewiß iſt es eine Anleitung, die zunächſt und in erſter Linie
dem in dividuellen Wohl des Arbeiters und ſeiner Fa-
milie dient; aber indirekt dürfte ſie doch auch der Klaſſen-
bewegung Dienſte tun. „Die Arbeit, die wir gern leiſten
möchten“, heißt es im Vorwort des Katalogs mit Recht, „müßte
bekämpft werden, wenn es wahr wäre, daß perſönliches Wohlſein
den einzelnen ſtumpf mache, die Not der Brüder zu fühlen und
ſatt und feige den Kampf um die Befreiung des Menſchen zu
führen. Wir hätten kein Recht, den ſcheinbaren Ueberfluß einer
ſchön hergerichteten Wohnung zu pflegen, wenn darüber auch
nur für einen Augenblick die Elendsſtatiſtik derer, die zu
fünfen gepfercht, einen ſtickigen Raum übervölkern, vergeſſen
werden könnte. Das Gegenteil. iſt es, was wir wollen. Unſere
Propaganda ſoll nichts anderes ſein, als ein neuer Sporn, alle,
die bisher vom Guten und Schönen abſeits ſtehen mußten, vor
wärts zu treiben. Wir wollen nicht zur dumpfen Selbſtgenüg-
ſamkeit verleiten, wir wollen gerade umgekehrt das Begehren
anfachen, daß es ein unbedingtes, ſieghaftes Wollen werde:
Allen, mir und dir, gebührt dies Mindeſtmaß der Kultur! Wir
wollen nicht zufrieden machen, ſondern fordern d. Wer durch
ſeiner Hände Arbeit dahin kam, ſich ein behagliches Heim auf-
zubauen, der muß von da an nichts heißer, nichts rückſichtsloſer
erſtreben, auf das gleiche Glück bis in die verſteckteſten Winkel
ſeiner Umwelt verbreitet zu ſehen. Das wäre ein trauriger
Freund, der ſich geborgen wüßte und nicht deſto opferwilliger
die Weggenoſſen in den gleichen Hafen dringen ſehen möchte.
Die Arbeit, die ſcheinbar verweichlichende, die wir gern leiſten
möchten, ſoll den Heereszug des. Volkes nicht dämpfen. ſoll ihn
vielmehr noch anfachen helfen. Auf daß nicht eher Ruhe
werde, bis daß auch der letzte das Notwendige, das heute ſchein-
bar noch Ungewöhnliche, gewann.“

Ueber die Geſchichte der „Arbeitermöbel“ ſchreibt Fran z
Kißner in jenem Katalog. Auch ſeine Ausführungen ſind ſo
inſtruktiv, ſo zutreffend, daß ſie hier ihre Wiedergabe finden
mögen:

„Das Arbeitermöbel hat noch keine lange Geſchichte. Die Ar-
beiter früherer Zeiten waren in der Mehrzahl Geſellen, die im
Hauſe des Meiſters lebten und erſt mit dem Meiſterwerden an
die Gründung eines eigenen Haushalts denken konnten; oder
ſie waren Knechte, die wenig häusliche Anſprüche ſtellten. Die
Handwerksgeſellen verbrachten die meiſte Zeit des Tages in der
Werkſtatt, in der man allerdings das Haſten der heutigen Zeit
noch nicht kannte. Die Schlafſtatt war wohl in der Dach-
kammer; dort ſtanden roh gezimmerte Bettſtellen. Vielleicht
war auch ein Kaſten für Kleider vorhanden, ſonſt bildeten
Koffer oder Truhe die Univerſalmöbel. Wo es gut ging, gab
es noch eine beſondere Geſellenſtube; auch ihr war jeder Luxus
fremd. Die Mahlzeiten wurden in dieſer oder in des Meiſters
Stube eingenommen. Den Knechten in der Landwirtſchaft
ging's nicht beſſer. Wer heiratete, blieb in ſeiner Wohnungs-
einrichtung auf das Allernotdürftigſte, meiſt auf das Selbſt
gezimmerte beſchränkt. So ſah es bei den Hörigen aus. Jn
ſolcher mangelhaften und ärmlichen Häuslichkeit zeigte ſich
deutlich die wirtſchaftliche Abhängigkeit des Proletariats. Erſt
der eigentliche Lohnarbeiter ging ernſtlich daran, mit der
Löſung aus dem Familienverband des Meiſters ſich nicht nur
eine wirtſchaftliche, ſondern auch eine häusliche Selbſtändigkeit
zu ſperben, Freilich blieb dieſe lange genug noch recht
ärmlich.

So weiſen denn unſere Muſeen aus früheren Zeiten Möbel
reicher Bürger- und Bauernhäuſer auf, auch herrliche Einrich-
tungen aus Schlöſſern und Kirchen, aber keine typiſchen Ar-
beiterwohnungen. Die Ritter finden ihren Ausdruck in den
romaniſchen Burgen; die Kirche baut gotiſch; die Vornehmen
Jtaliens machen die Renaiſſance; die Höfe Frankreichs, die
maßgebenden Stellen für den guten Ton der Welt verbrauchen
den Barock und erfinden das Rokoko; der korſiſche Eroberer
befiehlt das Empire; das ſentimentale Bürgertum der deut-
ſchen Kleinſtädte begnügt ſich mit dem Biedermeier.

Die induſtrielle Entwicklung ließ auf allen Gebieten der
Formgeſtaltung den Einfluß der Kirche, des Adels und der
Höfe zurücktreten. An ihre Stelle trat belebend der zu Geld
gelommene Bürger, der ſeinen Reichtum nun auch zeigen wollte
r eBatt auf die reichen Formen der Renaiſſance zurück
griff.Der typiſche Lohnarbeiter von heute, der wohl weiß, daß er
ſeine Tage als Arbeiter beenden muß und darum nach einer
menſchenwürdigen Geſtaltung ſeines „Arbeiter“daſeins trachtet,
iſt erſt ein Kind des vorigen Jahrhunderts. Auf die Produk-tion konnte er erſt einen Einfluß gewinnen zu der Zeit, als
ſeine Bedeutung als Konſument offenbar wurde. Heute arbeit
ein großer Teil der Betriebe allein für die Bedürfniſſe der
Lohnarbeiter.

Jn der Wohnungseinrichtung folgte die Arbeiterſchaft zu-
nächſt dem Beiſpiel des reichgewordenen Bürgers. Hatte ſchon
dieſer aus den Paläſten meiſt nur die Form, aber nicht den-
Jnhalt ſich zum Muſter genommen, ſo ſuchte man hier in bil-
liger Jmitation nachzumachen, was dort vielleicht in guter Ar
beit, wertvollen Stoffen und edlen Hölzern vertreten war. So
entſtand denn jene typiſche Wohnungseinrichtung, deren un-
echte Hölzer (Eiche durch Anſtrich), deren aus Gips oder Holz-
ſpänen gepreßte Schnitzereiarbeiten einen Reichtum vortäuſchen
wollen und doch nicht können. So kamen auch jene Möbel-
formen in die kleine Wohnung, die nur in einer Flucht von
fünf Zimmern ihre volle Berechtigung fänden.

So erklärte es ſich, daß die überkommenen Wohnungseinrich-
tungen den heutigen Bedürfniſſen des Lohnarbeiters vielfach
nicht entſprechen. Der beſte Beweis dafür iſt ja die „Gute
Stube“, die brach liegt, weil ſie eben das Benutzen „nicht ver-
trägt“.

Jnzwiſchen iſt es mit der Wohnungseinrichtung des Bürgers
vorangegangen. Seit nunmehr fünfzehn Jahren wirkt eine
Bewegung, die auf den Erſatz der reichen hiſtoriſchen Formen
durch zweckmäßige und gute Sachlichkeit hinzielt, auf eine Sach-
lichkeit, die zugleich der Sprache unſerer Zeit beredten Ausdruck
verleihen wollte. Mit dem ſozialen Aufſtieg, den die Arbeiter-
ſchaft dank ihrer Organiſation nahm, ſtiegen ihre Lebens-
anſprüche, und immer mehr muß die Produktion darauf Rück-
ſicht nehmen. Auch hier macht ſich bei den Fortgeſchritteneren
das Beſtreben geltend ſtatt des prunkvollen „Billig und Schlecht“
das „Zweckmäßig und Gut“ zu ſetzen. Dieſen Bedürfniſſen der
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breiten Maſſe kann ſich die Produktion nicht dauernd ablehnend
egenüberſtellen. Wo man Qualitätsarbeit fordert, wird man
ie bieten müſſen. Schon befaſſen ſich Ausſtellungen, die früher
nur das für dieſe Kreiſe Unbezahlbare zeigten, mit dieſer
Frage. Bereits auf der Düſſeldorfer Ausſtellung 1902 gab es
eingereichte Arbeiterhäuſer zu ſehen, doch waren die Möbel bei
weitem noch zu teuer. Nicht beſſer ging es auf der Vauaus-
ſtellung 1908 in Stuttgart, wo man nebenbei zumeiſt den „Ar-
beiter“ in klobigen Formen zum Ausdruck brachte. Glücklicher
waren einige andere Verſuche, die ſich anſchloſſen. Der ge-
lungenſte iſt indeſſen ſicherlich der im Berliner Gewertſchafts
haus gebotene.

Wie der Name „Arbeiter“ heute zu einem Ehrentitel ge-
worden iſt, den Tauſende mit Stolz tragen, ſo iſt es auch mit
der Bezeichnung „Arbeitermöbel“, unter der man ſehr gut die
ehrlichen und charaktervollen Einrichtungen aller kleinen Woh-
nungen zuſammenfaſſen kann. Denn es beſchränkt dieſer Ein-
richtungstyp ſeine Zweckmäßigkeit keineswegs allein auf die
reine Lohnarbeiterſchaft; bald wird er maßgebend werden für
diejenige Schicht der Bevölkerung, die unter gleichen oder ähn-gen ſoaialen Verhältniſſen lebt. Und das wird ein Symbol

ein.“

n ſchlimmen Händen. War
Roman von Srich Schlaikjer.

Die beiden Schweſtern hatten auch in einem Hotel begonnen;
e Engelbrecht hielt das für das beſte, weil da immer eine
Anzahl von Mannsbildern beiſammen war. Die lange Marie
aber war bereits nach wenigen Monaten hinausgeflogen, weil
ſie ſich ſo hl mit dem ganzen männlichen Perſonal ein
gelaſſen hatte. Nicht einmal einen kleinen, blaſſen Kellner-
lehrling hatte ſie verſchont, der nun in einem Anfall mora-
liſcher Entrüſtung mit hinausgeworfen wurde. Ganz frei
war nur der Hausknecht ausgegangen; der Hammel war in
dieſem Punkte zu dumm geweſen. Die Schwarze hatte ſich im
Hotel zwar ſtill verhalten, eine brennende Sehnſucht aber war
immer in ihr geweſen, eine Sehnſucht nach den verſchwiegenen
Wirtshäuſern unten am Hafen, wo blaue und rote Laternen
den Seefahrern farbige Stunden verhießen. Sie hatte zwar
ordnungsmäßig ihre Entlaſſung genommen, aber ſie hatte ſich
bald am Orte ihrer Sehnſucht befunden. Dagmar hatte es
ſchon darum anders anfangen müſſen, weil ihr zunächſt keine
Reize zur Verfügung ſtanden. Da ſie den hellen Verſtand der
Mutter geerbt hatte, begriff ſie bald, was ſie zu tun und zu
laſſen hatte. Sie war blitzſauber, fleißig und pünktlich ge-
weſen; im beſonderen die Frau des Hauſes war außerordent-
lich mit ihr zufrieden. Dann hatte ſie ſich entwickelt; mit
dem Zigeunerblute der Engelbrechts war auch ihre lachende
brünette Schönheit zum Vorſchein gekommen, und der Beſitzer
des Hotels hatte ſie nun in die Gaſtſtube heruntergenommen
und hinter das Büfett geſtellt. Hier aber nahm eine Zeit des
Glanzes für ſie den Anfang.

Das Haus war alt und angeſehen, der Hotelier war ein
reicher Mann und die Gäſte waren Reeder, Kapitäne, Makler
und was ſonſt mit der Schiffahrt zuſammenhing. Eine ſolide,
norddeutſche Wohlhabenheit lag über dem Ganzen Dagmar
fühlte ſich hier zum erſtenmal ſo friſch und geſund wie ein
Fiſch im Waſſer. Jn wenigen Tagen hatte ſie alle Schwächen
und alle Separatwünſche der Gäſte erſpäht, in wenigen Tagen
hatten ihre braunen Augen alle Herzen erobert, in wenigen
Tagen war ſie die lachende Sonne dieſer alten Gaſtſtube ge
worden. Wenn ſie am Vormittag mit flinken Händen den
ſchäumenden Bierkrug auf den Tiſch ſtellte, wenn ſie jedem un-
aufgefordert den kleinen, pikanten Jmbiß brachte, wenn ſie
heller blitzte und blinkte, als ſelbſt die geſchliffenen Portwein-
gläſer, in denen die Morgenſonne ſpielte, dann war allen wohl
und in Dagmars Augen lachte eine ſiegreiche, fröhliche Zu-
kunft. Die Gäſte wetteiferten um einen freundlichen Blick und
der Beſitzer behandelte ſie wie ein verwöhntes Kind. Ein
Regen von Geſchenken aller Art ging auf ſie nieder; wenn die
Familie im September nach dem Süden reiſte, fuhr Dagmar
in Kupee 2. Klaſſe mit; Theaterabende, Konzerte und Tanzver
gnügungen wurden im Winter ihrer lebensluſtigen Jugend
bereitwilligſt zu Füßen gelegt; im Sommer wurde ſie auf vier
Wochen in einen Badeort der Kieler Bucht geſchickt, und es kam
ſo leicht kein Kapitän von der überſeeiſchen Fahrt nach Hauſe,
der nicht in einem Winkel ſeines Wandſchrankes etwas hatte,
auf dem in unſichtbaren Zügen der Name Dagmars geſchrie
ben ſtand; und gewöhnlich war es gerade das, das er wie den
Stern ſeines Auges bewachte. Alle Welt gönnte ihr das Glück,
zu dem die Natur ſie erſchaffen hatte, und alle Welt wäre be
fremdet geweſen, wenn der Hotelier ſich anders verhalten hätte.
Er kam ohnehin auf ſeine Koſten. Dagmar war ein geſchäft
liches Kapital, das reichlich die Zinſen lohnte.

Als ſie nun doch das Haus verließ, ſchrieb der Beſitzer ihr
ein Zeugnis, wie er in ſeinem Leben noch keins geſchrieben
hatte. Mit ſtaunendem Entſetzen nahm Frau Engelbrecht
dieſes Zeugnis in die Hand. Jn dem Zeugnis der langen
Marie hatte kurz und bündig geſtanden, daß ſie „wegen
Schweinereien“ hinausgeworfen worden war. Das war in
Gottes Namen doch etwas, das man verſtehen konnte; man
wußte, woran man war, wenn man dieſes Zeugnis in der
Hand hatte. Aber fleißig und zuverläſſig und ſolide und all-
gemein geachtet und Kind im Hauſe, ja, war ſo etwas denn
überhaupt noch möglich? War die Welt eine ganz andere ge-
worden dort unten in der Großſtadt? Brach eine neue Zeit
mit Dagmar an? Dagmar aber lachte; ſie behandelte das
eng ſo nonchalant, als wenn es eine ſelbſtverſtändliche

uldigung geweſen wäre.
Der warme Juni hatte eine frühe Badeſaiſon gebracht. Die

Sonne ſchien ſo mild und verlockend und vor allen Dingen ſo
andauernd, daß bereits in der erſten Hälfte des Monats das
Sommerleben in ſeiner ganzen Schönheit erwacht war. Die
wenigen Badegäſte, denen die ſchöne Umgebung bekannt gewor-
den war, kamen freilich erſt mit den großen Ferien, im Städt-
chen ſelber aber genoß man die Luſt der blauen Tage bereits
in vollen Zügen. Die Damen der beſſeren und beſten Familien
pflegten um 11 Uhr in der Badeanſtalt zu erſcheinen dann
war es warm und die blaue Oſtſee lud förmlich zum Baden
ein. Nach dem Bad wurde ein kleiner Spaziergang gemacht,
und mit dem Appetit der Seeluft ging man dann ans Mittag-
eſſen. Auch ſonſt hatte die Zeit einen Vorzug, den man nicht
von der Hand zu weiſen brauchte. Um 11 Uhr ſtanden überall
die Bürgerfrauen über den heißen Kochtöpfen, um das Mittag-
eſſen zu bereiten, das in dem Leben der kleinen Stadt eine ſo
große Rolle ſpielte. Es war ein beſonderer Genuß, gerade
um dieſe Zeit in einem leichten und ſommerlichen Koſtüm dem
friſchen Bade entgegen zu wandern.

Unten auf der Veranda des Dampfſchiff-Pavillons ſaß Axel
Halvorſen mit einer kleinen Herrengeſellſchaft. Es war eine
ſtillſchweigende Uebereinkunft, daß um dieſe Zeit von den
Herren niemand ein Bad nahm. Den Blick auf das ſtrahlende
Blau des Meeres aber wollte man doch genießen, und ſo war
hier das Sommerquartier für den Frühſchoppen entſtanden.
Am Eingang der Veranda ſtand der Wirt. Er lehnte ſich be
quem an das Geländer und blinzelte träge über die See hin-
aus. Er mußte bereits in aller Herrgotts Frühe den erſten
Dampfer abfertigen und war im allgemeinen gegen Mittag



etwas müde, beſonders an einem fo warmen, fonnigen nd

einſchläfernden Tage.
„Hallo,“ ſagte er dann aber plötzlich und gab ſeiner Müdig-
keit einen Ruck, „da haben wir ja die ſchöne Dagmar“ und
im Nu flogen alle Blicke intereſſiert zu der friſchen, ſommer-
lichen Geſtalt hinüber. Dagmar ſchritt unbekümmert wie
immer die Mole hinaus. Eine friſche Briſe kam ihr entgegen
und zeigte mit gefälliger Deutlichkeit die Linien ihres jugend-
lichen Körpers. Der Gerichtsſekretär, der an einem Neben-
tiſch allein ſaß, bemerkte plötzlich, daß ſie in der einen Hand
ein kleines Päckchen trug; die Aufmerkſamkeit war ſonſt all-

emein auf die andere gerichtet, mit der ſie im Kampf gegen
en loſen Wind ihren Strohhut feſthalten mußte.
„„Sie wird doch nicht“ kam es laut und entſetzt von ſeinen

Lippen. Sie wird doch nicht baden wollen. hatte er in einem
unbewachten Augenblick mit jähem Schreck gedacht. So ſchnell
ihm aber der Gedanke gekommen war, ſo ſchnell brach er ihn
auch wieder ab; er fühlte ſich bereits exponiert. weil er ihn zu
denken gewagt hatte.

Axel Halvorſen aber, der ſicher und in friſcher Eleganz beim
Frühſchoppen den Vorſitz führte hatte den Gedankengang trotz-
dem verſtanden. Er ſah ſehr weltmänniſch überlegen aus, als
er nun zu dem unglücklichen Sekretär hinüberrief: „Nicht
wahr, Herr Sekretär, es geſchehen Zeichen und Wunder. Das
junge Volk geht in die Großſtadt und kommt wie ausgewechſelt
zurück. Die Spießbürger aber bleiben hier und werden ſo
trocken wie die Zwetſchen im Sack beim Krämer.“

Der Gerichtsſekretär kroch merklich in ſich zuſammen und be-
ſchloß im ſtillen, der neuen Dagmarpartei beizutreten, die
ſich im Städtchen gebildet hatte und mit der Schönheit Dag-
mars einen förmlichen Kultus trieb. Wer aber konnte auch
wiſſen. daß die Dinge ſo kommen ſollten? Freigeiſter und
Demokraten hatten ſich bis jetzt der neuen Partei angeſchloſſen
oder ſkeptiſche Outsſider, wie der Zahnarzt. der immer ſeine
eigenen Wege ging; von den Beamten war niemand beige-
treten es ſei denn, daß man auf den neuen Referendar
Weſtphal rechnen wollte, aber der war ohnehin aus Berlin,
und ſo nahm ihm niemand etwas übel. Zum erſtenmal in
ſeinem Leben hatte er die richtige Partei verfehlt: der Schaden
aber ſollte noch im Laufe des Nachmittags ausgebeſſert werden.

(Fortſetzung folgt.)

Kleines Feuilleton
Unterſee-Vulkane.

Seebeben ſind viel häufiger, als man im großen Publikum
anzunehmen geneigt iſt, und die durch ſie erzeugten Flutwellen
ſind ſicher ſchuld an dem Untergange ſo manchen verſchollenen
Schiffes. Nicht immer werden ſolche Se vulkaniſcher
Natur ſein, man wird 7 nur dann vom Ausbruche eines
Unterſee-Vulkanes reden dürfen, wenn ſich eine Erhitzung des
Waſſers nachweiſen läßt. Solcher Fälle ſind aber auch aus
neuerer Zeit viele berichtet. So erzählt Kapitän Short,
daß im äquatorialen Teile des Atlantiſchen Ozeans ſein Schiff
plötzlich zitterte, ſo daß der Wachthabende ausrief, es ſei auf
ein Riff aufgefahren. Trotz der guten Briſe gehorchte das
ſchiff nicht dem Steuer. Zugleich ſah man, wie das Waſſer

ringsum kochte und in einiger Entfernung ein dicker Dampf-
ſtrahl aus dem Waſſer ſtieg. Man lotete, von einem Riff war
nicht die Rede, denn bei 220 Meter fand ſich noch kein Grund,
aber Lot und Leine waren beim Heraufgziehen brühheiß. Aehn-
liches paſſierte dem Segler Frang 1880 in der Weſtindiſchen
See an einem ſchönen, windſtillen Tage. Unangenehmer noch
war das Erlebnis, daß am 17. März 1860 mit Golden Age
Kapitän Watkins hatte. Es war in der Nähe der mexikani-
ſchen Küſte. Während das Meer ringsherum vollkommen
ruhig war, entſtanden plötzlich drei ungeheure Wogen, kamen
auf das Fahrzeug zu und hüllten es zur Hälfte ein, over-
ſchwanden aber ſofort wieder, und das Meer war alsbald voll
kommen ruhig. Ein anderes Schiff, The Marces, ſchien ge
radezu über die Ausbruchsſtelle eines Unterſee-Vulkanes ge-
raten zu ſein. Am 13. Oktober 1892 hörte man ein unter-
ſeeiſches Geräuſch. Es verftärkte ſich allmählich, bis es be-
täubend wurde. Die Wogen erhoben ſich bergehoch, der Wind
blies aus allen Himmelsrichtungen, ſo daß man die Gewalt
über das Schiff verlor. Eine Viertelſtunde wurde es in dem
heißen, wogenden Waſſer umhergeworfen, dann erſt begann
ſich das Meer zu beruhigen.

Die Hungerkur.
Daß Hungern nicht nur ſchädlich, ſondern auch nützlich ſein

kann, iſt eine Tatſache, die die Aerzte mehr und mehr erkannt
haben, und die Zahl derer, die ſich heute aus hygieniſchen
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en Hungerkur? Mit dieſer Frage hat ſich ein amerikan
Arzt Dr. Sergius Morgulis experimentell beſchäftigt und
kommt im American Naturaliſt zu dem Reſultat, daß die
ſtrenge und konſequente Speiſeenthaltung die heilſame Form
darſtellt, während kurze Perioden von Unterernährung, wie ſie
47 empfohlen werden, den Körper ſchwer ſchädigen.

ls Verſuchstiere benutzte Dr. Morgulis Salamander. Wenn
er die Tiere erſt gut ernährte, ihnen dann zu eſſen
gab, darauf wieder zur normalen Fütterung überging und
dann eine neue Periode der Unterernährung eintreten a ſo
ſtellte er feſt, daß ſie im Wachstum zurückblieben und kraftlos
wurden. Bei einer ſtreng durchgeführten Speiſeentziehung,
der dann eine geſteigerte Nahrungszufuhr folgte, zeigte ſich
nun eine ganz andere Wirkung. Der Organismus wurde
wohl erſchöpft, aber ſolange jene fortgeſchrittenen Stadien des
Hungers vermieden waren, durch die ein allgemeiner Verfall
eintritt, waren die Folgen des ſtrengen Hungerns nachher
außerordentlich günſtige. Die Entziehung hatte einen kräfti-
genden Einfluß auf die Organe, der ſeine Parallele nur in
dem Wachstum des Embryo findet. Die zeitweilige Ruhe der
Verdauungsorgane mag viel zu der ſpäteren geſteigerten Tätig-
keit beitragen der Hauptgrund für die Wiederbelebung und
Verjüngung des Organismus, die danach eintrat, liegt aber
in dem geſteigerten Bedürfnis der Zellen nach Nahrung.
Jedenfalls erwies ſich eine periodiſch wiederholte Hungerkur
viel ſchädlicher für den Organismus als ein ſtrenges Hungern.
dem reichliche Nahrungszufuhr folgte.

Humor und Satire.
Sein Vogel. Neulich gab ein Profeſſor in Oberprima Reli-

gionsſtunde. Dabei kam er auch auf Kant zu ſprechen, und
um den Schülern klar zu machen, wie ſich Kant zur Welt der
Erſcheinungen ſtelle, brachte er folgenden Satz vor:

„Jch kann, nach Kant, nicht ſagen: „Der Baum blüht
draußen im Garten,“ ſondern höchſtens: „Der Baum blüht in
meinem Gehirn!“ Jch kann auch nicht ſagen: „Der Vogel
ſingt draußen auf dem Baume,“ ſondern ich kann höchſtens
ſagen: „Der Vogel ſingt in meinem Gehirn!“ (Jugend.)

S S Sozialdemokratie und Kirche.
Zum Austritt aus der Kirche.

Zu dem Artikel des Genoſſen Peus, den wir neulich hier
veröffentlichten, ſchreibt unſer Parteiblatt in Stettin:

Was iſt zu der dringenden Aufforderung zum Austritt aus
der Kirche vom ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus zu ſagen

Der Programmſatz: „Erklärung der Religion zur Privat
ſache“ iſt eine ſozialdemokratiſche Forderung an den Staat, er
ſpricht aus, wie das Verhältnis des Staates zur Kirche nach
ſozialdemotratiſcher Auffaſſung geordnet werden ſoll. Wenn
verlangt wird, daß die Religion Privatſache ſein ſoll, ſo iſt da
mit geſagt, daß ſie nicht Staatsſache ſein darf, daß der Staat
den verſchiedenen Religionsgeſeillſchaftet und religiöſen Be-
ſtrebungen mit vollkommenſter Neutralität gegenüberzuſtehen
hat. Keineswegs iſt aber damit ausgeſprochen, daß es einem
Sozialdemokraten verboten ſein ſoll, ſeine Meinung in reli-
giöſen Fragen offen zu äußern.
Ueber die Stellung der Sozialdemokratie zu religiöſen

Fragen ſagt das Programm mit Recht gar nichts. Denn die
Sozialdemokratie iſt keine religiöſe oder antireligiöſe Richtung,
ſie iſt eine politiſche Partei, und es iſt nicht ihr Beruf, über
Dinge, die außerhalb der ſinnlich unfaßbaren Welt liegen,
etwas auszuſagen. Sie beſchäftigt ſich wie übrigens die an-
deren Parteien auch lediglich mit Angelegenheiten dieſer
Erde. Ueber anderes mag jeder denken wie er will, das geht
die Partei als ſolche nichts an. Kommt er durch Anerkennung
des ſozialdemokratiſchen Programms mit ſeiner Kirche in Kon-
flikt, ſo iſt es ſeine eigene Sache, ſich darin zurecht zu finden.
Das Organiſationsſtatut bezeichnet als parteizugehörig „jede
Perſon, die ſich zu den ſozialdemokratiſchen Grundſätzen be
kennt“. Wer ſich zu ſozialdemokratiſchen Grundſätzen bekennt

zu demokratiſcher Freiheit, ſozialiſtiſcher Wirtſchaftsord-
nung, Neutralität des Staates in religiöſen Dingen der
mag auf kirchlichem Gebiete glauben oder nicht glauben, was
er mag. Die Partei hat ſich darum nicht zu kümmern.

Wenn ein einzelner Parteigenoſſe freidenkeriſche Anſichten
äußert, ſo kann ein anders geſinnter Parteigenoſſe ihm er-
widern, der eine hat ebenſo gut das Recht, ſeine Meinung zu
ſagen, wie der andere. Und wenn der eine zum Austritt aus
der Landeskirche auffordert, ſo kann der andere ihm die Gründe
auseinanderſetzen, warum er dieſer Parole nicht folgen will.
Der größte Teil der ſozialdemokratiſch Organiſierten gehört
zurzeit der Kirche an (ob er kirchengläubig iſt, iſt freilich eine
andere Frage), aber nie ſind einem Sozialdemokraten wegen
ſeines Verhältniſſes zur Kirche von ſeiten der Partei irgend
welche Ungelegenheiten bereitet worden.

Daraus ergibt ſich, wie ungerecht die Vorwürfe der Gegner
ſind, daß die Sozialdemokratie ihren Grundſatz: „Religion iſt
Privatſache“, verletzt, indem ſie freidenkeriſch geſinnten Ge-
noſſen ihre Meinung und Redefreiheit läßt.

Allerdings iſt das ſchwierige Problem mit dieſer Feſtſtellung
noch nicht erledigt. Man kann nicht an der Tatſache vorüber-
gehen, daß heute Ungezählte mit der Kirche äußerlich noch ver-
bunden ſind, obgleich das innere Band der Ueberzeugung längſt
zerriſſen iſt. Das gilt nicht nur für die Arbeiterklaſſe und für
die Sozialdemokratie, es gilt für alle Klaſſen und alle Par-
teien. Und daraus ergibt ſich eine Frage, die weniger auf dem
Gebiete der Politik, als auf dem der Moral liegt, die Frage
nämlich, ob es recht und richtig iſt, äußerlich einer Gemein-
ſchaft anzugehören, deren Ueberzeugung man nicht mehr teilt.

Dieſe Frage wird nun verſchiedene Beantwortung finden
nicht nach der parteipolitiſchen Zugehörigkeit, ſondern nach dem
verſchiedenen Grade der Duldſamkeit, den man in ſo verwickel-
ten, ſittlichen Angelegenheiten betätigen mag. Daß der Heuch-
ler, der ſeiner Kariere willen ihm fremde religiöſe Ge-
ſinnungen zur Schau trägt, die ſchärfſte Brandmarkung ver-
dient, darüber dürfte kein Streit ſein. Ob es recht iſt, mit
Rückſicht auf die Gefühle und das Wohlergehen naher Ange-
höriger von der offenen Bekundung ſeiner religiöſen oder anti-
religiöſen Ueberzeugung abzuſtehen, wird von Fall zu Fall
und nicht immer leicht zu entſcheiden ſein. Schließlich wird
einer verfolgten und unterdrückten Religionsgenoſſenſchaft auch
ein ungläubig Gewordener aus ſehr ehrenhaften Gründen
weiter angehören können.

Eine Partei, die wie die Sozialdemokratie den Charakter
und die Ueberzeugungstreue ſchätzt, muß ihrer Natur nach ge-
neigt ſein, in dieſer wie in anderen ſittlichen Fragen ſtreng zu
urteilen. Und darum darf wohl als allgemeine ſozialdemo-
kratiſche Auffaſſung der Satz ausgeſprochen werden, daß in
die Kirche nicht hineingehört, wer ihre Lehre
nicht mehr glaubt. Da aber die Partei von ihren Ange-
hörigen kein Bekenntnis darüber verlangt, was ſie glauben
oder nicht glauben, kann ſie ſelbſtverſtändlich ihren einzelnen
Mitgliedern nicht vorſchreiben, ob ſie in der Kirche zu ver
bleiben oder aus ihr auszutreten haben.

Die Aufforderung: „Heraus aus der Kirche, wer nicht mehr
in ſie hincingehört!“, wird von den kirch ichen Machtpolitikern
ungern vernommen, und darum ſucht man ihr einen religions-
feindlichen Sinn unterzuſchieben, den ſie nicht hat. Der
Kirche als idealer Religionsgemeinſchaft kann an der äußeren
Erhaltung verlorener Glieder nichts liegen, ſie muß ſelber
von idealem Standpunkt aus die reinliche Scheidung wünſchen.
Wollte ſie dagegen den Standpunkt vertreten: „Sie mögen
glauben oder nicht wenn ſie nur ihre Kirchenſteuern zahlen“,

ſo würde ſie viel materialiſtiſcher handeln als die Sozial
demokratie, die von ihren Mitgliedern vor allen Dingen die
Friſtege Zugehörigkeit durch gemeinſame Ueberzeugung ver-
angt.
Die Aufforderung zum Austritt aus der Landeskirke ent

hält alſo nichts Religionsfeindliches, auch Geiſtliche haben die
Auffaſſung, daß der Ungläubige der Kirche am beſten den
Rücken kehre, für durchaus berechtigt erklärt. Die nicht kirch-
lich geſinnten Bevölkerungselemente haben aber andererſeits
auch ein Recht auf Erxiſtenz außerhalb der Kirche und auf
volle ſtaatliche Gleichberechtigung. Für dieſe bisher nicht
anerkannte Gleichberechtigung tritt die Sozialdemokratie in
richtiger Anwendung ihres Grundſatzes Religion iſt Privat
ſache“ mit Entſchiedenheit ein. Und dies iſt es wohl, was man
ihr auf der andern Seite am allermeiſten verübelt.

Was koſtet und was leiſtet die Kirche
Bei der Beratung des Wehrbeitrags im Reichstag ſtand die

Frage zur lebhaften Debatte, ob nicht das Kirchenvermögen
mitherangezogen werden ſollte, wenigſtens ſoweit es nicht
Wohlfahrtszwecken dient. Es ſtellte ſich dabei heraus daß über
die Vermögensverhältniſſe der Kirchen grö te Unklarheit
herrſcht. Man ſchätzte das Vermögen der Kirche in Deutſch
land auf eine Milliarde, aber wenn man erfährt daß nach der
Statiſtik des Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamtes in Bayern
allein 719 Millionen für Kulturſtiftungen feſtgelegt ſind (ohne
469 Millionen Wohltätigkeitsſtiftungew! ſo ſieht man daß
man ebenſogut 3 Milliarden ſchreiben kann. Von dieſen
719 Millionen in Bayern entfallen auf Kirchenſtiftungen 481,6;
auf Pfründenſtiftungen 237,4 Millionen. Auf die einzelnen
Konfeſſionen verteilen ſich die Kulturſtiftungen in Bayern wie
folgt: Katholiſche 599 914,000, evangeliſche 115 586 000, iſraeli-
tiſche 67 000 Mk., ſimultane 3 477 000 Mk. Wenn über das Ge
ſamtvermögen der Kirchen in Deutſchland keine Klarheit
herrſcht, ſo liegt der Grund dafür nach der umfaſſendſten Arbeit
auf dieſem Gebiete von Dr. Adolf Fellmeht Das kirchliche
Finanzweſen in Deutſchland Karlsruhe 1910) im „Mangel
einer eingehenden Statiſtik; Anſätze zu einer ſolchen ſind erſt
aus der neueſten Zeit zu begrüßen Eine Statiſtik des
Kirchenvermögens für Deutſchland fehlt noch gänzlich wie mir
auf eine Anfrage von dem Hgl. riſ Statiſt. Amt beſtätigt
iſt. Hier wirkt eine allerdings hiſtoriſch unſchwer zu erklärende
Scheu vor der öffentlichen Preisgabe der Verhältniſſe entgegen,
die namentlich und nicht mit Unrecht der katholiſchen Kirche
nachgeſagt wird

Dieſe Unklarheit geht ſogar ſoweit, wie Otto LehmannRuß-
büldt, der Sekretär des Komitees Konfeſſionslos in einem Ar-
tikel des 1. Septemberheftes der Frankfurter Halbmonatsſchrift
Das freie Wort nachweiſt, daß nicht einmal über die aus
r Mitteln aufgebrachten Kirchenſteuern Rechnung ge
legt wird.

Bis 1909 war ſogar nichts darüber bekannt, wieviel Kirchen
ſteuern überhaupt in Deutſchland aufgebracht werden. Anläßlich
der Reichsfinanzreform veranſtaltete die Reichsregierung eine
Rundfrage an alle Kirchengemeinden, deren Ergebnis die Feſt
ſtellung einer Summe von 65 239 923 Mk. für 1907 war. Bei
gleicher prozentualer Steigerung der Kirchenſteuer, die in
Preußen in einem beſtimmten Verhältnis zur Einkommenſteuer
ſteht, würden 1913 in ganz Deutſchland 112 Millionen an die
Kirchen geſteuert werden. Die Reichsſtatiſtik bemerkt aber aus
drücklich, daß ſie auf die Erkundung der Naturalabgaben ſowie
Einkünfte aus dem Kirchenvermögen verzichten mirßte, es kämen
außerdem in ſehr erheblichem Maße freiwillige Beiträge in
Betracht, die Geſamteinnahmen der Kirchen wären vielmehr
erheblich höher, jedoch ließe ſich ihre Summe nicht einmal
ſchätzungsweiſe angeben!

Das Kirchenregiment legt nicht einmal öffentlich Rechnung
über die Verwendung der Staatszuſchüſſe, die in Preußen allein
10 Millionen betragen. Der Herausgeber des Kirchlichen
Jahrbuchs ſchreibt hierzu Seite 378: „Wie beides (Steuerſoll
und landeskirchliche Fonds) ſich zueinander verhält, kännen
wir leider nicht rechwungsmäßig darlegen, da Vervöffent-
lichungen über die Verwendung der aus landeskirchlichen Fonds
geleiſteten Zuſchüſſe wicht vorliegen. Lehmann-Rußbüldt weiſt
darauf hin, daß die beſcheidenſte Aktiengeſellſchaft über die
Verwendung privater Kapitalien öffentlich Rechnung legen
muß, während von kirchlicher Seite ſelbſt anerkannt wird, daß
die Kirche über die Verwendung öffentlicher Mittel keine Rech
nung legt. Der erwähnte Artikel unterſucht weiter die
kulturellen und ſozialen Leiſtungen der Kirche und kommt zu
dem Reſultat, daß dieſe in keinem Verhältnis zu den Auf
wendungen ſtehen. Nach dem Statiſt. Jahrbuch der Stadt Ber
lin, herausgegeben von Prof. Silbergleit, überwiegen in Berlin
weitaus die Wohlfahrtsvereine, die allgemeiner Humanität ent
ſproſſen ſind, über die ſpezifiſch konfeſſionellen Vereine, Der
größte chriſtliche Verein für GroßBerlin unterhält (Stand von
1910) für unentgeltliche Hauspflege nur 135 Diakoniſſinnen,
während 244 evangeliſche Geiſtliche amtieren.

Aus allem geht hervor, daß die Kirche mit Wiſſen und Willen
des Staates eine bevorrechtigte Stellung einnimmt, weil ſie
eine Stütze des Staates iſt. Wenn die milliardenreiche
Kirche ihre Mittel wirklich in erſter Linie für Wohlfahrtszwecke
verbraucht warum dient ſie nicht offen mit Abrechnungen. Sie

könnte doch dann nur ehrenvoll abſchneiden. Daß die Kirche
Geheimniskrämerei vorzieht, iſt ein ſchlechtes Zeichen

r ſie.

Aus Bebel: Chriſtentum und Sozialismus.
Die Religion der Liebe, die chriſtliche, iſt ſeit mehr als

18 Jahrhunderten gegen alle Andersdenkende eine Religion des
Haſſes, der Verfolgung, der Unterdrückung g.
weſen. Keine Religion der Welt hat der Menſchheit mehr Blut
und Tränen gekoſtet wie die chriſtliche, keine hat mehr zu Ver
brechen der ſcheußlichſten Art Veranlaſſung gegeben, und wenn
es ſich um Krieg und Maſſenmord handelt, ſind die Prieſter
aller chriſtlichen Konfeſſionen noch heute beveit, ihren Segen zu
geben und hebt die Prieſterſchaft der einen Nation gegen die
feindlich ihr gegenüberſtehende Nation flehend die Hände um
Vernichtung des Gegners zu einem und demſelben Gott, dem
Gott der Liebe, empor. Wenn heute die Kirche in dem
früheren Maße nicht mehr unterdrückt, dann ſind nicht die
Prieſter und die Diener der Kirche daran ſchuld, ſondern der
allgemeine menſchliche Fortſchritt, der trotz Prieſter und
Kirche und gegen Prieſter und Kirche erkämpft worden iſt.

Die eifrigſten Gläubigen haben aber, wenn ſie auch glaubten
Gutes zu tun, am meiſten der Menſchheit geſchadet,
denn ſie haoen jedes Rütteln an den Dogmen als Ketzerei, jedes
Bezweifeln der Grundlagen der Religion als Kardinalver
brechen angeſehen und mit Feuer und Schwert dagegen gewütet.
Die Kreuzzüge, die zahlloſen Religionsverfolgungen, die Jn
uiſition, die Judenverfolgungen, die Hexenprozeſſe, in denen
underttauſende von Menſchen dem blinden hn geopfert

wurden, ſind von fanatiſchen Prieſtern hervorgerufen und ge
ſchürt, von den klugen und kaltblütigen unter ihnen für Aus
breitung der Macht der Kirche die ihre Macht war und
nicht ſelten des Raubes wegen unterſtützt worden. Das
Chriſtentum iſt freiheits- und kulturfeindlich. Durch ſeine
Lehre vom paſſiven Gehorſam gen die „von Gott eingeſetzte“
Obrigkeit, ſein Predigen zur Duldung und Ergebung im
Leiden verknüpft mit dem Hinweis, daß für alle Beſchwerden
hienieden die Seligkeit im jenſeitigen Leben entſchädigen werde,
hat es die Menſchheit von ihrem Zwecke, ſich nach allen Rich-
tungen zu vervollkommnen, nach ihrer höchſten Entwicklung zu
ſtreben und der gewonnenen Güter ſich zu freuen und ſie zu ge
nießen, abgezogen. Es hat die Menſchheit in der Knechtſchaft
und Unterdrückung gehalten und iſt bis auf den heutigen Tag
als vornehmſtes Werkzeug politiſcher und ſozialer Ausbeutung
benützt worden und hat dazu gedient. Nachdem Sturz der
griechiſchen und römiſchen Kultur hat das Chriſtentum
als tauſend Jahre in Europa gehervſcht und die dichſte Un
wiſſenheit und Barbarei laſtete auf den Völkern. Wenn irgend
ein Staat verpflichtet war, das Bild eines chriſtlichen Muſter
ſtaates zu geben, war es der Kirchenſtagt, der unmittelbar unter
der Regierung des Papſtes und der höchſten Geiſtlichkeit ſtand;
und welches Bild hat uns der Kirchenſtaat bis zum letzten Tage
ſeines Beſtandes geliefert? Das traurigſte, das in Europa
ſich auftreiben ließe. Eine ſchmählich vernachläſſigte, in Aber-
glauben und Unwiſſenheit verſunkene Bevölkerung; die Arbeit
geſchändet und unterdrückt, dagegen herrſchend die unverſchäm
teſte Bettelei und die großartigſte Maſſenarmut. Die Ver-
brecherſtatiſtik ſchlimmer wie in irgendeinem Staate der Welt,
die öffentliche Unſicherheit ſprichwörtlich, die Staatsverwaltung
die lüderlichſte, die exiſtierte, und das Gebot der chriſtlichen
Nächſtenliebe, das ſich doch zunächſt in der Toleranz gegen
Andersgläubige zeigen müßte, mit Füßen getreten. Das war
der chriſtliche Muſterſtaat.

Aus Bebel: Die wahre Geſtalt des Chriſtentams.
In Deutſchland wird der Einfluß der verſchiedenen Kirchen,
insbeſondere der katholiſchen auf den Staat nicht ſchwächer, ſon
dern immer ſtärker, und es iſt kein geringerer als der deutſche
Kaiſer, der ſeinerſeits alles aufbietet, um dieſen Einfluß zu
fördern. Die Kirche erſcheint unſern herrſchenden und regieren-
den Klaſſen, neben der ultima ratio (letztes Mittel) der Könige,
den Kanonen, als die allein noch ernſthaft in Betracht kommende
Macht, welche die bürgerliche Geſellſchaft vor der ſozialiſtiſchen
Sintflut retten kann. Aber auch dieſe Macht verliert bei den
Maſſen immer mehr an Kredit. Um ihre politiſche Miſſion
erfüllen zu können, ſind die Kirchen genötigt, ſich auf Schritt
und Tritt religiös zu kompromittieren. Damit untergraben ſie
ſelbſt den Boden, auf dem ſie ſtehen. Wenn die Diener der
Kirche gezwungen ſind, ſich überall als Anwalt oder Handlanger
der Staatsgewalt und der herrſchenden Klaſſe herzugeben, um
jedes Unrecht, jede Unterdrückung, jede Rechtloſigkeit und jede
noch ſo ungerechte finanzielle Belaſtung der armen Maſſen zu
beſchönigen, wenn nicht gar zu rechtfertigen, ſo können ſie auf
die Dauer ihren Einfluß auf dieſe unmöglich aufrecht erhalten.
Die Maſſen werden trotz aller entgegenſtehenden Hinderniſſe
mit jedem Tage aufgeklärter und unterrichteter, ihr Mißtrauen
und ihre Unzufriedenheit gegen Staat und Geſellſchaft wächſt.
Die Kirchen müſſen alſo notwendig an Einfluß und Anſehen
bei den Maſſen einbüßen, wenn ihre Diener überall Schutz und
Schirm und Rechtfertigung Klaſſen und Zuſtänden angedeihen
laſſen, von denen dieſe ſich abwendeten. Dies mag ein lang
v Prazeß ſein, aber es iſt für die Kirche ein tödlicher

rozeß. Auch die Kirchen entgehen nicht ihrem Schickſal.
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